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Über 400 Millionen 
Menschen waren vor 

kurzem aufgerufen, ein 
neues Europäisches Par-
lament zu wählen: aufge-
fordert, ihre Stimme abzu-
geben und so an der poli-
tischen Willensbildung 
und Entscheidungsfindung 
mitzuwirken. Wahlen sind 
die Grundpfeiler der re-
präsentativen freiheitli-

chen Demokratie, denn „alle Staatsge-
walt geht vom Volke aus.“ (GG, Art. 20). 
Was so lapidar daherkommt, ist das Er-
gebnis eines jahrhundertelangen Rin-
gens um Freiheits- und Partizipations-
rechte. Umso erstaunlicher – und leider 
im Trend auch durch die Europawah-
len bestätigt – mutet es an, dass sich 
in unseren Tagen Demokratiemüdigkeit 
breitmacht, denn mittlerweile „erwei-
sen sich Wahlen […] offenbar weniger 
als Mittel zur demokratischen Korrek-
tur und Infragestellung der Politik denn 
als Gelegenheit, um aus der Demokratie 
selbst ‚abzuwandern‘.“1� Doch wie kann 
es in der westlichen Welt des 21. Jahr-
hunderts dazu kommen, dass sich ein 
Überdruss an der Demokratie breit-
macht? Allenthalben macht sich „De-
mokratiemüdigkeit“ breit (Arjun Appa-
durai). Die Gründe für die Abkehr von 
der Demokratie sind vielfältig wie um-
stritten: die zunehmende soziale Un-
gleichheit, ein tiefer Graben zwischen 
der politischen und wirtschaftlichen 
Elite und den Wählern, die Verunsiche-
rung durch die unverstandene Komple-
xität der globalen, digitalen Welt, Zu-
kunftsängste um den erreichten Wohl-
stand, der Mangel an Respekt in der 
Gesellschaft.

Populisten haben auf alle Probleme 
eine einfache Antwort. Demokratische 
Politik ist aber nicht einfach, und li-
berale Demokratie ist nicht selbst-
verständlich, so Wolfgang Thierse in 
diesem Heft. Zu ihrer Wiederbelebung 

formuliert er angesichts der gegenwär-
tigen Krise zehn Einsichten politischer 
Kommunikation, die sich auch als Re-
geln politischen Anstands lesen lassen. 
Die Beiträge von Ute Scheub und Rolf 
Ahlrichs plädieren anhand von kon-
kreten Beispielen für eine partizipati-
ve Demokratiebildung. Zentral ist dabei 
die Erfahrung demokratischer Willens-
bildung in der Lebenswelt, um die Re-
duzierung demokratischer Beteiligung 
auf „Wahlen“ zu überwinden. Olivie-
ro Angeli diskutiert den Streit um die 
Zuwanderung als neue Herausforde-
rung nationalstaatlich geprägter De-
mokratien. Oliver Hildago zeigt in einer 
breit angelegten theoretischen Unter-
suchung auf, wie die inneren Span-
nungen normativer Widersprüche in 
der Demokratie, etwa der alte Streit 
um Freiheit oder Gleichheit, als spezi-
fisches normatives Gerüst lebendiger 
Demokratie gedeutet werden können.

Alle Beiträge lesen sich auch als 
Kommentare zur aktuellen Krise der 
Demokratie. Gemeinsamer Ausgangs- 
wie Zielpunkt ist allen der Einsatz für 
eine liberale, pluralistische, rechts- 
und sozialstaatliche Demokratie. Dass 
das Vertrauen in die Demokratie nicht 
selbstverständlich ist, betonen auch die 
beiden großen Kirchen in ihrem neu-
en Gemeinsamen Wort „Vertrauen in 
die Demokratie stärken“ (siehe dazu 
den Beitrag von Johannes Frühbauer). 
Sie fordern eine „demokratische Sitt-
lichkeit“ ein – die faire Teilhabe, res-
pektvolle Teilnahme und wechselseiti-
ge Verantwortung im demokratischen 

Meinungsstreit –, um die Demokratie 
zu stärken und als Regierungsform der 
Freiheit zu erhalten.

Als Francis Fukuyama im Wende-
jahr 1989 mit seinem Essay „Das En-
de der Geschichte“ den Fall des Eiser-
nen Vorhangs als Höhepunkt der ge-
sellschaftlichen Evolution bezeichnet 
hatte: den unumkehrbaren Weg hin 
zu einer weltumspannenden Demo-
kratie, konnte sich keiner vorstellen, 
welche Faszination eine Generation 
später das Gegenmodell einer „illibe-
ralen Demokratie“ ausüben würde. Mit 
seinem neuen Buch ist Fukuyama, so 
scheint es, in der „Gegenwart der Ge-
schichte“ angekommen, in der ernstlich 
„die weltweite Ausmusterung der libe-
ralen Demokratie und ihre Ersetzung 
durch irgendeine Form des populisti-
schen Autoritarismus“2� zu befürchten 
ist. Schon im Titel seines Buches deu-
tet sich an, was Demokratietheoretikern 
vergangener Tage (und auch ihm selbst) 
möglicherweise entgangen ist: „Identi-
tät. Wie der Verlust der Würde unsere 
Demokratie gefährdet“. Der Versuch, die 
ökonomischen Faktoren mit den poli-
tischen Emotionen in Beziehung zu set-
zen, erscheint auf dem Hintergrund der 
globalen Dimension der Identitätspro-
blematik plausibel und eröffnet neue 
Handlungsperspektiven, denn Demo-
kratien, auch historisch gewachsene, 
so zeigt sich, sind keine Selbstläufer, 
sondern sind je und je neu auf eine le-
bendige demokratische Kultur ange-
wiesen, die das Bedürfnis nach Würde 
und Stolz befriedigen kann.

Demokratie neu stärken

1	Arjun Appadurai, in: Heinrich Geiselberger (Hg.), Die große Regression. Eine interna-
tionale Debatte über die geistige Situation unserer Zeit, Suhrkamp Verlag Berlin 2017, 27.

2	Arjun Appadurai, Demokratiemüdigkeit, 17.

Peter Klasvogt
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Seriosität, Anstand, Respekt … 
Der Ton macht die Musik?
Zum Stil politischer Kommunikation in Zeiten 
von Globalisierung und Digitalisierung

Das Vertrauen in die Demokratie und den sozialen Rechtsstaat schwindet auf alar­
mierende Weise. Gewohntes und Selbstverständliches löst sich  angesichts von Glo­
balisierung, Digitalisierung und Zuwanderung auf. Die Komplexität der Zukunft wirkt 
verunsichernd und ängstigend. Es wächst die Sehnsucht nach einfachen, autoritären 
Sicherheiten. Diese bedrohliche Krise verlangt die aktive Verteidigung der Demokratie. 
Dazu werden zehn zentrale Aspekte ihrer Stärkung benannt. Der folgende Text doku­
mentiert die Rede Wolfgang Thierses während des Kommendefestes im November 2018.

Regen wir uns zu wenig auf oder 
zu viel – über Ausländerfeindlich-

keit, Rassismus, Antisemitismus und 
Demokratiefeindschaft  – angesichts 
von Chemnitz, von Köthen, von Dort-
mund, von Kandel …? Sind wir in fal-
scher Dauerhysterie oder etwa zu lahm 
oder zu bequem, gar blind für die Ge-
fährdungen unseres sozialen und kul-
turellen Friedens, unserer Demokratie?

Es gibt zahllose Äußerungen, Um-
frageergebnisse und politologisch-
soziologische Analysen, deren Be-
fund heißt: Wir seien in einer Krise 
der repräsentativen Demokratie, in ei-
ner Vertrauenskrise der Volksparteien, 
in einer Wertekrise. Demokratieskep-
sis nähme zu, Politiker-Verdrossen-
heit sei ubiquitär. Ist es vor dem Hin-
tergrund des grassierenden Krisendis-
kurses eine Übertreibung, dass man 
das Gefühl einer historischen Zäsur 
hat, wenn nach 60 Jahren eine Par-
tei in den Deutschen Bundestag ein-
gezogen ist und inzwischen auch in 
alle Landtage, die zwischen konserva-
tiv, rechtspopulistisch und rechtsextre-

mistisch changiert? Sind die Besorg-
nisse um unsere Demokratie und den 
inneren Zustand unserer Gesellschaft 
mal wieder gänzlich übertrieben, also 
alarmistisch? Oder eher nicht?

Beteuern doch alle, versichern wir 
es uns doch immer wieder wechselsei-
tig: Die Demokratie in Deutschland ist 
nicht in Gefahr, wir leben in einem po-
litisch besonders stabilen Land, es gibt 
keinen Anlass für Unruhe, Krisenstim-
mung oder gar Alarmismus. Das gelte 
trotz terroristischer Anschläge, trotz 
rechtsextremistischer Gewalt (die in 
den vergangenen Jahren deutlich zu-
genommen hat), trotz des linksextre-
mistischen Gewaltexzesses in Ham-
burg, trotz der Wahlergebnisse für die 
AfD und auch trotz des anhaltenden 
Krisendiskurses. Wir leben schließlich 
in einem wirtschaftlich erfolgreichen, 
wohlhabenden Land mit einer gefes-
tigten, selbstverständlich gewordenen 
Demokratie, mit einem verlässlichen 
Rechtsstaat, einem einigermaßen gut 
funktionierenden Sozialstaat. Gewiss, 
gewiss.

Warum aber zeigen dann alle Stim-
mungsabfragen der letzten Jahre das 
gleiche zwiespältige Bild? Eine große 
Mehrheit der Deutschen meint, dass 
es ihnen gut gehe. Eine ebenso gro-
ße Mehrheit aber äußert zugleich die 
Befürchtung, dass es nicht so bleiben, 
dass es uns nicht weiterhin und dauer-
haft so gut gehen werde. Und dass der 
Wohlstand ungleich verteilt sei. Mit der 
positiven ökonomisch-sozialen Gegen-
wartsbeurteilung korrespondieren auf 
eigentümliche Weise eine starke Zu-
kunftsunsicherheit und das Empfinden 
sozialer Ungerechtigkeit.

Für diesen Zwiespalt gibt es Grün-
de. Wir leben in einem reichen Land, 
aber der Reichtum ist höchst ungleich 
verteilt. Die Einkommensunterschiede, 
die Gegensätze zwischen reich und arm 
sind in den letzten 30 Jahren deutlich 
gewachsen – nicht nur, aber auch in 
unserem Land. Die soziale Spaltung hat 
zugenommen, die Armutsrisikoquote 
ist gestiegen. Das obere Zehntel der Be-
völkerung besitzt 52 Prozent des Net-
toprivatvermögens, die untere Hälfte 

	 Starke Gerechtigkeits­
politik ist notwendig

Wolfgang Thierse



SchwerpunktthemaSchwerpunktthema

4 MOSINTERNATIONAL 13. Jg. (2019) Heft 2

nur 1 Prozent. Das ist die Herausfor-
derung: Starke Gerechtigkeitspolitik ist 

notwendig – auch um der Zukunft un-
serer Demokratie willen.

Gründe und Fakten zur Krise der Demokratie

Das ist das Eine. Woher aber kommt die 
von so Vielen empfundene Zukunfts-
unsicherheit, worin gründen das viel-
fach artikulierte demokratische Krise-
nempfinden, die verbreiteten Zweifel 
und die hör- und sichtbare Distanz ge-
genüber dem demokratischen System 
bei nicht wenigen Menschen? Eine Stu-
die der Friedrich-Ebert-Stiftung hat zu 
dieser Situation den passenden Titel: 
„Gespaltene Mitte. Feindselige Zustän-
de“. Und gerade ist eine neue Leipziger 
Studie erschienen zur Zunahme von 
Polarisierung und Minderheitenfeind-
lichkeit in der deutschen Gesellschaft.

Wie sehr sich die Stimmung (und 
die Lage) verändert, ja verfinstert hat, 
verdeutlicht eine Erinnerung. Ein gu-
tes Vierteljahrhundert ist das alles 
erst her: die friedliche Revolution, die 
Überwindung des Ost-West-System-
Konflikts, die Vereinigung Deutsch-
lands und die Überwindung der Spal-
tung Europas. Welche Euphorie 
damals, welche Hoffnung auf ein gol-
denes Zeitalter des Friedens! Das En-
de der Geschichte, der endgültige Sieg 
der Demokratie wurde von dem ameri-
kanischen Politikwissenschaftler Fran-
cis Fukuyama verkündet. Welch ein 
Kontrast zur Gegenwart! Was ist in-
zwischen passiert? Ich vergegenwärti-
ge holzschnittartig nur einige Fakten 
und Entwicklungen.

Wir haben in Deutschland und Eu-
ropa in den vergangenen beiden Jahren 
erlebt, wie sich durch die Flüchtlings-
bewegung die politische Tagesordnung 
und die gesellschaftliche Stimmung 
verändert haben. Es ist noch nicht 
wirklich absehbar, welche langfristigen 
Wirkungen die nun nicht mehr leugba-
re Tatsache haben wird, dass Deutsch-
land ein Einwanderungsland geworden 
ist und eine Einwanderungsgesellschaft 
werden muss. Vermutlich werden diese 
Veränderungen folgenreicher sein als 

die Wirkungen der Deutschen Wieder-
vereinigung. Die Flüchtlingsbewegung 
ist jedenfalls das tagespolitisch bei wei-
tem umstrittenste Thema.

Sie ist aber selbst Teil eines umfas-
senderen Prozesses, den wir mit dem 
Schlagwort „Globalisierung“ bezeich-
nen. Gemeint sind damit Verschärfung 
der Konkurrenz, Entgrenzung der Welt 
und Beschleunigung der ökonomischen 
Entwicklung, der internationalen Ar-
beitsteilung, des wissenschaftlich und 
technischen Fortschritts, insgesamt ei-
ne rasante Dramatik vielfältiger Ver-
änderungen.

Mit und seit der Finanzmarktkrise er-
leben wir die Rückseite der Globalisie-
rung, vor allem eine Verschärfung sozia-
ler Gegensätze, der Reichtums-Armuts-
Unterschiede, eben auch in Deutschland. 
Selbst das Weltwirtschaftsforum Davos, 
linker Gesinnung gewiss nicht verdäch-
tig, beklagt die wachsende wirtschaftli-
che und soziale Ungleichheit als eine der 
großen Gefahren für die Welt.

Viele erleben die Globalisierung als 
Gefährdung, ja als Verlust des Primats 
demokratischer Politik gegenüber den 
Märkten, gegenüber finanzökonomi-
scher Macht. Sie nehmen Politik wahr 
als atemloses Hinterherhetzen hinter fi-
nanzökonomischen Prozessen und Ent-
scheidungen. Sie nehmen eine zuneh-
mende Diskrepanz wahr zwischen dem 
Tempo und der Reichweite finanzökono-
mischer und technisch-wirtschaftlicher 
Prozesse und Entscheidungen einerseits 
und der Langsamkeit und (häufig) natio-

nalen Begrenztheit politisch-demokrati-
scher Prozesse und Entscheidungen an-
dererseits. Eine Wahrnehmung, die bei 
nicht wenigen Menschen Ungeduld und 
Unzufriedenheit erzeugt.

Ein Gefühl des Kontrollverlustes 
über das eigene Schicksal, die eigene 
Zukunft, breitet sich dramatisch aus. 
Abstiegsängste und Zukunftsunsicher-
heit nehmen gerade auch in den so-
zialen Mittelschichten zu. Zu den Ver-
unsicherungsfaktoren zählen gewiss 
auch die unbewältigten ökologischen 
Probleme und auch der rasante und 
zugleich beunruhigende Fortschritt der 
Gentechnologie.

Diese Gefühlslage wird verstärkt 
durch den sich beschleunigenden Pro-
zess der digitalen Transformation vor 
allem (aber nicht nur) der Arbeitswelt. 
Die weitere Entwicklung der Digitalisie-
rung und ihre Konsequenzen sind noch 
nicht voll überschaubar, deren politi-
sche, rechtliche und soziale Gestaltung 
hinkt – erklärlicherweise – hinterher. Die 
Zukunft der Arbeit, also der Arbeitsbio-
grafien ist fragil, ist unsicher.

Der islamistische Terrorismus, alte 
und neue, ungelöste und unlösbar er-
scheinende kriegerische Konflikte, die 
Schwäche der internationalen Organi-
sationen (vor allem der UNO), die Krise 
der EU (der Brexit als Menetekel) run-
den das beunruhigende Bild ab. Das 
alles vermittelt den irritierenden Ein-
druck einer Weltunordnung. „Die Welt 
ist aus den Fugen“ hat Frank Walter 
Steinmeier treffend bemerkt, „Die Welt 
wird neu vermessen“ beschreibt die Si-
tuation nur wenig freundlicher.

Die Wiederkehr alter Geister

Wir erleben – als fatale Folge all des-
sen – die Wiederkehr alter Geister – 
des Nationalismus, des Rassismus, der 
autoritären Politik. Was für eine Welt, 
die von Putin, Xi Jin Ping, Erdogan 

beherrscht wird und nun von Donald 
Trump, der demokratische Wahlen ge-
wonnen hat, mit Chauvinismus, Ras-
sismus und Sexismus befeuert und nun 
eine unberechenbare Außenpolitik be-

	 Abstiegsängste nehmen in 
den Mittelschichten zu
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treibt. Ein hetzerischer Spalter und no-
torischer Lügner: Die New York Times 
hat Trump 6.000 Lügen in den ver-
gangenen zwei Jahren nachgewiesen.

Deshalb ist es keine Überraschung, 
wenn im „Angst-Index der Deutschen“ 
vom September 2018 sich folgende Rei-
hung ergibt: Platz 1 – gefährlichere Welt 
durch Trump-Politik, Platz 2 – Überfor-
derung durch Flüchtlinge, Platz 3 – 
Spannungen durch Zuzug von Auslän-
dern, Platz 4 – Überforderung der Poli-
tiker, Platz 5 – Terrorismus, Platz 6 – 
EU-Schuldenkrise, Platz 7 – politischer 
Extremismus. 

Noch mehr beunruhigt der „Demo-
cracy Perception Index 2018“, aus dem 
man im Sommer dieses Jahres erfah-
ren konnte, dass das Vertrauen in die 

Politik von Demokratien und demo-
kratischen Regierungen geringer ist als 
in autoritäre Staaten. Das ist wirklich 
alarmierend.

Optimismus oder wenigstens Gelas-
senheit fallen gegenwärtig offensicht-
lich schwer. Im Gegenteil. Ein vertrau-
ter, gefährlicher, angstgetriebener Me-
chanismus wird wieder sichtbar und 
wirksam: Je komplexer und bedrohli-
cher die Problemfülle erscheint, umso 
stärker das Bedürfnis nach den einfa-
chen Antworten, umso stärker die Sehn-
sucht nach den schnellen Lösungen, ja 
nach Erlösung, nach der starken Auto-
rität. (Wir kennen das aus unserer deut-
schen Geschichte.) Das ist die Stunde 
der Populisten, der großen und kleinen 
Vereinfacher und Schuldzuweiser und 
Verfeinder. Wir erleben sie in unserer 
Nachbarschaft: in Holland und Frank-
reich, in Ungarn und Polen, in Öster-
reich und Italien, in den USA eben auch 
und ebenso in Deutschland mit der AfD.

Gefährdungen der Demokratie

Schauen wir ringsum: Die liberale, of-
fene, pluralistische, rechtsstaatliche 
und sozialstaatliche Demokratie ist 
nicht die Regel, sie ist eher die Aus-
nahme. Sie ist ein zerbrechliches poli-
tisches System, sie erweist sich als ge-
fährdet, selbst in Europa. Der Blick 
nach Polen, nach Ungarn, nach Russ-
land, in die Türkei erinnert an eine be-
unruhigende historische Erfahrung: 
„Zur Abschaffung von Demokratie eig-
net sich nichts besser als Demokratie“, 
so hat Peter Sloterdijk zutreffend be-
merkt. In dem Buch des amerikanischen 
Politikwissenschaftlers Levitsky „Wie 
Demokratien sterben“ findet sich die 
Beobachtung, dass heute Demokratien 
nicht durch Putsch zerstört werden, 
sondern auf demokratischem Wege, et-
wa durch Wahlen und ihre Folgen (ex-
emplifiziert am Beispiel der USA, Un-
garns und Polens). 

Dass die Demokratie eben nicht 
mehr selbstverständlich, sondern ge-
fährdet ist, fordert zu ihrer aktiven Ver-

teidigung heraus. Gerade auch in dem, 
was Krise der Parteiendemokratie, Ver-
trauenskrise der Volksparteien genannt 
wird. Gerade auch gegen das, was vie-
le zu Recht als Vergröberung der kom-
munikativen Sitten erleben: Die Lügen 
halten Hof als „alternative Fakten“, die 
sozialen Medien werden immer mehr 
zu Echoräumen der eigenen Vorurteile, 

der Entladung von Hass und der Stei-
gerung von Aggressivität.

Wir bemerken gegenwärtig, dass 
unser Land, dass die deutsche Gesell-
schaft sich insbesondere durch Migra-
tion verändert. Sich auf diese Verände-
rung einzulassen, ist offensichtlich eine 
anstrengende Herausforderung. Sie er-
zeugt Misstöne und Ressentiments und 
macht vielen (Einheimischen) Angst, vor 

allem unübersehbar und unüberhörbar 
im östlichen Deutschland. Pegida ist da-
für ein schlimmes Symptom, die Wahl-
erfolge der AfD sind ein anderes.

Vertrautes, Selbstverständliches, so-
ziale Gewohnheiten und kulturelle Tra-
ditionen: Das alles wird in der Wahr-
nehmung vieler Menschen unsicher, 
scheint gar verloren zu gehen. Indivi-
duelle und kollektive Identitäten wer-
den infrage gestellt – durch das Frem-
de und die Fremden die uns nahe ge-
rückt sind, durch die Globalisierung, 
die offenen Grenzen, die Zuwanderer, 
die Flüchtlinge. Die Folge sind (wie ich 
das nenne) „Entheimatungsängste“, die 
sich in der Mobilisierung von Vorurtei-
len, in Wut und aggressiven Protest 
ausdrücken und eben auch in Rassis-
mus und Gewalt. Genau das ist unsere 
demokratische Herausforderung und 
die ist eine politische wie moralische 
Herausforderung: Dem rechtspopulis-
tischen, rechtsextremistischen Trend, 
der sichtbar stärker und selbstbewuss-
ter geworden ist, zu begegnen, zu wi-
dersprechen, zu widerstehen. Die Wahl-
ergebnisse der letzten Jahre sind Be-
unruhigung und Herausforderung 
genug. 

Es gibt also in der gegenwärtigen 
Welt wirkliche Anlässe und Gründe für 
Besorgnisse und Ängste! (Ich habe ei-
nige Stichworte genannt). Man soll-
te diese Besorgnisse und Ängste nicht 
arrogant abtun, Politiker sollten das 
schon gar nicht. Denn es gibt ja (die 
beschriebenen) Anlässe und wirkliche, 
nicht nur eingebildete Gründe für Be-
sorgnisse und Ängste. Das zu bestrei-
ten wäre nicht nur (gefährliche) Nai-
vität, sondern Realitätsverlust, die die 
Vorurteile gegenüber Politik und Poli-
tikern („denen da oben, die die Wirk-
lichkeit nicht kennen“) bestätigen und 
die Ängste eher befördern als abbauen 
würden. Eine Vorlage geradezu für die 
Populisten á la AfD, die den Acker der 
Ängste eifrig bestellen, Ängste also be-

	 Das Vertrauen in die 
Demokratie ist geringer als 
in autoritäre Staaten

	 Die Gefährdung der 
Demokratie fordert zu 
ihrer aktiven Verteidigung 
heraus

	 Politiker sollten Sorgen 
und Ängste nicht abtun
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stärken, um sie politisch zu instrumen-
talisieren, sie ausbeuten zu können. So 
werden Ängste zu einem Machtfaktor, 
zu Ängsten, die ängstigen!

Aus Ängsten, aus Verunsicherung 
und Besorgnissen werden verfestigte 
Vorurteile, wird Feindlichkeit und Ras-
sismus bis hin zur Gewalt. So bekom-
men Ängste demokratiegefährdende, ja 
zerstörerische Qualität. Wie also mit 
Ängsten umgehen?

„Angst treibt man nicht aus, in-
dem man sie für dumm und grundlos 
erklärt“, schreibt der Journalist Heri-
bert Prantl in der Süddeutschen Zei-
tung. Er hat Recht. „Ängste lassen sich 
nicht dementieren, Wut lässt sich nicht 
weg argumentieren“, lese ich in Mela-
nie Amanns Buch „Angst für Deutsch-
land – Die Wahrheit über die AfD“. Das 
entspricht meiner Erfahrung: Der Ver-

such, per Sach-Argument den mit ihrer 
Angst Argumentierenden beizukom-
men, scheitert meist. Gegebenenfalls 
werden die Fakten zu den Gefühlen 
passgerecht gemacht. Es gibt eben auch 
eine Art wütender Lust an der Angst, 
einer wütenden Lust, Opfer zu sein.

Weil diskursive Auseinanderset-
zung schnell an Grenzen kommt, ist 
trotzdem das Gegenteil nicht erlaubt, 
jedenfalls politisch nicht vernünf-
tig: nämlich Anbiederung, Übernah-
me der Sprache der Angst, der Spra-
che der Populisten. Davor kann ich nur 
warnen, das bestätigt und stärkt die-
se nur! Vielmehr sollte es vor allem 
darum gehen, Lösungen für die Pro-
bleme zu finden, in denen die Auslöser 
für die Zukunftsangst stecken. Darüber 
gemeinsam zu streiten und gemeinsam 
zu handeln! Das ist der Weg.

Zehn Aspekte zur Verteidigung der Demokratie

Lassen Sie mich in zehn Punkten for-
mulieren, was ich für besonders dring-
lich halte, um unsere Demokratie in 
umkämpften Krisenzeiten zu verteidi-
gen und zu stärken.

1. Die Politiker (also Parlamente wie 
Regierungen) sollen selbstverständlich 
ihre Pflicht tun, also an der schritt-
weisen Lösung der ängstigenden Pro-
bleme arbeiten. Ich betone schrittwei-
se, weil es in der Demokratie nicht 
schneller geht. Demokratische Poli-
tik kann (und darf) Erlösungsbedürf-
nisse nicht befriedigen. Die wirkliche 
Politik ist auch keine Talkshow, in de-
nen es um die schnelle und treffen-
de Pointe geht. Die wirkliche Politik 
ist schweißtreibend und langsam und 
immer auf der Suche nach möglichst 
gelingenden und überzeugenden Kon-
sensen oder Kompromissen. Ich lobe 
die Langsamkeit demokratischer Po-
litik, weil diese erst ermöglicht, dass 
sich an ihren Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozessen möglichst vie-
le beteiligen können, wenn sie es denn 
wollen. Aber das verlangt leider so-

wohl Engagement, wie auch Ausdau-
er und Geduld.

2. Politiker sollen ihre Arbeit, also ih-
re Ziele, die Alternativen, die Strate-
gien, Instrumente und Schritte von 
deren Verwirklichung in einer ver-
ständlichen und einladenden Sprache 
erklären, also auch erklärend debattie-
ren. Das schlimmste Wort für die politi-
sche Kommunikation der letzten Jahre 
war das Wörtchen „alternativlos“! Poli-
tiker müssen sichtbare kommunikative 
Anstrengungen unternehmen, der sich 
immer wieder einstellenden Tendenz 
zur Selbstbezüglichkeit der politischen 
„Klasse“ zu begegnen und zu widerste-
hen. Und die Medien, die Journalisten, 
die ja selbst Teil der politischen Klasse 
sind, müssen dabei helfen.

3. Wir sollten alle Formen der Öffnung 
der Politik, der Partizipationsmöglich-
keiten, der Teilhabe an politischer Mei-
nungsbildung und Entscheidung nut-
zen und wenn möglich erweitern. Dies 
allerdings in einer Weise ohne uns all-
zu sehr den Suggestionen direkter De-

mokratie, der Faszination plebiszitärer 
Demokratie auszuliefern. Mehr Teilha-
bemöglichkeiten, ja. Aber die repräsen-
tative Demokratie ist und bleibt das sta-
bilere System und dient dem Gemein-
wohl besser, weil sie auch die Mehrheit 
einem Verständigungs- bzw. Aushan-
delsgebot mit der Minderheit im parla-
mentarischen Prozess unterwirft, also 
Mehrheit und Minderheit in den dis-
kursiven Prozess zwingt. (Wir sollten 
übrigens auch den Verheißungen einer 
Internetdemokratie misstrauen – aber 
da ist wohl inzwischen Ernüchterung 
eingetreten.)

4. Streit und zwar friedlicher Streit 
nach Regeln der Fairness ist ein we-
sentliches Element der Demokratie. Sie 
ist eben eine diskursive Herrschafts-
form. Genau als solche gilt es sie zu 
verteidigen – gegen das populäre Miss-
verständnis, Demokratie sei einfach 
Volksherrschaft, Herrschaft der Mehr-
heit (dieses Missverständnis begründet 
illiberale Demokratie). Es gibt keine De-
mokratie ohne Rechtsstaat und ohne 
Minderheitenrechte. Das Volk pflegt ja 
immer im Plural aufzutreten, nicht im 
Singular. Er ist eine Vielheit, das wuss-
te schon Aristoteles. Die Art, wie wir 
Meinungsverschiedenheiten und Inte-
ressenskonflikte austragen, macht die 
Qualität der politischen Kultur aus: Der 
diskursive Entscheidungsweg ist es, der 
die Legitimität getroffener Entschei-
dungen begründet. Mäßigung, Kom-
promiss, Konsenssuche als notwendi-
ge Elemente demokratischer Kultur 
sind immer wieder neu zu verteidigen 
gegen die autoritären Versuchungen. 
Wir sollten auf der Würde des demo-
kratischen Kompromisses bestehen 
(und ihn nicht immerfort als „schäbi-
gen Kompromiss“ denunzieren). 

5. In unserer Demokratie sind und blei-
ben die Parteien die besonders wichti-
gen Akteure des diskursiven politischen 
Prozesses: Sie zu verachten, heißt de-
mokratische Politik zu verachten. Die 
Parteien sind zugleich Teil der Zivilge-
sellschaft und Brücke in das notwendi-

	 Die Parteien sind zugleich 
Teil der Zivilgesellschaft 
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notwendige politische 
Regierungshandeln.
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ge politische Regierungshandeln. Wenn 
ich die Rolle der Parteien betone, will 
ich damit nicht einen Ausschließlich-
keitsanspruch erheben und nicht sagen, 
dass soziale Bewegungen zu missach-
ten seien. Im Gegenteil: Bürgerschaft-
liches Engagement ist so viel wie mög-
lich zu fördern und zu unterstützen. 
Gerade auch Parteien sollten ein In-
teresse daran haben, dass es vielfältige 
Möglichkeiten der Erfahrung von po-
litischer Selbstwirksamkeit gibt. Aber 
ich bin zutiefst misstrauisch gegenüber 
jedem Versuch, politische Bewegungen 
an die Stelle der Parteien zu setzen.

6. Was ist zu tun gegen den drasti-
schen Vertrauensverlust von demo-
kratischen Institutionen, von Partei-
en, von „Eliten“? Dafür gibt es kein 
Patentrezept. Natürlich gehört die ei-
gene überzeugende Arbeit an den Pro-
blemlösungen an die erste Stelle der 
Antworten auf diese Frage. Aber Pro-
blemlösungen bleiben ja immer lang-
sam und enttäuschen unweigerlich 
die heftigen Sehnsüchte und Erwar-
tungen. Sie sind nicht selten durch-
aus autoritärer Art. („Die da oben, die 
im Westen …“) Deshalb müssen auto-
ritäre Denkmuster und Einstellungen 
selbst zum Gegenstand der Demokra-
tiedebatte werden und deren Überwin-
dung ist auch Aufgabe von Demokra-
tieerziehung.

An die Stelle von Personalisierung 
und Skandalisierung der – gewiss Un-
geduld erzeugenden und oft mühseli-
gen  – Meinungsbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse in der Demokratie, 
sollte in den Medien deren Überset-
zung ins Verständliche und Nachvoll-
ziehbare treten. Ein frommer Wunsch? 

7. Eine entscheidende Zukunftsaufgabe 
ist die Neuausrichtung des Internets: 
Es muss aus einem Echoraum der eige-

nen Vorurteile, aus einer Sphäre, in der 
sich Aggressivität und Hass entladen, 
zu einem Raum der Demokratie wer-
den. Demokratie aber gibt es nicht oh-
ne Sichtbarkeit und ohne persönliche 
Verantwortungsbereitschaft. Genau da-
für brauchen wir Regeln! Die gibt es 
aber bisher nicht, weshalb das Inter-
net bisher auch nicht zu einem Raum 
der Demokratie geworden ist.

8. Gelingende Demokratie in einer plu-
ralistischen Gesellschaft verlangt nach 
einem Fundament von Gemeinsamkei-
ten, nach einer gemeinsamen Antwort 
auf die Frage nach ihrer politischen 
Identität. Um der Zukunft der Demo-
kratie willen müssen wir uns immer 
wieder neu des ethischen und kultu-
rellen Fundaments der Demokratie als 
Lebensform der Freiheit vergewissern. 
Gerade in umkämpften Zeiten, in zer-
splitterter Kommunikation, angesichts 
von zunehmender sozialer, kultureller 
und weltanschaulicher Heterogenität 
haben wir nach dem „Wir“ der poli-
tischen Gemeinschaft zu fragen: Wie 
möchten wir leben? „Als Freie und 
Gleiche in einem offenen, demokra-
tischen Gemeinwesen oder in einem 
eher geschlossenen autoritären Sys-
tem?“ (Andreas Voßkuhle).

9. Die Stärkung der Demokratie ist des-
halb wesentlich auch eine kulturelle 
Aufgabe. Eine pluralistische und zu-
nehmend heterogener werdende Ge-
sellschaft ist geprägt durch Wert- und 
Identitäts-Konflikte, also durch Kul-
turkonflikte. Damit haben wir weni-
ger (positive) Erfahrungen als mit der 
Austragung von (sozialökonomischen) 
Interessenskonflikten. In welcher Spra-
che tragen wir sie zwischen falschem 
Korrektheitskorsett einerseits und der 
Sprache der Ausschließung, der Ag-
gressivität, des Hasses andererseits 
aus? Wie ermöglichen wir die Erfah-

rung des Gehörtwerdens (und über-
winden das Gefühl, „die da oben wis-
sen nichts von uns, die verstehen uns 
nicht  …“)? Das Schließen der soge-
nannten Repräsentationslücke darf ja 
nicht heißen, dass Hass und Aggres-
sivität, dass Rassismus und Antisemi-
tismus nun auch im Parlament statt-
zufinden hätten!

10. Genau das passiert aber nun: Miss-
stimmung, Wut, Verachtung, Hass – das 
alles hat nach den Landtags- und Bun-
destagswahlen seinen Weg in die Parla
mente gefunden. Es wird unüberhörbar 
jetzt auch im Deutschen Bundestag 
ausgedrückt. Der bisherige parlamen-
tarische Common sense ist durch die 
AfD aufgekündigt. Wer anfangs wie 
manch journalistischer Kommentator 
meinte, erwarten zu dürfen, dass durch 
den Einzug der AfD die Bundestags-
debatten lebendiger würden, der sollte 
inzwischen belehrt sein durch deren 
Auftritte. Hass und Hetze sind keine 
Lebendigkeit! Gezielte Provokationen 
befördern nicht die argumentative De-
batte – so wenig wie Fouls ein Fuß-
ballspiel wirklich bereichern. Mit ab-
sichtsvollen rhetorischen Tabuverlet-
zungen und politisch-moralischen 
Grenzüberschreitungen verschieben 
die AfD-Parlamentarier Sitzungswoche 
für Sitzungswoche das, „was man doch 
noch mal sagen darf“. Wir, die Bürge-
rinnen und Bürger, sollten genau hin-
hören und hinschauen, was die AfD 
innerhalb und außerhalb der Parlamen-
te sagt und tut. Welche Sprache sie 
spricht. Und wir sollten deren „fra-
ming“ erkennen, die sprachliche Stra-
tegie durchschauen lernen. 

Aber über diese Partei hinaus gilt: 
In einem nervösen Land hat prägende 
Kraft und Wirkung nicht nur das, was 
Politiker sagen, sondern auch wie sie es 
tun. Der Ton macht auch hier die Mu-
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sik. Begriffe wie „Asylgehalt“, „Asyl-
touristen“, „Antiabschiebe-Industrie“, 
sind eben nicht von nüchterner und 
sachlich-argumentativer Qualität, son-
dern sind vergiftete Begriffe von durch-
aus demagogischer Art. Die Absicht ih-
rer Verwendung ist durchschaubar, ihre 
Wirkung allerdings ist höchst proble-
matisch: Das Kopieren von AfD-Pa-
rolen macht die Rechtspopulisten und 
Rechtsextremisten nicht etwa kleiner, 
sondern größer.

Zum Schluss

Demokratie ist Streit, ist Debatte. 
Sie wird schwieriger angesichts von 
Rechtspopulisten und Extremisten in 
den Parlamenten und angesichts der 
aggressiven Stimmung im Alltag. 
Wie gelingt ein demokratischer Dis-
kurs in solchen Zeiten und mit wüten-
den Bürgern und rechtspopulistischen 
Ideologen? Es geht darum, die richti-

ge Mischung zu finden zwischen Ver-
stehens-Orientierung und Konfronta-
tionsbereitschaft. Beschimpfungen und 
Stigmatisierungen helfen nicht. Das 
Gespräch zu suchen, ist übrigens nicht 
nur Aufgabe von Politikern, sondern 
es ist Bürgeraufgabe. Als Demokraten 
sollten wir immer wieder neu versu-
chen, „Hermeneuten der Wut“ (Bern-
hard Pörksen) zu werden. Je konkreter, 
je faktenbezogener, je versachlichen-
der das Streitgespräch, die Problembe-
sprechung ist, umso besser! Dauerem-
pörung über die Anderen ist hilflos. 
Besser ist der Versuch, falsche Behaup-
tungen sachlich richtig zu stellen, ideo-
logische Motivationen und Absichten 
sichtbar zu machen. Aber gelegentlich 
hilft auch nur die Bereitschaft zum ent-
schiedenen Widerspruch.

Wir sollten auf Unterscheidungen 
achten: Angst und Hass sind sehr ver-
schiedene Emotionen, Angst überwin-
det man nicht durch Schulterklop-
fen oder Beschimpfungen, sondern 

durch Aufklärung, durch Gespräch, 
durch Begegnung, durch gemeinsa-
mes Handeln. Hass (gegen Fremde, ge-
gen Ausländer, gegen Juden, gegen 
Demokraten) haben wir offensiv und 
selbstbewusst zu begegnen und zu wi-
dersprechen. Die Artikulation von Be-
sorgnissen ist etwas gänzlich anderes 
als Hetze. Wir sollten in jedem Fall auf 
solche Unterscheidungen achten und 
danach handeln.

kurzbiographie
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2005 Präsident, von 2005–2013 Vize­
präsident des Deutschen Bundestages. 
Der SPD-Politiker gehörte dem Deut­
schen Bundestag von 1990–2013 an. 
Zahlreiche politische Ämter, u. a. viele 
Jahre Vorsitzender der SPD-Grund­
wertekommission.
�Weiteres zur Person und Veröffent­
lichungen: www.thierse.de.
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Migration als Problem 
moderner Demokratien

In den Kontroversen um die „Flüchtlingskrise“ wird Migration als eine neue Heraus­
forderung wahrgenommen. Hinter dem aktuellen Phänomen der Migration liegt aber 
eine lange Entwicklungsgeschichte territorial bestimmter, demokratischer National­
staaten und deren Wohlfahrtspolitik, die Migration zum „Problem“ haben werden 
lassen. Aktuell ist dagegen die starke politische Polarisierung zwischen traditionellen 
und liberalen Vorstellungen von Gesellschaft, die im Streit, wer zum „Volk“ (nicht) 
dazugehört, sichtbar geworden ist. Dabei ist das deutlich hervortretende Spannungs­
verhältnis zwischen Migration und Demokratie nicht einseitig aufzulösen. Moderne 
Demokratien müssen mit der Pluralität und Konkurrenz politischer Ansichten über 
kontroverse Themen wie Migration nicht nur leben – sie sollten den Streit um Wahr­
heit und Richtigkeit offen austragen.

Migration als Problem

Migration ist in vielen Ländern Euro-
pas ein kontrovers diskutiertes Thema. 
Erhebungen des Eurobarometers zei-
gen, dass das Thema Migration spä-
testens seit der ‚Flüchtlingskrise‘ kon-
stant zu den dringlichsten Sorgen der 
europäischen Bevölkerungen gehört. 
Dabei sind Flucht und Migration ge-
wiss keine Phänomene des 21.  Jahr-
hunderts.

Menschen sind seit jeher quer durch 
europäische Länder gewandert, ob frei-
willig oder aus der Not heraus. Migra-
tion ist ein fester Bestandteil der eu-
ropäischen Geschichte: 

Die Mauren zogen nach Spanien, 
die Normannen nach England und die 
Hugenotten nach Deutschland und 
auch das 20. Jahrhundert kennt viele 
Beispiele von gewünschter und benö-
tigter (Arbeits-)Migration. Warum al-
so spaltet das Thema Migration heute 

so sehr? Natürlich tragen Rechte und 
Populisten eine Verantwortung für die 
aufgeheizte Stimmung. Sie haben in 
den letzten Jahren gezielt Ängste vor 
Masseneinwanderungen und den an-
geblich damit verbundenen sozialen 
und kulturellen Kosten geschürt. Den 
Fokus allein auf Rechte und Populis-
ten zu legen, wäre allerdings zu kurz 
gegriffen. Denn in Teilen der Bevölke-
rung waren Sorgen und Bedenken über 
das Thema Migration schon vor 2015 

vorhanden – sprich bevor Parteien, wie 
die AfD, sie gezielt instrumentalisier-
ten. Die (oftmals negative) Wahrneh-
mung von Migration ist aber nicht aus 
dem Nichts entstanden ist. Ihr geht ei-
ne lange Entwicklung voraus, genau-
er: eine sich über Jahrhunderte fortset-
zende Entwicklung von Migration hin 
zum Problemphänomen. Vier Entwick-
lungsphasen dieser zunehmenden Pro-
blematisierung von Migration lassen 
sich rückblickend gut nachzeichnen:

Territoriale Grenzen

„Wir können es nicht zulassen, dass 
all diese Leute in unser Land einmar-
schieren“, schrieb der US-amerikani-
sche Präsident Trump 2019 auf Twit-
ter. Mit „Leute“ sind Einwanderer aus 
Mexiko und anderen lateinamerikani-
schen Ländern gemeint. Trumps Aus-
sage richtet sich gegen diese Einwan-
derer und verweist zugleich auf eine 
in Anspruch genommene Selbstver-
ständlichkeit, nämlich, dass Staaten 

den Zutritt in das eigene Territorium 
verwehren können. Dabei wird Terri-
torium implizit in den Kategorien des 
Privateigentums gedacht: Wie Eigen-
tümer bestimmen, wer Zutritt zu ihrem 
Land erhalten soll, so entscheiden al-
lein die Bürgerinnen und Bürger, wer 
in ihr Land einwandern bzw. sich dort 
niederlassen kann, wobei dieses Recht – 
ähnlich wie das Eigentumsrecht – in 
gewisser Weise vererbbar ist. In der An-

	 Menschen sind seit 
jeher quer durch Europa 
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tike und im Mittelalter wäre diese pri-
vatrechtliche Auslegung der Zutritts-
kontrolle noch weitestgehend unvor-
stellbar gewesen (Spruyt 1994). Mit-
telalterliche Königreiche und Fürsten-
tümer waren territorial nicht klar 
eingegrenzt und für Wanderer relativ 
durchlässig. Erst mit der Entstehung 
des westfälischen Staatensystems ge-
hört die Kontrolle der Einhaltung na-
tionaler Grenzen zu den Kernaufgaben 
der Staaten (Grewe 1984: 87–90). Um-
gesetzt wurden diese Kontrollen aber 
erst im frühen 20. Jahrhundert. 

Zu den Verlierern dieser Entwicklung 
gehören ganz klar Migranten und vor al-

lem Flüchtlinge. Denn mit der Territori-
alisierung staatlicher Macht geht einher, 
dass sich Menschen in zwei Klassen un-
terscheiden, den Besitzenden (eines Ter-
ritoriums) und den Nichtbesitzenden – 
wobei letztere die Erlaubnis zum Zutritt 
erhalten müssen. Tun sie dies nicht, so 
werden sie als Eindringlinge wahrge-
nommen und behandelt – ein Schick-
sal, das heute vor allem ‚illegale‘ bzw. 
irreguläre Migranten ereilt.

Die neue Unterscheidung von Einheimischen und Fremden

Zur Geschichte moderner Staatlichkeit 
gehört auch die Entstehung und Eta-
blierung von Nationalstaaten. Mit ihr 
gewann eine weitere Unterscheidung 
an Bedeutung, nämlich die zwischen 
Einheimischen und Fremden. Es ist frei-
lich nicht so, dass Migranten vor der 
Entstehung der Nationalstaaten nie als 
Fremde wahrgenommen wurden1�. Al-
lerdings wurde ihr Fremdsein zumeist 
über Merkmale wie Religion bzw. Spra-
che definiert. Will heißen: Wer sich in 
einem anderen Land niedergelassen 
hatte, war nicht per se ein Fremder. 
Zur generellen Verknüpfung von Mi-
gration und Fremdheit trägt die Entste-
hung territorial geschlossener Natio-
nalstaaten bei. Diese werden implizit 
oder explizit als homogene Sozialräu-
me mit möglichst einheitlicher Sprache, 
Religion, Kultur oder Ethnie gedacht. 
Wer von außen kommt – also Zuwande-

rer und Flüchtlinge – wird fast zwangs-
läufig als potentielle Herausforderung 
für die als homogen imaginierte Nati-
onalgesellschaft wahrgenommen. Für 
Zuwanderer und Flüchtlinge hat die-
se Entwicklung erhebliche Konsequen-
zen. Migration wird zunehmend auf die 
Frage hin untersucht, ob sich Migran-
ten als Träger fremder Kulturen in die 
Aufnahmegesellschaft integrieren las-
sen (Favell 2007). Dieses Verständnis 
von Migration als gesellschaftliche He-
rausforderung trägt zu Praktiken der 
Ausgrenzung und Diskriminierung bei. 
Ordnungspolitisch läuft es auf integra-
tionspolitische Maßnahmen hinaus, die 
auf eine graduelle Anpassung oder gar 
Assimilation der Neuankömmlinge ab-
zielen. Doch auch der Ausschluss bzw. 
Ausweisung von Migranten wird oft-
mals mit Verweis auf vermeintliche In-
tegrationsprobleme begründet.

Sozialstaatliche Kosten der Migration

Rechtspopulisten betonen in der Re-
gel nicht nur die kulturellen Kosten 
der Migration. Migration koste dem 
Aufnahmestaat auch viel Geld, heißt 
es oft. Ganz unrichtig ist die Behaup-
tung indes nicht. Tatsächlich erwerben 
Einwanderer in Europa mit zunehmen-

der Dauer ihres Aufenthaltes Rechtsan-
sprüche auf wohlfahrtsstaatliche Leis-
tungen. Rechtspopulisten spielen damit 
auf etwas an, was erst seit der Etablie-
rung sozialstaatlicher Strukturen und 
Vorgaben überhaupt denkbar ist. Da-
vor waren Neuankömmlinge nicht mit 

positiven Rechten (d. h. Rechten dar-
auf, bestimmte Güter oder Dienstleis-
tungen zu erhalten) ausgestattet, die sie 
gegenüber der einheimischen Bevöl-
kerung geltend machen konnten. Wer 
sich in einem fremden Land nieder-
ließ, war froh, wenn ihm nicht feind-
selig begegnet wurde (und damit war 
vor allem Schutz vor religiöser Verfol-
gung gemeint).

Haben Zuwanderer also von der Ent-
stehung der Sozialstaaten profitiert? 
Nicht unbedingt. Die sozialstaatlichen 
Kosten der Migration werden oft als 
Grund für eine restriktive Einwande-
rungspolitik angeführt. Denn das Ge-
fühl, Migration koste zu viel, findet in 
breiten Teilen der Bevölkerung An-
klang – nicht nur in traditionellen Wohl-
fahrtsstaaten. Laut Eurobarometer sehen 
viele Europäer die Auswirkungen von 
Migration auf die Sozialsysteme kritisch 
(Europäische Kommission: 2018). Man-
che halten Migration und Sozialstaat so-
gar für inkompatibel. Demnach ist So-
zialstaatlichkeit nicht für Einwande-
rungsgesellschaften bzw. Gesellschaften 
mit hoher Einwanderungsrate ausge-
legt2�. Schließlich sind Einwanderer oft-
mals überproportional häufig auf staat-
liche Unterstützung angewiesen und 
konkurrieren damit um das knappe Gut 
der sozialstaatlichen Unterstützung mit 
den sozial benachteiligten, einheimi-
schen Gesellschaftsschichten. 

Unter Ökonomen ist diese Sichtwei-
se überaus umstritten. Für die meis-
ten von ihnen ist Migration eher Se-
gen denn Fluch  – vor allem für die 

	 Verlierer der neuen 
Grenzkontrollen sind 
Migranten und Flüchtlinge

	 Für die meisten Ökonomen 
ist Migration eher Segen 
denn Fluch

1	So kann der lateinische Begriff „pe-
regrinus“ beispielsweise gleichbedeutend 
für einen „Fremden“ bzw. „Ausländer“ oder 
für einen Migranten bzw. Pilger verwen-
det werden.

2	So zum Beispiel Milton Friedman: „It’s 
just obvious you can’t have free immigra-
tion and a welfare state“ (Friedman 1997).
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europäische Demokratien in doppel-
ter Weise durch Migration herausge-
fordert werden:

Der Streit um die 
Zugehörigkeit

Die erste Herausforderung betrifft die 
Grenzen demokratischer Zugehörig-
keit. Diese sind solange unsichtbar und 
letztlich unbedeutend, bis an ihnen ge-
rüttelt wird. Und genau das tut Migra-
tion. Im Zuge von Migration und zu-
nehmender Pluralisierung europäischer 
Gesellschaften wird die Frage nach dem 
‚Wir‘ bzw. dem Demos selbst zum Ge-
genstand demokratischer Selbstver-
ständigung. Wer gehört eigentlich zum 
Volk? Diese Frage lässt sich nicht selbst 
demokratisch klären, da dies wiederum 
eine Klärung der Zugehörigkeit zum 
Volk voraussetzt. Rechte und Rechts-
populisten konstruieren ein homoge-
nes Volk mittels vertikaler sowie hori-
zontaler Unterscheidungen – als „wir 
gegen die da oben“ und als „wir ge-
gen die da draußen“. Letzteres ist vor 
allem gegen Zuwanderer und Flücht-
linge gerichtet, die als das Andere/
Fremde wahrgenommen und entspre-
chend dargestellt werden. Zugehörig-
keit zum Demos wird im Liberalismus 
dagegen eher über Kriterien der Betrof-
fenheit bzw. des Betroffen-Seins de-
finiert. Der Kerngedanke dabei: Jeder 
Mensch, der dem Gesetz unterworfen 
ist, muss es mitbeschließen können, da-
mit seine Freiheit gewahrt bleibt. Laut 
Michael Walzer kann kein demokrati-
scher Staat die Etablierung dauerhaf-
ter Statusunterschiede zwischen Bür-
gern und Ausländern zulassen. „Die in 
ihm lebenden Personen sind der Au-
torität dieses Staates entweder unter-
worfen, oder sie sind es nicht; wenn 
sie ihr unterworfen sind, dann müssen 
sie bei dem, was ihre Obrigkeit tut, ein 
Mitspracherecht und letztlich sogar ein 
gleiches Mitspracherecht haben“ (Wal-
zer 1992: 105). 

Praktisch bedeutet dies, dass sich 
die Migrations- und Integrationspoli-

heimische Wirtschaft. In den öffentli-
chen Debatten und in den Medien über-
wiegt dennoch das Gefühl der Überfor-
derung – und dieses wird durch die Re-
de vom „Asylmissbrauch“ bzw. von der 
„Einwanderung in die Sozialsysteme“ 
zusätzlich befeuert.

Diese drei Entwicklungsphasen der 
Migration lesen sich wie eine Verfalls-
geschichte bzw. als Abstieg vom Ideal 
der mehr oder weniger ungehinderten 
Bewegungsfreiheit in die heutige Rea-
lität des staatlichen Monopols auf die 
legitimen Mittel der Mobilität. Für sich 
genommen sind sie jedoch nicht unbe-
dingt negativ zu beurteilen. Das Prin-
zip staatlicher Territorialität zum Bei-
spiel hatte schon immer zwei Seiten, 
nach außen (z. B. gegenüber Zuwande-
rern) exklusiv und nach innen inklu-
siv. Denn Territorien sind Bezugsgrö-
ßen für die Zuteilung von Rechten. In 
modernen Territorialstaaten sind alle, 
die auf Dauer im gleichen Territorium 

ansässig sind, vom Prinzip her recht-
lich gleichzustellen. Dient das Terri-
torium als Bezugsgröße für die Zutei-
lung von Rechten, so treten andere, 
zumeist askriptive Zuteilungskriterien 
(wie Hautfarbe, Alter oder soziale Her-
kunft) in den Hintergrund oder wer-
den gar abgelöst. Auch das Aufkom-
men der Nationalstaaten hat nicht nur 
einen Nationalismus hervorgebracht, 
der Kriege anzettelt und wenig Raum 
für gesellschaftliche Diversität lässt. 
Laut Jürgen Habermas hat der Aufbau 
moderner Demokratien die Nation als 
Idee von gesinnungsbildender Kraft be-
nötigt, die stärker als Volkssouveränität 
und Menschenrechte an Herz und Ge-
müt appelliert (Habermas 1996: 136).

Auch die vierte Entwicklungspha-
se der Migration – die Demokratisie-
rung –, die ich nun eingehender be-
trachten möchte, wirft sowohl Licht als 
auch Schatten auf die Wahrnehmung 
von Migration.

Migration als Politikum

Eine wichtige Voraussetzung für die 
Politisierung und Problematisierung 
des Themas Migration stellt die Ver-
breitung bzw. Vermehrung moderner, 
parlamentarischer Demokratien im 
19. Jahrhundert dar. 

Dabei ist der politische Stellenwert 
der Migrationspolitik zunächst ge-
ring. Anfang des 20. Jahrhundert ha-
ben nur wenige Staaten Politiken und 
Mechanismen der Migrationskontrol-
le etabliert. Migrationspolitik taugte 
nicht zum politischen Aufreger. Eine 
Ausnahme stellen u. a. die Vereinigten 
Staaten dar, die schon im Jahr 1882 
das „Gesetz zum Ausschluss der Chi-
nesen“ (Chinese Exclusion Act) erlie-
ßen, um die Zuwanderung chinesischer 
Migranten einzudämmen. Der Verab-
schiedung des Gesetzes waren politi-

sche Auseinandersetzungen zwischen 
Befürwortern und Gegnern einer libe-
ralen Einwanderungspolitik vorausge-
gangen, wobei sich letztere auch frem-
denfeindlicher Argumente bedienten. 
In Europa rückt das Thema Migration 
erst in der Nachkriegszeit und ins-
besondere ab den 60er Jahren in den 
Vordergrund politischer Debatten und 
wird zunehmend zum Politikum. Vor 
allem rechte Parteien entdecken das 
Thema für sich. Im Westeuropa gilt 
‚rechts sein‘ inzwischen fast als syn-
onym für Einwanderungsskepsis bzw. 
-feindlichkeit.

Die Geschichte der Migration im 
Westen ist damit eine Geschichte der 
Institutionalisierung von Migrations-
politik und der gleichzeitigen Etablie-
rung von Migration als Gegenstand 
kontroverser, politischer Auseinan-
dersetzungen. Doch warum ist das 
so? Warum beherrscht das Thema Mi-
gration so oft die demokratische Aus-
einandersetzung? Meine These ist, dass 

	 Früher taugte 
Migrationspolitik nicht 
zum politischen Aufreger
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tik nicht nur an den legitimen Interes-
sen der Aufnahmegesellschaft ausrich-
ten darf. Sie muss auch auf die legiti-
men Bedürfnisse und Interessen der 
Zuwanderer eingehen (vgl. Abizadeh 
2008: 26). Doch genau darin liegt ein 
Problem: Impliziert dieses Verständnis 
demokratischer Inklusion auch, dass 
Migranten über Einwanderungsbe-
schränkungen mitbestimmen können? 
Dies würde auf eine Kritik an der Exis-
tenz staatlicher Grenzen hinauslaufen. 
Denn wer würde schon Einwande-

rungs- bzw. Integrationsgesetzen zu-
stimmen, die ihn oder sie (potentiell) 
ausschließen? Dabei kann es nicht der 
Sinn demokratischer Inklusionsprinzi-
pien sein, staatliche Ausschlusskrite-
rien grundsätzlich in Frage zu stellen. 
Inklusion setzt schließlich Grenzen vo-
raus, auch wenn diese nicht undurch-
lässig sein müssen.

Traditionelle und liberale Gesellschaftsbilder

Zum zweiten kann die Migration einen 
Keil zwischen „Volk“ und Repräsen-
tanten treiben und so die Legitimation 
repräsentativer Demokratie aushöhlen. 
Tatsächlich gilt die Einwanderungs
politik in der Migrationsforschung 
schon lange als Paradebeispiel für ei-
ne politische Domäne mit schwacher 
demokratischer Legitimation. Von ei-
nem demokratischen ‚disconnect‘ oder 
‚gap‘ zwischen dem überwiegend ein-
wanderungskritischen Volk und der re-
lativ liberalen Einwanderungspolitik 
seiner Repräsentanten ist die Rede 
(Freeman 1995)3�. In der Sprache der 
Rechtspopulisten: Die politische Elite 
ist abgehoben und hört nicht auf das 
Volk. Denn das Volk – so die Rechts-
populisten – will keine Migration (oder 
zumindest keine offene bzw. liberale 
Migrationspolitik gegenüber nicht-EU 
Angehörigen). 

Ganz so einfach ist die Sache frei-
lich nicht. Tatsächlich sind europäi-
sche Bevölkerungen auch im Zuge der 
‚Flüchtlingskrise‘ nicht generell mig-
rationsskeptischer oder -feindlicher 
geworden (Europäische Kommission 
2018). In den meisten europäischen 
Ländern gibt es dennoch einen sta-
bilen Sockel an fremdenfeindlichen 

bzw. migrationsfeindlichen Einstel-
lungen, der ungefähr bei einem Drit-
tel der Bevölkerung liegt. Zudem ver-
bergen sich hinter solchen Statistiken 
Polarisierungstendenzen: Jene, die für 
Flüchtlinge und deren Akzeptanz in ei-
ner liberalen und weltoffenen Gesell-
schaft eintreten, stehen anderen zu-
nehmend unversöhnlich gegenüber, 
die in einer negativen Haltung zu Mi-
gration und kultureller Vielfalt verhar-
ren. Dabei ist diese starke Polarisierung 
nicht von heute auf morgen aufgetre-
ten. Sie ist das Ergebnis einer schon 
länger beobachtbaren Hinwendung der 
Wählerschaft (linke Wähler und Wäh-
lerinnen eingeschlossen) zu postmate-

rialistischen und insbesondere identi-
tätspolitischen Themen. Begonnen hat 
es in den 1970er und 1980er Jahre als 
linke und insbesondere grüne Parteien 
in Westeuropa verstärkt benachteilig-
te oder wenig berücksichtigte „Identi-
täten“ vertraten: von Frauen, sexuel-
len Minderheiten und eben ethnischen 
Minderheiten4�. Das erschloss zwar den 
linken Parteien neue Wählerpotenzia-
le, sorgte aber zugleich für die zuneh-
mende Entfremdung anderer Bevöl-
kerungsschichten, die an einem tra-
ditionelleren Gesellschaftsverständnis 
festhielten. Von diesen „entfremdeten“ 
Wählerschichten und deren politischen 
Vertretern ging in Reaktion darauf eine 
„stille Gegenrevolution“ aus, die sich 
gegen vieles richtet, was abwertend als 
Elitenprojekt wahrgenommen wird. Im 
Gegensatz zum liberalen und kosmopo-
litischen Gesellschaftsverständnis, for-
dern die „stillen Gegenrevolutionäre“ 
die Rückkehr zu traditionellen Werten 
wie ‚Recht und Ordnung‘, die Ableh-
nung des Multikulturalismus und eine 
restriktivere Einwanderungspolitik. Vor 
diesem Hintergrund scheint Migration 
nicht nur einwanderungskritische Ein-
stellungen zu aktivieren bzw. verstär-
ken, sondern auch die latent vorhande-
ne Konfliktlinien zwischen zwei Gesell-
schaftsverständnissen sichtbar werden 
lassen (MIDEM 2018).

Migration demokratisch denken

Migration und Demokratie stehen der-
zeit in einem Spannungsverhältnis, so 
viel steht fest (vgl. Angeli 2018). Dieses 
wird in politischen Debatten zumeist 
einseitig zugunsten der Migration oder 

der Demokratie aufgelöst. Ersteres, al-
so die Auflösung zugunsten der Mi-
gration, fordern jene – nennen wir sie 
Migrationsbefürworter  –, die Migra-
tion als ein (Menschen-)Recht betrach-

	 Liberale Politik muss 
auf die Bedürfnisse der 
Zuwanderer eingehen

	 Europa ist nicht generell 
migrationsfeindlicher 
geworden

3	Tatsächlich ist die Integrationspolitik der europäischen Staaten im Laufe der letz-
ten Jahrzehnte liberaler geworden. Die meisten Bürgerrechte sind auf alle Einwohner mit 
legalem Status ausgedehnt worden. Dabei haben ansässige Ausländer einen erheblichen 
Zugewinn an Rechten erfahren. Auch die Einwanderungspolitik ist nicht restriktiver, son-
dern selektiver geworden. Leidtragende der ‚selektiven‘ Einwanderungspolitik sind fast 
ausschließlich irreguläre Migranten, auch wegen der zunehmenden Sicherung der euro-
päischen Außengrenzen (vgl. de Haas, Natter und Vezzoli 2018).

4	„Materialistische“ Themen wie Ungleichheit und sozialen Gerechtigkeit verschwanden 
zwar nicht von den Parteiprogrammen linker Partei, in ihrer öffentlichen Wahrnehmung 
jedoch überlagerten identitätspolitische Fragen diese Themen sehr häufig.
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ten, das Demokratien im Prinzip nicht 
einschränken dürfen. Migrationsbefür-
worter können sich dabei auf den Um-
stand berufen, dass in modernen De-
mokratien ohnehin nicht jedes Recht 
der demokratischen Deliberation unter-
zogen ist. Gerade Grundrechte stehen 
unter einem besonders hohen Schutz. 
Stellt jede Form von Migration – also 
nicht nur das Recht der Flüchtlinge – 
ein solches Grundrecht dar? Darüber 
lässt sich streiten. Sicher ist nur, dass 
es beim Thema Migration um einen 
Kernbereich demokratischer Selbstbe-
stimmung geht, nämlich um die Fra-
ge der Zugehörigkeit zum Demos. Den 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern 
das Recht, über Migration zu entschei-
den, zu entziehen und zwar mit der 
Begründung, dass moralisch verwerf-
liche Entscheidungen getroffen wer-
den könnten, kommt daher einer Art 
Entmündigung gleich. Die Gefahr da-
bei ist, dass die Autorität moralischer 
Überzeugungen die Anerkennung, die 
demokratischen Entscheidungen zuteil 
wird, untergräbt. Denn sie lenkt den 
Blick ab von dem, was moderne De-
mokratie wesentlich ausmacht, näm-
lich die Pluralität und Konkurrenz po-
litischer Ansichten über zentrale Fra-

gen des politischen Lebens – zu denen 
auch die Fragen der Migration gehören.

Zu denjenigen, die das Spannungs-
verhältnis zwischen Migration und De-
mokratie einseitig zugunsten der De-
mokratie auflösen möchten, gehören 
im Prinzip auch die Rechtspopulisten. 
Für sie sind Wahlen das ausschließ-
liche Richtmaß migrationspolitischer 
Fragen. Sprich: Nur des Volkes Wille 
zählt – und nicht was aus moralischen 
Gründen geboten erscheint. Auf diese 
Weise wird den demokratischen und 
insbesondere direktdemokratischen 
Entscheidungen so viel Autorität bei-
gemessen5�, dass jede politische Mei-
nung über Migration gleichermaßen 
akzeptabel erscheint. Denn für den-
jenigen, der demokratische Entschei-
dungen prinzipiell nicht kritisch hin-
terfragen, geschweige denn verurteilen 
möchte (getreu dem Motto des früheren 
Labour-Parteichefs Mike Moore: „Das 
Volk hat immer recht. Selbst wenn es 

falsch liegt, hat es recht“), gibt es kei-
ne guten und falschen Entscheidungen 
mehr. Dabei bleiben falsche (d. h. unbe-
gründete) Einstellungen über Migration 
falsch und kritikwürdig – auch wenn 
sie Grundlage von Wahlerfolgen sind6�.

Das Spannungsverhältnis zwischen 
dem Wert der Migration und der De-
mokratie darf also nicht einseitig zu-
gunsten der Migration oder der De-
mokratie aufgelöst werden. Misst man 
der demokratischen Entscheidungsau-
tonomie wenig Bedeutung bei, so ist es 
durchaus folgerichtig, dass Fragen der 
Einwanderung nicht mehr zum Gegen-
stand demokratischer Entscheidung ge-
macht werden. Wenn (internationale) 
Gerichte – und nicht mehr Parlamen-
te – über Migration entscheiden wä-
re die Gefahr gebannt, dass schlech-
te Entscheidungen getroffen werden. 
Eine solche Perspektive unterminiert 
das was Demokratie letztlich aus-
macht, nämlich die Auseinanderset-

5	Es wäre jedoch verkehrt, die Forderung nach Einführung direktdemokratischer Be-
teiligungsmöglichkeiten als Beleg eines plebiszitären Demokratieverständnisses. Rechts-
populisten verfolgen mit dieser Forderung eher den Zweck, die Bevölkerung gegen die 
etablierten Parteien in Stellung zu bringen.

6	Als Beispiel könnte man Donald Trumps Behauptung, wonach die demokratische 
Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton 650 Millionen Menschen in die USA wöchent-
lich einreisen lassen wolle.
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zung zwischen unterschiedlichen Po-
sitionen politisch auszutragen. Doch 
zugleich möchte ich nicht so weit ge-
hen, die Einwanderungspolitiken als 
moralisch indifferent oder inkommen-
surabel zu betrachten. Als Demokrat 
sollte man sich nicht daran erfreuen, 
dass die Einwanderungspolitik durch 
Vorurteile sowie einseitige Interessen 
geprägt ist, die Rechtspopulisten zu 
beachtlichen Wahlerfolgen verhelfen 
können. Dies zu kritisieren – und zu-
gleich für ein vorurteilsfreies Verständ-

nis von Migration zu sorgen –, gehört 
zu den Aufgaben einer fest in demo-

kratischen Werten verwurzelten Wis-
senschaft.
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Gegen die Gefährdungen 
der Demokratie
Chancen einer partizipativen Demokratiebildung im Verein

Ein differenzierter Blick auf die Ursachen der aktuellen Spaltung der Gesellschaft 
und der damit zusammenhängenden Krise der Demokratie weist auf tieferliegende 
Ängste vor einem sozialen, ökonomischen und politischen Kontrollverlust hin. Dage­
gen werden zunehmend Formen der Demokratiebildung gefordert, denen jedoch 
sowohl eine demokratietheoretische als auch eine institutionelle und pädagogische 
Grundlage fehlen.
Der Artikel schlägt ein lebensweltliches Demokratieverständnis vor, das die dominante 
Idee der Konkurrenzdemokratie überwindet und im Sinne einer deliberativen oder 
radikalen Demokratie auch bislang ausgeschlossene Gruppen in demokratische Ent­
scheidungen integriert. Damit stellt sich jedoch die Frage, wo Menschen entsprechen­
der Erfahrungen demokratischer Aushandlungsprozesse machen können. Dies führt 
zur Kommune und speziell zum kommunalen Verein als Ort diskursiver Öffentlichkeit.

Einleitung: Die Krise der Demokratie und ein möglicher Ausweg

Ob in Polen oder Ungarn, in England 
oder Frankreich, in Deutschland oder 
Italien – die gegenwärtig intensiv dis-
kutierte „Krise der Demokratie“ ist in 
Europa deutlich spürbar, wenn auch in 
völlig unterschiedlichen Erscheinungs-
formen. Diese Krise wird befeuert durch 
populistische Kräfte, denen es gelingt, 
die Kritik gegen politische Entschei-
dungen auf nationaler oder europäi-
scher Ebene und die skeptische Haltung 
gegen das Prinzip der Repräsentation 
zu mobilisieren und nationalistisch, 
rassistisch oder sexistisch umzudeu-
ten. Zum Wesen des Populismus gehört 
die Abgrenzung „des Volkes“ mit ei-
nem doppelten Feindbild gegen „die da 
oben“ und gegen „die anderen“ (Mül-
ler 2016). Die Krise der Demokratie al-
lerdings allein auf den Populismus zu-
rückzuführen, greift zu kurz. Der Po-
pulismus ist eher Folge denn Ursache 
dieser Krise. Zunächst ist der Blick da-

her auf die Ursachen für die Polarisie-
rung der Gesellschaft und die Krise der 
Demokratie zu richten.

Interessanterweise berufen sich 
auch populistische Kräfte uneinge-
schränkt auf die Demokratie. Weil De-
mokratie Herrschaft des Volkes bedeu-
tet und populistische Kräfte für sich 
beanspruchen, für „das Volk“ zu spre-
chen, ist das aus ihrer Perspektive auch 
logisch. Der populistischen Positionen 
zugrunde liegende Demokratiebegriff 
verkennt jedoch nicht nur einen We-
senskern der Demokratie, nämlich die 
Pluralität der Meinungen und deren 
Austausch. Er ignoriert auch die seit 
langem geführten komplizierten De-

batten über unterschiedliche Formen 
demokratischer Aushandlungsprozes-
se bzw. über die Frage, wer auf wel-
cher Ebene wie mitbestimmen soll. Ge-
rade diese Debatten wären jedoch vor 
dem Hintergrund der Krise der De-
mokratie ein zentraler Ansatzpunkt. 
Denn erst mit der Verständigung dar-
über, was wir unter Demokratie ver-
stehen wollen, können Vorschläge dis-
kutiert werden, die zur Stabilisierung 
der Demokratie und zur Bildung von 
Demokrat*innen führen sollen. Einen 
solchen Vorschlag macht dieser Bei-
trag, indem er Demokratiebildung päd-
agogisch als Erfahrungslernen akzen-
tuiert und institutionell in demokrati-
schen Vereinen verortet.

Die schwierige Suche nach den Ursachen

Die gesellschaftliche Polarisierung ist 
empirisch messbar. So kommt die regel-

mäßig durchgeführte Bielefelder „Mit-
te-Studie“ zu dem Ergebnis, dass die 

Rolf Ahlrichs
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deutsche Gesellschaft gespalten ist, wie 
seit langem nicht mehr – auf der einen 
Seite regiere „Wut, Hass und Aggres-
sion […], auf der anderen eine gewisse 
Ratlosigkeit“ (Zick et al. 2016, S. 111). 
Zwar findet eine deutliche Mehrheit 
der Befragten, die deutsche Demokratie 
funktioniere „im Großen und Ganzen 
ganz gut“. Aber mehr als jede*r Fünf-
te wünscht sich „eine einzige starke 
Partei, die die Volksgemeinschaft ins-
gesamt verkörpert“ (ebd., S. 124). Ins-
besondere bei Wähler*innen der AfD 
finden sich zudem hohe Zustimmungs-
raten zu nationalistischen, ausländer-
feindlichen, antisemitischen und ras-
sistischen Aussagen. So gibt gut jede*r 
Dritte Befragte dieser Gruppe an, in 
Deutschland lebten zu viele Ausländer, 
fast jede*r Zweite erklärt, es brauche 
„endlich wieder Mut zu einem starken 
Nationalgefühl“. Und fast jede*r Zehnte 
ist überzeugt, die Weißen seien zu recht 
führend in der Welt – ein deutliches 
Zeichen des Glaubens an die „white 
supremacy“, die weiße Überlegenheit 
(ebd., S. 137).

Folgt man der aktuellen These des 
amerikanischen Politikwissenschaft-
lers Francis Fukuyama (2019)1� lassen 
sich diese Spaltungstendenzen auf ei-
ne linke Identitätspolitik zurückführen, 
die sich zunehmend den Schutzrech-
ten und der gesellschaftlichen Gleich-
stellung bestimmter gesellschaftlicher 
Gruppen verschrieben hat. Das Eintre-
ten für die Rechte von Frauen, von Men-
schen anderer Hautfarbe, von Homo-
sexuellen oder von Menschen mit Trans-
identitäten habe, so lautet die Kritik an 
der Identitätspolitik im Kern, zu einer 
Segmentierung der Gesellschaft ge-
führt. Die Konzentration auf margina-
lisierte Gruppen beeinträchtige den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, weil sie 
die Differenz betont und nicht zur Soli-
darität aufrufe. Damit sei das große Ziel 
der politischen Linken, die Überwindung 
von Herrschaftsstrukturen und Klassen-
gegensätzen, einer partikularen Politik 
der Gruppenidentitäten gewichen. Der 
politischen Rechten gelang es, die so 
entstandene Lücke zu füllen und eine 

neue Einheit zu beschwören. Gemeint ist 
damit freilich eine „homogene Volksge-
meinschaft“, aus der anders denkende, 
anders glaubende und anders lebende 
Menschen ausgeschlossen sind. Fuku-
yama argumentiert, dass der linke Fo-
kus auf Partikularinteressen am Aufstieg 
des Rechtspopulismus in den USA und in 
Europa mitschuldig sei. So aufschluss-
reich der Diskurs über verschiedene Soli-
daritäts- und Identitätsverständnisse si-
cher ist (vgl. dazu Weber 2019), hilft uns 
Fukuyamas Argumentation für die Fra-
ge nach der Krise der Demokratie kaum 
weiter, weil sie den Blick auf wirkmäch-
tigere Entwicklungen verstellt.

Neben der Identitätspolitik werden 
auch die Sozialen Medien für die Krise 
der Demokratie verantwortlich gemacht. 
Soziale Medien bieten jedem Menschen 
die Möglichkeit, eine Meinung zu ver-
öffentlichen, die dann tausendfach von 
anderen Nutzer*innen geteilt werden 
kann. Binnen Sekunden kann ein Mil-
lionenpublikum erreicht werden und 
zwar rund um den Erdball. Noch vor 
nicht allzu langer Zeit waren mit den 
Sozialen Medien gerade deshalb große 
Hoffnungen verbunden: Bürger*innen 
könnten kritische Informationen ver-
breiten, Missstände aufdecken, Mei-
nungsbildung betreiben. Dieser Optimis-
mus zur demokratischen Kraft Sozialer 
Medien ist inzwischen einer größeren 
Skepsis gewichen. Kommunikations

wissenschaftler*innen sprechen von 
„Echokammern“ und „Filterblasen“, in 
denen die eigene Meinung geteilt und 
weiterverbreitet, verstärkt und verzerrt 
wird. 

Soziale Medien führen offenbar 
eher zu weniger Kommunikation zwi-
schen Menschen unterschiedlicher 
Meinung  – und wenn, dann zu Be-
schimpfungen und Beleidigungen. Der 
demokratische Diskurs geht verloren, 
es dominieren Vorurteile, Falschmel-
dungen und Verschwörungsmythen. 
Denn es ist schwer zu erkennen, ob es 
sich bei einer geteilten Nachricht um 
eine Meinung, eine Tatsachendarstel-
lung oder ein gut begründetes politi-
sches Argument handelt. Hinzu kommt 
der Einsatz technischer Mittel zur Ma-
nipulation der öffentlichen Meinung 
und zur Beeinflussung des Wahlver-
haltens. Die Sozialen Medien können 
damit durchaus als Katalysator für die 
schnelle Ausbreitung des Rechtspopu-
lismus verstanden werden, die Ursache 
für die Krise der Demokratie sind sie 
indes nicht. Diese liegen sehr viel tiefer.

Abstiegsängste und Vertrauensverlust gefährden die Demokratie

Die amerikanische Philosophin Martha 
Nussbaum (2019) sieht in der Angst 
vor Kontrollverlust einen wesentlichen 
Motor der aktuellen Krise der Demo-
kratie. Durch die neoliberale Politik 
und den globalisierten Kapitalismus 
sei das Vertrauen in die liberale De-
mokratie verloren gegangen. Dieses 
Vertrauen ging einher mit einem kon-
tinuierlichen Aufstiegsversprechen und 
der Hoffnung, dass die nächste Gene-
ration es einmal besser haben wird. 
Das Wirtschaftswachstum der Nach-
kriegsjahrzehnte konnte dieses Ver-

sprechen lange erfüllen, inzwischen 
haben sich die Einkommen in den 
westlichen Industrienationen jedoch 
massiv auseinander entwickelt. Einige 
Gesellschaftsgruppen konnten in den 
letzten Jahrzehnten exponentielle Ein-
kommenszuwächse verzeichnen, viele 
durchschnittlich verdienende Haushal-
te haben dagegen einen Rückgang ihrer 

	 Soziale Medien führen 
eher zu weniger 
Kommunikation 
unterschiedlicher 
Meinungen

1	Fukuyama ist nicht der erste, der diese 
These vertritt. Mit der vielschichtigen Kritik 
an der Identitätspolitik setzt sich kritisch 
van Dyk (2019) auseinander.
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Reallöhne und die Prekarisierung ih-
rer Arbeitsverhältnisse zu beklagen, bei 
gleichzeitiger Steigerung der Lebens-
haltungskosten. Gerade Menschen aus 
der Mittelschicht entwickeln deshalb 
zunehmend Angst vor gesellschaftli-
chem Abstieg. Diese Angst hat ihre Ur-
sache in durchaus realen politischen 
Problemen, deren Lösung komplex und 
langwierig ist. Einfacher scheint es da, 
die Gründe bei Migrant*innen, ethni-
sche Minderheiten usw. zu suchen und 
ein Gegenüber von „Wir“ und „Die“ zu 
konstruieren. Die einfache Lösung ist, 
die vermeintliche Gefährdung des ei-
genen nationalen Wohlstandes durch 
„die anderen“ zu verhindern, beispiels-
weise durch Mauern oder strikte Ein-
wanderungsgesetze.

In ganz ähnlicher Weise argumen-
tiert Wilhelm Heitmeyer (2018), wenn 
er das Aufkommen des Rechtspopulis-
mus als Reaktion auf einen individu-
ell empfundenen Kontrollverlust durch 
die Folgen eines „autoritären Kapitalis-
mus“ interpretiert. Heitmeyer schließt 
mit dieser Begrifflichkeit an einen Auf-
satz von Ralf Dahrendorf an. Dieser 
warnte schon kurz vor der Jahrtau-
sendwende vor einem „autoritären 
Jahrhundert“ (Dahrendorf 1998). Dah-
rendorf sah in der Globalisierung eine 
neue Herausforderung für die Demo-
kratie, weil die wachsende Ungleichheit 
den Zusammenhalt der Bürger*innen 
untergrabe. Heitmeyer zeigt nun, dass 
sich seit der Jahrtausendwende auf 
ökonomischer Ebene ein globalisier-
ter, autoritärer Kapitalismus entwickelt 
hat, dessen ambivalente Erscheinungen 
einerseits Aufstiegsoptimismus, ande-
rerseits massive Abstiegsängste produ-
zieren. Neben ökonomischen Sorgen 
haben sich durch islamistischen Ter-
ror und Flüchtlingsbewegungen aller-
dings auch andere Bedrohungen erge-
ben, die Menschen verunsichern (Heit-
meyer 2018, S. 94).

Nun führen diese äußeren Umstän-
de nicht zwangsläufig zur Hinwendung 
zu autoritären politischen Angeboten. 
Entscheidend ist vielmehr, wie Men-
schen die ökonomischen, sozialen und 

politischen Veränderungsprozesse er-
leben und verarbeiten. Wenn zu den 
beschriebenen objektiven Bedrohun-
gen subjektive Erfahrungen mangeln-
der Anerkennung kommen, wächst die 
Offenheit für autoritäre Versuchungen 
(ebd., S. 146 ff.). Menschen fühlen sich 
machtlos und verlieren das Vertrauen 
in die Demokratie, wenn sie den Ein-
druck haben, keinen wesentlichen Ein-
fluss auf politische Entscheidungen zu 
haben und von den politischen Partei-
en nicht repräsentiert zu werden. In 
diesem Zusammenhang ist an die Post-
demokratie-These zu erinnern (z. B. 
Crouch 2008). Sie konstatiert im Kern 
die Verschiebung politischer Entschei-
dungen von demokratischen Institu-
tionen hin zu einer Gruppe nicht de-
mokratisch legitimierter Eliten, etwa 
Lobby-Verbänden, Kommissionen oder 
Rating-Agenturen. Dies führt zu einer 
zunehmenden Entpolitisierung der Be-
völkerung. Politische Entscheidungen 
werden unter der Maßgabe einer 

„marktkonformen Demokratie“ (Ange-
la Merkel) mit dem Etikett der „Alter-
nativlosigkeit“ versehen und beschleu-
nigt. Demokratische Institutionen und 
Verfahren werden damit zwar nicht 
aufgehoben, aber ihre Bedeutung für 
politische Entscheidungen nimmt ab. 

Misstrauen in die Politik, fehlen-
de Erfahrungen politischer Einfluss-
nahme und vielfältige Kontrollverlus-
te bieten den Boden für populistische 
Angebote. So unterschiedlich die Ur-
sachenanalyse auch ausfällt, herrscht 
über politische und nationale Grenzen 
hinweg doch große Einigkeit darüber, 
dass etwas gegen die sinkenden Zu-
stimmungsraten zur Demokratie getan 
werden muss. Doch welche Demokratie 
soll eigentlich gerettet werden?

Nicht Mehrheiten, sondern Kompromisse sind  
der Kern der Demokratie

Die zahlreichen Aufforderungen zur 
Rettung der Demokratie oder zur Prä-
vention von Populismus und Extremis-
mus suggerieren, dass immer schon klar 
wäre, wovon wir reden, wenn wir von 
Demokratie reden. Tatsächlich schwir-
ren jedoch die unterschiedlichsten De-
mokratieverständnisse durch die De-
batte. Da wird beispielsweise in bester 
angelsächsischer Tradition die Konkur-
renzdemokratie beschworen, wenn die 
Opposition verspricht, die Regierung 
zu „jagen“ (Alexander Gauland). Die 
politische Bühne wird hier zur Arena, 
in der sich Opposition und Regierung 
bekämpfen. Konkurrenzdemokratische 
Vorstellungen folgen der Annahme, in 
der Demokratie ginge es vor allem da-
rum, die eigene Meinung durchzuset-
zen und Mehrheiten für Abstimmun-
gen zu organisieren.

Nicht wenige Menschen halten Ab-
stimmungen für die Königsdisziplin der 

Demokratie. Doch die Reduzierung der 
Demokratie auf den Kampf um Mehr-
heiten verstärkt die Tendenz zur Pola-
risierung. Denn Abstimmungen pro-
duzieren notwendigerweise neben der 
siegreichen Mehrheit immer auch eine 
unterlegene Minderheit. Alexis de 
Tocqueville warnte deshalb bereits im 
neunzehnten Jahrhundert vor der „Ty-
rannei der Mehrheit“ (Tocqueville 2011, 
S. 145 ff.). Gleichwohl ist die Idee der 
Konkurrenzdemokratie in der westli-
chen Welt tief verwurzelt, weil sie den 
kapitalistischen Konkurrenzgedanken 
auf Politik und Gesellschaft überträgt. 
So verwundert es nicht, dass parallel 
zur Liberalisierung der Märkte in Zei-
ten des autoritären Kapitalismus auch 
die verfassungsmäßigen Hindernisse 
für eine „Tyrannei der Mehrheit“ im-
mer wieder attackiert werden, bei-
spielsweise die richterliche Unabhän-
gigkeit, die Presse- und Meinungsfrei-

	 Misstrauen in die Politik 
und fehlende politischer 
Einfluss bieten den Boden 
für Populismus
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heit, die Privatsphäre, der Datenschutz 
oder geregelte Gesetzgebungsverfah-
ren – übrigens nicht nur von populis-
tischen Parteien. Folgen wir dieser kon-
kurrenzdemokratischen Sichtweise, 
wird die Demokratie kaum zu retten 
sein. Es besteht vielmehr die Gefahr zu 
immer stärkerer Polarisierung, zu 
wachsender Unzufriedenheit in Teilen 
der Bevölkerung und zum Abbau de-
mokratischer Schutz- und Partizipati-
onsrechte. 

Demokratie ist immer pluralistisch, 
sie lebt vom Diskurs, vom Austausch 
der Meinungen, vom Kompromiss. 
Ein fairer, politischer Kompromiss ist 
kein Resultat fehlender Durchsetzungs-
macht, sondern ein Wesenskern der De-
mokratie. Im Idealfall nimmt er die un-
terschiedlichen Argumente auf, die im 
Zuge eines demokratischen Verstän-
digungsprozesses in der Zivilgesell-
schaft geäußert wurden. Jürgen Ha-
bermas entwickelt dazu das Bild einer 
„dezentrierten Gesellschaft“ (Habermas 
1998, S. 362), in deren politischer Öf-
fentlichkeit Meinungs- und Willensbil-
dungsprozesse stattfinden, die relevan-
te gesellschaftliche Fragen klären. Ak-
tuell ist etwa beim Kohleausstieg, bei 
der Frage nach Organspenden, beim 
Klimaschutz oder auch bei der Gen-
technik zu beobachten, wie unter-
schiedliche Gruppen ihre Argumente 
in öffentliche Diskurse einbringen, um 
Deutungshoheit, aber auch um Kom-
promisse ringen. Im Idealfall gibt die 
so entstehende öffentliche Meinung die 
Richtung für Recht und Gesetz vor und 
legitimiert damit politisches Handeln. 
Die in der Öffentlichkeit formulierten 
Argumente erreichen durch ein System 
von „Schleusen“ (ebd., S. 430) die po-
litische Administration und fließen in 
die parlamentarische Entscheidungs-
findung ein. Der Verhandlung in par-
lamentarischen Gremien ist somit die 
Verständigung in der Öffentlichkeit 
vorgelagert.

Herausforderung der Demokratie: 
Betroffene an Entscheidungen 
beteiligen

In diesem deliberativen Demokratie-
verständnis geht es nicht darum, wer 
sich durchsetzt, sondern darum, fai-
re Kompromisse zu schließen, die alle 
Interessen berücksichtigen und denen 
alle Betroffenen zumindest prinzipi-
ell zustimmen können, weil sie an der 
Entscheidungsfindung beteiligt waren. 
Selbstverständlich argumentieren in 
Verhandlungen nicht alle Parteien fair, 
verständigungsorientiert und zwang-
los. Sehr wohl kann aber die Verhand-
lungsweise, also das Verfahren, einver-
nehmlich geklärt und durch Rechte ab-
gesichert werden. Sofern alle Parteien 
die gleichen Chancen zur Teilnahme, 
zur Einflussnahme und zur Durchset-
zung ihrer Interessen haben, besteht 
nach Habermas Aussicht auf einen fai-
ren Kompromiss (ebd., S. 205 f.). Jane 
Mansbridge (2015) macht daran an-
knüpfend die Kompatibilität der Deli-
beration mit verschiedenen Formen des 
Verhandelns deutlich, die sie als „de-
liberative Verhandlungen“ bezeichnet. 
Sie unterscheidet neben einer klassisch 
deliberativen Lösung, also einer kon-
sensuellen Einigung, drei Formen de-
liberativer Verhandlungen und grenzt 
diese von „kooperativen Gegenspieler-
Verhandlungen“ ab, in denen die Kon-
fliktparteien mit strategischen Falsch-
aussagen oder Zwang agieren und es 
darum geht, die eigene Position mög-
lichst weitreichend durchzusetzen 
(ebd., S. 12 ff.):
•	 „unvollständig theorisierte Eini-

gungen“: die Konfliktparteien ei-
nigen sich auf eine Lösung, ohne 
die Argumentationen der anderen 
Konfliktpartei(en) zu teilen – es ent-
steht also kein Konsens, aber ein auf 
jeweils guten Gründen übereinstim-
mendes Ergebnis;

•	 „integrierte Verhandlungen“: klas-
sische Win-Win-Lösungen schaffen 
einen Mehrwert für alle Parteien auf 
der Grundlage recht unterschiedli-
cher Beweggründe;

•	 „vollständig kooperative Verhand-
lungen“: sofern eine andere Lösung 
nicht erreichbar ist, einigen sich die 
Parteien auf eine gerechte Lösung, 
die alle Interessen gleichermaßen 
berücksichtigt, aber auch von allen 
Parteien Zugeständnisse erfordert.

Alle diese Formen deliberativer Ver-
handlungen basieren auf idealen Kom-
munikationsbedingungen, d. h., es wird 
kein Zwang ausgeübt und die Kon-
fliktparteien suchen nach einem fai-
ren Kompromiss. Nun sind jedoch die 
Kommunikationsbedingungen in der 
Regel nicht ideal. Ein zentrales Pro-
blem deliberativer Verhandlungen ist 
vielmehr die Einbeziehung aller (poten-
tiell) Betroffenen. Jaques Rancière hat 
darauf hingewiesen, dass einige Teile 
der Bevölkerung grundsätzlich von der 
öffentlichen Meinungsbildung ausge-
schlossen sind und sich damit nicht 
an einer Entscheidungsfindung be-
teiligen können. Die „Anteilslosen“ – 
„die Armen der Antike, der dritte Stand 
oder das moderne Proletariat“ (Ran-
cière 2002, S.  22) gehören zwar zur 
Gesellschaft, haben aber nichts zu sa-
gen bzw. ihre Äußerungen werden als 
„Lärm“ und nicht als „Sprache“ wahr-
genommen. Rancière zeigt, dass die-
ses „Unvernehmen“ ihrer Argumen-
te auf einem Konflikt zwischen den 
Klassen beruht, die zwar um eine ge-
rechtere Aufteilung gesellschaftlicher 
Güter streiten, wobei jedoch die An-
liegen der unteren Klassen gar nicht 
vernommen werden. Anders als Ha-
bermas konstatiert Rancière deshalb, 
dass Konflikte – und nicht etwa der 
faire Kompromiss – der eigentliche Be-
ginn demokratischer Praxis seien. Kon-
flikte entstehen dann, wenn die An-
teilslosen im Sinne der demokratischen 
Gleichheit ihre Ansprüche in der Öf-
fentlichkeit formulieren, wenn sie also 
ihren Anteil an der Gesellschaft ein-
fordern. Demokratie trägt in Rancières 
Verständnis dazu bei, die herrschende 
Gesellschaftsordnung zu hinterfragen 
und ggf. zu verändern und damit die 

	 Demokratie ist immer 
pluralistisch
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freiheitliche Staat von Voraussetzun-
gen lebt, die er selbst nicht garantie-
ren kann. Anders als Böckenförde setzt 
Habermas allerdings nicht auf eine sitt-
lich-moralische Erziehung, sondern auf 
die „Gleichursprünglichkeit“ von Men-
schenrechten und demokratischen Ent-
scheidungsprozessen (Habermas 1998, 
S.  135). Mit anderen Worten: Die 

Grundrechte garantieren die Teilnah-
me am öffentlichen Diskurs und er-
möglichen die diskursive Willensbil-
dung in der Öffentlichkeit, die wiede-
rum in demokratische Entscheidungen 
einfließt und somit gewährleistet, dass 
Bürger*innen zugleich Urheber*innen 
von Entscheidungen und deren Adres
sat*innen sind  – also dass die Herr-

schaft tatsächlich durch das Volk und 
für das Volk ausgeübt wird. 

Neben Rechten zur Teilhabe und 
Teilnahme an öffentlichen Diskursen 
wird also implizit immer auch eine de-
mokratische Bildung als Voraussetzung 
deliberativer wie radikaler Demokra-
tie skizziert. Wo Rancières und Haber-
mas’ Analysen enden, beginnt damit 
die sozialpädagogische Aufgabe der 
Demokratiebildung. Sie gründet dar-
auf, ihre Adressat*innen als sprachfä-
hige, demokratische Subjekte anzuer-
kennen, Institutionen bereit zu stellen, 
die demokratische Aushandlungspro-
zesse durch Mitbestimmungsrechte und 
Verfahren gewährleisten, sowie Men-
schen dabei zu unterstützen, jenseits 
der Institutionen ihren Anteil einzufor-
dern (Sturzenhecker 2013, S. 49). Damit 
stellt sich die Frage: „Wo wird Mensch 
Demokrat?“ (Richter 2015, S. 275).

Demokratie muss gelernt werden!

Das im Anschluss an Habermas und 
Rancière skizzierte Demokratiever-
ständnis ist durchaus voraussetzungs-
voll. Neben rechtlich abgesicherten, 
demokratischen Verfahren braucht es 
Sprachfähigkeit und Offenheit für den 
Diskurs in der Öffentlichkeit, die Fä-
higkeit, eigene Argumente zu formulie-
ren und Argumente anderer anzuhören, 
sowie die Bereitschaft, eigene Positio-
nen zu überprüfen, ggf. zu verändern 
und einen Kompromiss zu schließen. 
Oskar Negt sieht darin eine Bildungs-
aufgabe, die das gesamte Leben um-
fasst: „Demokratie ist die einzige po-
litisch verfasste Gesellschaftsordnung, 
die gelernt werden muss – immer wie-
der, tagtäglich und bis ins hohe Alter 
hinein“ (Negt 2016, S. 13).

In seinem 1916 erschienenen pä-
dagogischen Hauptwerk Democracy 
and Education (Dewey 2011) hat der 
amerikanische Reformpädagoge John 
Dewey dargestellt, wie eine solche De-
mokratiebildung aussehen könnte. Die 
Demokratie sei, so Dewey, zu ihrem 

Fortbestand auf eine Erziehung ange-
wiesen, die wesentlich auf demokrati-
schen Erfahrungen beruht. Ausgangs-
punkt dafür ist der Sozialraum: „Die 
Demokratie muss zuhause beginnen, 
und ihr Zuhause ist die nachbarliche 
Gemeinschaft“ (Dewey 1996, S. 177). 
Hier bildet sich die öffentliche Meinung 
als „Urteil, das von denjenigen, welche 
die Öffentlichkeit bilden, gefällt und 
gestützt wird“ (ebd., S. 150) und hier 
lernt das Individuum Methoden des ge-
meinschaftlichen Austauschs und der 
gemeinschaftlichen Lösung von Pro-
blemen (Dewey 2011, S. 63 f.). Dieses 
Lernen geschieht unbewusst in vielfäl-
tigen Interaktionen des Individuums 
mit seiner sozialen Umwelt. 

Demokratiebildung zielt darauf, 
Menschen Erfahrungen zu eröffnen, in 
denen sie sich demokratische Fähigkei-
ten und Kenntnisse aneignen und sie 
reflektieren können. Diese Idee basiert 
auf einem Demokratieverständnis, wel-
ches in der demokratischen Gemein-
schaft nicht einfach eine Alternative zu 
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demokratische Partizipation aller Be-
troffenen zu ermöglichen (ebd., S. 41).

Rancières radikales Demokratie-
verständnis ist relevant, wenn wir die 
Analysen der zunehmenden Polarisie-
rung ernst nehmen. Er argumentiert, 
dass innerhalb der Idee eines rationa-
len, kompromiss- bzw. konsensorien-
tierten Diskurses im Sinne Habermas’ 
das Unvernehmen nicht mitgedacht 
wird (ebd., S. 59). Im Unterschied zu 
deliberativen Demokratietheorien be-
zieht sich Rancière nicht auf ideale 
Kommunikationsbedingungen, son-
dern verweist auf die Machtasymme-
trie, die dazu führt, dass dominante 
gesellschaftliche Gruppen die Anteils-
losen nicht hören – es sei denn, die aus 
öffentlichen Meinungsbildungsprozes-
sen Ausgeschlossenen ergreifen als po-
litische Wesen das Wort, kritisieren und 
stellen die herrschende Ordnung der 
Gemeinschaft infrage. Rancière schlägt 
den Streit um das Unvernehmen als 
dringend benötigten demokratischen 
Prozess vor. Offen bleibt dabei aber, wie 
die Anteillosen befähigt werden sollen, 
ihren Anteil am demokratischen Ge-
meinwesen einfordern und sich am de-
mokratischen Diskurs so beteiligen zu 
können, dass eine Verständigung trotz 
unterschiedlicher Ziele möglich wird. 
Denn Rancière ist ja darauf angewie-
sen, dass diejenigen, die bislang in de-
mokratischen Diskursen ungehört blie-
ben, ihre Argumente vorbringen wollen 
und können und zwar in einer verstän-
digungsorientierten Weise.

Auch für Habermas stellt sich das 
Problem, dass Bürger*innen „von ih-
ren Kommunikations- und Teilhabe-
rechten auch einen gemeinwohlorien-
tierten Gebrauch machen“ (Habermas 
1998, S. 678). Für ihn setzt die delibe-
rative Demokratie eine politische Kul-
tur und Sozialisation sowie Meinungs-
bildungsprozesse in der Zivilgesell-
schaft voraus, auf die der Staat keinen 
Einfluss nehmen kann (ebd., S. 366). 
Damit schließt Habermas indirekt an 
das berühmte Diktum des ehemaligen 
Verfassungsrichters Ernst-Wolfgang 
Böckenförde (1976, S. 60) an, dass der 
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anderen Prinzipien assoziierten Le-
bens sieht, sondern die „Idee des Ge-
meinschaftslebens selbst“ (Dewey 1996, 
S. 129). Demokratie ist damit „mehr als 
eine Regierungsform; sie ist in erster Li-
nie eine Form des Zusammenlebens, der 
gemeinsamen und miteinander geteil-
ten Erfahrung“ (Dewey 2011, S. 121).

Wo lässt sich nun diese Idee des 
demokratischen Gemeinschafslebens 
verwirklichen? Habermas (2015, S. 46) 
sieht, wie auch Dewey, in nachbar-
schaftlichen Gemeinschaften ein zen-

trales Element der öffentlichen Mei-
nungsbildung. Dazu zählen neben Kir-
chen, Parteien, Gewerkschaften und 
Bürgerinitiativen vor allem Vereine. 
Schon Tocqueville (2016, S. 253) er-
kannte die Bedeutung der Vereine für 
die Demokratie. Eine funktionierende 
Öffentlichkeit mit einer Vielzahl von 
unterschiedlichen weltanschaulichen 
Vereinen war für ihn die entscheiden-
de Basis der Demokratie. Sie gewähr-
leisten und fördern das politische Han-
deln im lokalen Umfeld und machen 
die Menschen so zu verantwortungs-
bewussten und am Gemeinwesen in-
teressierten Bürger*innen. Demokra-
tiebildung müsste folglich vor allem 
in der Kommune, speziell in kommu-
nalen Vereinen verortet sein (Richter 
2001, S. 211).

In der Institution des Vereins kön-
nen verständigungsorientierte Aus-
handlungsprozesse unter Mitgliedern 
stattfinden, die die Erfahrung demo-
kratischer Selbstbestimmung vermit-
teln. Diese Aushandlungsprozesse sind 
nicht zufällig, sondern sie gründen auf 
demokratischen Strukturen und Mit-
gliedschaft. Damit wird sichergestellt, 
dass die Betroffenen zugleich Urhe
ber*innen von Entscheidungen sind. 
Vereine bringen zudem Anliegen und 
Bedürfnisse ihrer Mitglieder in öffent-
liche Diskurse ein und nehmen selbst 
Themen aus kommunalen Diskussio-
nen in vereinsinterne Aushandlungs-
prozesse auf. Die Kommune ist dabei 
einerseits als territorialer Begriff, als 
konkreter Sozialraum oder Stadtteil, 
andererseits als Abgrenzung der Ge-
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meinschaft zu verstehen, die mitein-
ander interagiert. 

Gerade im Kontext der zuvor be-
schriebenen Globalisierungstenden-
zen kommt der Kommune eine wichti-
ge Funktion zu, weil sie als überschau-
bar und beeinflussbar erlebt wird, als 
Ort, in dem Erfahrungen demokrati-
scher Partizipation gemacht werden 
können, weil sich die Mitglieder ei-
ner kommunalen Gemeinschaft leichter 
verständigen und gemeinsam als Be-
troffene über strittige Fragen des Zu-
sammenlebens entscheiden können.

In der kommunalen Öffentlichkeit 
kann durch den Rückgriff auf Vereine 
als vermittelnden Institutionen die von 
Ranciére beklagte fehlende Inklusion 
verschiedener sozialer Gruppen in de-

mokratische Aushandlungsprozesse 
ausgeglichen werden, zumindest dann, 
wenn sich die Vereine als grundsätzlich 
offen und lokal gebunden verstehen und 
die Vereinsprinzipien berücksichtigen. 
Demokratiebildung ist demnach theo-
retisch idealer Weise im Verein zu ver-
orten, weil dieser „seine Mitglieder zu 
Demokraten qualifiziert, indem er sie 
zugleich immer auch schon Demokra-
ten sein lässt“ (Richter 2015, S. 278). 

Empirisch zeigt sich jedoch, dass 
Vereine keineswegs Demokratiebildung 
als ihre Kernaufgabe verstehen (Ahl-
richs 2019). Insbesondere fehlen Strate-
gien und Konzepte, um die Beteiligung 
der Mitglieder an der öffentlichen Mei-
nungsbildung als politisch Handelnde 
zu fördern.

Eine Antwort auf die Krise der De-
mokratie wäre damit die Stärkung ei-
nes weltanschaulich pluralen, lokal 

verorteten und demokratisch ausge-
stalteten Vereinswesens, das für die 
Vielfalt der lokalen Bevölkerung of-
fensteht und strukturell wie konzep-
tionell in kommunale demokratische 
Entscheidungsverfahren einbezogen 
wird bzw. sich dort einbringt. In der-
art gestalteten nachbarschaftlichen Ge-
meinschaften können Menschen posi-
tive demokratische Partizipations- und 
Anerkennungserfahrungen als gleich-
berechtigte politische Bürger*innen 
machen. Auf diesen positiven Demo-
kratieerfahrungen aufruhend, können 
Menschen dann auch Kritik an gesell-
schaftlichen Verhältnissen äußern, ih-
ren Anteil einfordern und außerhalb 
der Institutionen zu politisch Handeln-
den werden.

Fazit

Es muss uns sehr beunruhigen, wenn 
wir aktuell erleben, dass Menschen das 
Vertrauen in die Demokratie verlieren 
und sich für autoritäre Alternativen 
öffnen. Bevor wir nun in blinden Ak-
tionismus verfallen, gilt es zunächst 
gemeinsam zu klären, in welcher De-
mokratie wir leben wollen. In einer au-
toritären Konkurrenzdemokratie, in der 
das Recht des Stärkeren gilt, oder in ei-
ner partizipativen Demokratie, die dar-
auf setzt, Menschen an Entscheidun-
gen zu beteiligen, von denen sie be-
troffen sind? Während die erste Form 
auf demokratische Bildungsangebote 
verzichten kann, weil der zugrunde 

liegende Mechanismus in einer kapi-
talistischen Gesellschaft dominierende 
Praxis ist, ist demokratische Partizipa-
tion grundsätzlich auf Rechte, Verfah-
ren und Bildungsprozesse angewiesen, 
die die Teilnahme an demokratischen 
Aushandlungsprozessen und die Teil-
habe an gesellschaftlicher Macht er-
möglichen.

Demokratiebildung geschieht dort, 
wo Menschen – egal welchen Alters – 
sich demokratische Praxis aneignen, 
indem sie miteinander demokratisch 
Fragen ihres Zusammenlebens klären. 
Dies geschieht idealerweise in Vereinen 
und Initiativen und in kommunalen Öf-

fentlichkeiten. Demokratiebildung zu 
stärken und zu fördern, wäre ein wirk-
sames Mittel gegen die Krise der Demo-
kratie und für die Beteiligung bislang 
ausgeschlossener gesellschaftlicher 
Gruppen an Aushandlungsprozessen. 
Dazu ist auch die Weiterentwicklung 
der demokratischen Mitbestimmungs-
möglichkeiten in Organisationen, in 
der Kommune und sicher auch darüber 
hinaus in der EU nötig. John Dewey 
hat es vor knapp einhundert Jahren 
so formuliert: „Die Kur für die Leiden 
der Demokratie [ist] mehr Demokratie“ 
(Dewey 1996, S. 127).

	 Die Kommune ist ein 
überschaubarer Ort, 
in dem Erfahrungen 
demokratischer 
Partizipation gemacht 
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Stärkung und Zukunft 
der Demokratie

Demokratische Selbst- und Mitbestimmung ist ein nachgerade körperliches und emo­
tionales Grundbedürfnis. Es hat mit der menschlichen Stimme und Sehnsucht nach 
Resonanz und Verbindung zu tun. Dem wird die hierzulande übliche Fixierung auf 
Wahldemokratie nicht gerecht. Will man die bedrohte Demokratie retten, sollte man 
diese durch partizipative und direkte Formen ergänzen. Beispiele zeigen: Solche For­
mate eignen sich für alle Ebenen vom kleinen Dorf bis zur EU.

Demokratische Selbst- und Mitbe-
stimmung, behaupte ich, ist ein 

geradezu körperliches und emotiona-
les Grundbedürfnis. Es hat mit unserer 
Stimme und Stimm-Bildung zu tun und 
mit der ur-menschlichen Sehnsucht 
nach Resonanz und Verbindung. Wir 
Menschen brauchen Töne, Stimmen 
und Resonanz wie die Luft zum At-
men. „Resonare“ kommt aus dem La-
teinischen und bedeutet wörtlich über-
setzt „zurück-tönen“, „zurück-erschal-
len“. Der Soziologe Hartmut Rosa stellt 
in seinem Buch „Resonanz“ die These 
auf, diese sei der Schlüsselbegriff für 
eine gelingende Weltbeziehung und 
der Gegenbegriff zu Entfremdung. Ei-
ne nichtentfremdete lebendige Welt ist 
eine resonante Welt, die in uns und 
mit uns mitschwingt, die viele Ant-
worten, Selbst- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten bietet. Antworten, die 
etwas in uns ertönen lassen, kommen 
vor allem aus der Verbindung zu an-
deren Menschen. Aber auch aus Natur-
erlebnissen, aus künstlerischen, hand-
werklichen oder spirituellen Erfahrun-
gen oder anderen Quellen.

Unsere Stimme ist das zentrale ge-
sellschaftliche Instrument. Nicht zufäl-
lig findet sie sich in zahlreichen poli-
tischen Begriffen wieder: in Selbst- 
und Mitbestimmung, in anstimmen, 

abstimmen, umstimmen, beistimmen, 
zustimmen, übereinstimmen. Auf La-
teinisch heißt die öffentliche Sache „res 
publica“, woraus „Republik“ wurde. In 
allen öffentlich-republikanischen An-
gelegenheiten verständigen wir uns 
über Sprache und Stimme auf ge-
meinsame Ziele. Mehr noch: Wir stel-
len republikanische Gemeinschaftlich-
keit überhaupt erst her.

Menschen sprechen täglich etwa vier 
Stunden und äußern dabei rund 16.000 
Wörter – Frauen etwas mehr, Männer 
etwas weniger. Wir reden liebend ger-
ne, laut Sozialstudien am allerliebsten 
über uns selbst und unsere Befindlich-
keit. Die eigene Stimme zu erheben und 
mit anderen Übereinstimmung zu fin-
den – das ist ein lustvoller Akt, bei dem 
Mund, Herz und Lunge, Gefühle, Geist 
und Seele beteiligt sind. Wir sprechen 
für uns selbst. Wir erleben uns als le-
bendige Individuen. Als stimm- und 
wirkmächtig. Unsere Stimmen gehen 
hin und her, sind womöglich dissonant, 
bilden schräge Töne, doch danach kom-
men sie nicht selten auf einen neuen 
Grundakkord, einen Konsens. Nicht nur 
in Chören, sondern auch in Diskussio-
nen zeigt sich: Es gibt eine menschliche 
Grundfähigkeit, sich aufeinander einzu-
schwingen, ein Bedürfnis nach Reso-
nanz. Dieses wiederum ist die Grundlage 

für Verständigung. Wir brauchen demo-
kratische Vielstimmigkeit wie die Luft 
zum Atemholen. Stimmen erklingen, 
wenn wir aufeinander hören und uns 
dabei ansehen. Daher unser tiefes Be-
dürfnis nach An-Sehen und An-Hörung. 

Umgekehrt schlägt Nichtresonanz 
schnell um in eine existenzielle Ur-
angst, weil wir uns mutterseelenal-
lein fühlen. Ausgestoßen und verlas-
sen von allen. Dies ist seit der Steinzeit 
das Schlimmste, was sich das Fami-
lien- und Gruppentier Homo sapiens 
vorstellen kann. In Situationen ver-
meintlicher oder tatsächlicher Bedro-
hung oder in Zeiten ausbleibender 
Resonanz zwischen Regierungen und 
Regierten wird aus Angst schnell flam-
mende Wut. Schneiden Politiker weite 
Teile der Bevölkerung von Möglichkei-
ten zum Mitbestimmen ab, produzieren 
sie betonharte nichtresonante Verhält-
nisse und schaffen Wutbürger. Eine Po-
litik, die keine Resonanz zulässt, stellt 
den Pöbel überhaupt erst her.

Benutzen wir unsere Stimme über 
längere Zeit nicht, werden wir depres-
siv oder aggressiv. Jeder und jede kennt 

	 Eine Politik, die keine 
Resonanz zulässt, stellt 
den Pöbel erst her

Ute Scheub
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Situationen, etwa Podiumsdiskussio-
nen, in denen man keine Chance hat, 
zu Wort zu kommen. Völlig unabhän-
gig vom Thema sinkt die Stimmung ra-
pide in den Keller, man wird aggressiv 
und wütend. Umgekehrt reagiert das 
Publikum dankbar, wenn es zum Mit-
reden eingeladen wird – in Dialogrun-
den oder anderen partizipativen For-
men. Resonanz ist also eine Essenz der 
Demokratie, sie stärkt diese, macht sie 
widerstandsfähig und robust.

In Schulen, Universitäten und Me-
dien wird Demokratie allerdings meist 

völlig anders dargestellt – als trocke-
ner, rein rationaler Austausch von 
Argumenten weit entfernter Politiker. 
Jugendliche oder bildungsferne Men-
schen lernen auf diese Weise nicht, 
dass sie mit demokratischen Metho-
den sich auf Gemeinsames einigen und 
selbst ihr Schicksal in die Hand nehmen 
können. Würde man sie in einer Art 
Ganzkörperlernen viel mehr gemein-
sam singen, streiten und abstimmen 
lassen, hätte das wahrscheinlich eine 
wesentlich nachhaltigere Wirkung als 
das Lehren kühler Demokratietheorien.

Nationalistische Be-Stimmer schalten andere Stimmen aus

Rechtspopulisten und Rechtsradikale 
streben einen einstimmigen Resonanz-
körper an, oder „Volkskörper“, wie sie 
es nennen, eine Gleichschaltung von 
Menschen und Stimmen, die keine an-
deren Töne mehr zulässt. Das bedeu-
tet im Ergebnis: trostlose Ein-Tönigkeit 
und Monotonie. Sind Rechte erstmal an 
der Macht, sind sie die Be-Stimmer, die 
andere Stimmen mit Zwang und Ge-
walt ausschalten.

Warum aber erleben Rechtspopu-
listen und Nationalextremisten der-
zeit überhaupt solch einen Zuspruch? 
Steht das nicht im Widerspruch zur 
eingangs erhobenen Behauptung, dass 
demokratische Mitbestimmung einem 
körperlich-emotionalen Grundbedürf-
nis entspricht? Leider hat Demokratie 
kein Monopol auf Resonanz. Es gibt 
auch problematische Resonanz, etwa 
der Gleichschritt von Militärstiefeln 
auf Pflaster in Diktaturen oder Krie-
gen. Oder illusorische Resonanz, wenn 
rechtspopulistische Führer im Namen 

eines angeblich einheitlichen Volkswil-
lens gegen „die Elite“ hetzen und gegen 
Minderheiten. Das verleitet vor allem 
schwache und labile Menschen in Kri-
senzeiten dazu, ihr Recht auf Selbstbe-
stimmung aufzugeben und in einer fik-
tiv homogenen Nationalgemeinschaft 
aufzugehen, um sich größer und stär-
ker zu fühlen.

Das funktioniert immer wieder, 
weil Menschen fatalerweise dazu nei-
gen, sich eine Nation als Fortsetzung 
ihres eigenen Körpers vorzustellen. 
Das zeigt sich in politischen Begrif-
fen wie „Körperschaft“, „Staatsorga-
ne“, „Haupt und Glieder“, „militärischer 
Arm“ und „Oberhaupt“. Rechtspopu-
listen und Rechtsextreme nutzen das 
aus, indem sie von einem „wehrberei-
ten Volks- und Staatskörper“ mit ei-
nem „starken Oberhaupt“ und „Führer“ 
fantasieren. Und zur Abwehr all jener 
aufrufen, die sie als „Parasiten“, „Ze-
cken“ und „Fremdkörper“ denunzieren, 
weil sie einen „fremden Körper“ haben.

Demokratie – Ideal und erfahrene Wirklichkeit

Rechtspopulisten finden auch deshalb 
Resonanz, weil Ideal und Wirklichkeit 
von Demokratie immer stärker ausei-
nanderklaffen.
•	 In der Schule lernen wir: Demokra-

tie bedeutet Herrschaft des Volkes 

oder Selbstregierung der Bevölke-
rung. So war es jedenfalls an ihrem 
europäischen Geburtsort in den an-
tiken griechischen Stadtstaaten. Die 
Griechen stimmten auf Versamm-
lungsplätzen ihre Angelegenheiten 

direkt ab, Ämter wurden ausgelost. 
In Wirklichkeit erleben wir heute eine 
gefährliche Reduktion von Demokra­
tie auf Wahldemokratie. Wir geben 
unsere Stimme an der Urne sprich­
wörtlich ab und haben vier bis fünf 
Jahre lang bis zur nächsten Wahl 
nichts mehr zu melden. Wir können 
nur zwischen verschiedenen „Gesamt­
paketen“ der Parteien wählen, aber 
keine Personen, Themen und Inhalte 
prioritär setzen.

•	 In der Schule lernen wir, dass die 
Bevölkerung der oberste Souverän 
ist. Sie muss über die Verfassung 
und den Grundrechtskatalog ihres 
Landes abstimmen, sonst hat die-
se keine demokratische Legitima-
tion. In Wirklichkeit hat weder die 
west- noch die ostdeutsche Bevölke­
rung über das Grundgesetz abstim­
men dürfen. Es wurde 1948 von oben 
eingeführt und sein Geltungsbereich 
1990 auf das Gebiet der Ex-DDR er­
weitert. Eine neue gesamtdeutsche 
Verfassung, die in Wendezeiten am 
Runden Tisch entstand, wurde von 
der Bundesregierung verworfen. Viele 
Menschen im Osten fühlten sich be­
trogen, zumal parallel dazu das von 
ihnen erwirtschaftete DDR-Volksver­
mögen durch die Treuhandanstalt ab­
gewickelt und meistbietend verkauft 
wurde. Subjektiv erlebten sie sich in 
der neuen Demokratie als kaum we­
niger fremdbestimmt als in der DDR-
Diktatur. (Köpping 2018) Auch des­
halb sind die Rechtspopulisten dort 
so stark geworden.

•	 In der Schule lernen wir, dass das 
Parlament ein Ort des Austauschs 
der besten Argumente ist. Diejeni-
gen, die am überzeugendsten spre-
chen, setzen sich durch und gewin-
nen die Abstimmung. In Wirklich-
keit steht das Ergebnis fast jeder 
Bundestagsdebatte von vornherein 
fest. Die Opposition kann noch so 
sinnvolle Vorschläge vorlegen – sie 
werden von der Regierungskoalition 
meist aus Prinzip niedergestimmt. 
Der Publizist Roger Willemsen hat 
ein ganzes Jahr lang jede einzelne 
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Plenardebatte verfolgt. Der Stan-
dard des „Hohen Hauses“ bestand 
nach seiner Beobachtung in Res-
pektlosigkeit, gegenseitiger Miss-
achtung und Herabsetzungen aller 
Art. Politischen Gegnern würden 
„grundsätzlich die niedrigsten Be-
weggründe“ unterstellt. Zuhören sei 
vollkommen unüblich: „Niemand 
darf seinen Standpunkt verlassen, 
niemand darf je überzeugt werden.“ 
Im Bundestag herrsche „bisweilen 
ein Geschrei wie auf dem Pausen-
hof, die Redner werden ignoriert, 
man unterhält sich laut, beschäftigt 
sich mit seinem Handy, dann wieder 
schaut eine komplette Fraktion nach 
hinten.“ (Willemsen 2014)

•	 In der Schule lernen wir das Sys-
tem der Gewaltenteilung, das auf 
den französischen Aufklärer Mon-
tesquieu zurückgeht: Die Legislati-
ve (das Parlament) kontrolliert die 
Exekutive (die Regierung); die Ju-
dikative (die Justiz) korrigiert al-
le beide. In Wirklichkeit stammen 
die meisten Gesetzentwürfe aus der 
Hand einer übermächtigen Exeku-
tive. Gesetzestexte durchlaufen im 
Bundestag zwar die vorgesehenen 
Lesungen, werden dabei aber selten 
verbessert, und seien die Argumente 
von Fachleuten in den Ausschüssen 
oder Plenardebatten noch so über-
zeugend. Argumente stören sogar. 
Und fruchtbare inhaltliche Debat-
ten werden durch den Fraktions-
zwang im Keim erstickt. Und, noch 
schlimmer: Lobbyisten von Konzer-
nen sitzen in Ministerien und ar-
beiten an Gesetzestexten mit oder 
haben direkten Zugang zu Minis-
tern und Staatssekretären. Auf je-
den Bundestagsabgeordneten kom-
men ungefähr acht Lobbyisten, auf 
EU-Ebene sind es sogar noch mehr.

•	 In der Schule lernen wir: „Alle Ge-
walt geht vom Volke aus“. So steht 
es auch in Artikel 20,2 des Grund-
gesetzes. Aber wo geht sie hin? 
Dort heißt es weiter: „Die Staats-
gewalt wird vom Volke in Wahlen 
und Abstimmungen … ausgeübt.“ In 

Wirklichkeit gibt es keine Abstim-
mungen auf Bundesebene. Volksbe-
gehren und Volksentscheide sind in 
der Bundesrepublik nur auf Kom-
munal- und Landesebene erlaubt, 
und auch das musste in den meis-
ten Fällen mühsam von der Zivil-
gesellschaft erkämpft werden. Bun-
desweite Volksabstimmungen sind 
nicht vorgesehen. Man könnte hier 
zugespitzt behaupten: Seit der ers-
ten Bundestagswahl findet hier ein 
ständiger Verfassungsbruch statt.

Es gäbe eine Vielzahl von Möglichkei-
ten, diese Zustände zu ändern, um die 
tiefe Resonanzstörung zwischen Re-
gierten und Regierungen zu beheben. 
Hier seien aus Platzgründen nur eini-
ge aufgeführt. Wenn der Fraktions-
zwang im Parlament nicht mehr die 
Regel wäre, sondern die Ausnahme, 
würden Parlamentsdebatten viel leben-
diger, Sachargumente würden wieder 
zählen. Die Einführung eines verbind-
lichen Lobbyregisters würde die fata-
len Einflüsse von Wirtschaftslobbyis-
ten zumindest einschränken. Auch 
Wahlen könnten ganz anders organi-
siert werden. Man stelle sich mal vor, 
die Wahlberechtigten bekämen zusätz-
lich zu den Stimmzetteln eine Liste mit 
politischen Grundsatzfragen vorgelegt: 
Sind Sie für oder gegen Kriegseinsät-
ze? Für oder gegen die Ausrichtung 
der Wirtschaft aufs Gemeinwohl? Für 
oder gegen die Gleichstellung von 
Frauen oder von Homosexuellen? Für 
oder gegen Gentechnik? Für oder ge-
gen Privatisierungen im Gesundheits- 
und Rentensystem? Und das Ganze 

noch etwas differenzierter formuliert. 
Und mit Zustimmungsmöglichkeiten 
auf einer Skala von 1 bis 10. Die Er-
gebnisse würden deutlich anders und 
nuancierter ausfallen als bei einer rei-
nen Parteienwahl. 

Das ist eine von vielen Möglichkei-
ten. Staaten und Gemeinwesen sollten 
Vertrauen in ihre Bürger und Einwoh-
nerinnen ausdrücken, indem sie viel 
mehr direkte und partizipative De-
mokratie zulassen. Gerade die Kom-
bination ihrer verschiedenen Formen 
bietet besondere Reize und macht ei-
ne ganze Reihe von bisher undenk-
baren Selbst- und Mitbestimmungs-
formaten möglich. Wer politisch mit-
bestimmen kann, fühlt sich zugehörig 
und ernstgenommen; er oder sie wen-
det sich nicht ab; sie oder er hat das 
Gefühl, dass sein Engagement Reso-
nanz erfährt. Wer weiß, dass die eigene 
Stimme gehört wird, zeigt weit weni-
ger mit dem Finger auf „die da oben“. 
Wer sich respektiert fühlt, kann leichter 
hinnehmen, wenn eine Entscheidung 
mal nicht im eigenen Sinne ausgeht. 
Solche Abstimmungen ermöglichen al-
len Gesellschaftsmitgliedern, Verant-
wortung für das Ganze zu übernehmen, 
sich selbst einzubringen und das eigene 
Potenzial um ein Vielfaches zu entfal-
ten. Politikverdruss, Ausgrenzung und 
Hass würde der Resonanzboden weit-
gehend entzogen.

Direkte Demokratie

In der Schweiz mit ihren etwa acht Mil-
lionen Einwohnern findet die Hälfte al-
ler Volksabstimmungen weltweit statt. 
Volksentscheide können jederzeit und 
zu allen Themen gestartet werden, so-
bald eine Initiative mit 100.000 Un-
terschriften eingereicht wird. Jeder 
Schweizer und jede Schweizerin stimmt 

an jährlich vier Terminen über durch-
schnittlich zehn Gesetze, Initiativen 
oder Referenden auf Bundesebene ab 
und über noch mehr auf kantonaler und 
Gemeindeebene. Mit den Wahlunter-
lagen zusammen bekommen die Men-
schen ein „Abstimmungsbüchlein“, das 
alle wichtigen Informationen enthält: 

	 Wer politisch mitbestim­
men kann, fühlt sich 
zugehörig und ernst 
genommen
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die zur Abstimmung stehende Vorlage, 
Pro- und Contra-Argumente, die Mei-
nung des Bundesrats, der Kantonsre-
gierung oder des Gemeinderats sowie 
die Ergebnisse früherer Beratungen und 
Abstimmungen in diesen Gremien.

Aus Umfragen der Glücksforschung 
in 150 Ländern der Welt ist länder-, 
religions- und kulturübergreifend be-
kannt: Zu den stärksten Gefühlen der 
Lebenszufriedenheit führen Selbst- und 
Mitbestimmung, Liebe, Eingebunden-
sein, Nachbarschaft, Freundschaft, Si-
cherheit und Geborgenheit. Der Glücks-
forscher Bruno Frey verglich Schwei-
zer Kantone miteinander und bekam 
heraus: Je ausgeprägter die direktde-
mokratischen Möglichkeiten dort sind, 
desto höher die Zufriedenheit der Be-
fragten – und zwar über alle Einkom-
mensklassen hinweg. Sein Fazit: „Die 
verfassungsmäßig garantierten Mitbe-
stimmungsrechte erhöhen die Lebens-
zufriedenheit der Bürger systematisch 
und beträchtlich.“ Auch deshalb steht 
die Schweiz seit vielen Jahren zusam-
men mit skandinavischen Ländern an 
der Spitze der „glücklichsten“ Gesell-
schaften weltweit. (Frey 2010: 79 ff.)

Obwohl sich bei den jeweiligen 
Abstimmungen selten mehr als 40 
bis 60  Prozent der Schweizer Wahl-
berechtigten beteiligen, identifizieren 
sich laut Umfragen über drei Viertel 
der Bevölkerung mit der direkten De-
mokratie – mehr als mit jeder ande-
ren politischen Institution. (Schiller/
Mittendorf 2002: 302) Das Initiativ-
recht ist zudem eine hervorragende 
Möglichkeit, bestimmte Themen ge-
sellschaftlich zur Diskussion zu stel-
len. Den Personen, die Unterschriften 
sammeln, ist oftmals von vornherein 
bewusst, dass sie keine Mehrheit er-
reichen werden; trotzdem werden sie 
aktiv. Denn die Abstimmungen sind 
Stoff für viele Gespräche in Küchen, 
Kantinen und Kneipen, Tageszeitungen 

und Talkshows, Versammlungen und 
Vereinssitzungen. Direkte Demokratie 
ist immer auch eine Schule der Demo-
kratie, eine ständige politische Wei-
terbildung. Das Prinzip der Mitverant-
wortung hat auch eine pädagogische 
Seite: Jeder Bürger und jede Einwoh-
nerin sieht sich sanftem Druck ausge-
setzt, sich zu den Themen der nächs-
ten Volksabstimmungen eine Meinung 
zu bilden – auch diejenigen, die sich 
selbst als unpolitisch sehen.

Viele Menschen befürchten, mit 
Volksentscheiden könnten die Todes-
strafe oder andere menschenrechts-
feindlichen Gesetze eingeführt werden. 
Das ist jedoch falsch. In Deutschland 
wacht das Bundesverfassungsgericht 
über die Grundwerte der Verfassung. 
Und dazu gehört auch Artikel 102 des 
Grundgesetzes, der explizit feststellt: 
„Die Todesstrafe ist abgeschafft“. Auch 
andere Grundrechte, die Minderhei-
ten schützen, können nicht oder nur 
mit Zwei-Drittel-Mehrheit wegge-
stimmt werden. In diesem Punkt ist 
die Situation hier sogar besser als in 
der Schweiz. Denn dort gibt es kein 
Verfassungsgericht, das im Zweifels-
fall bestimmte Abstimmungen ver-
bietet. Aber man muss zugunsten der 
Schweiz auch hinzufügen: Diese beiden 
von der rechtspopulistischen SVP ini-
tiierten minderheitsfeindlichen Volks-
abstimmungen haben zwar internatio-
nal für viel Aufsehen gesorgt, sind aber 
die Ausnahme geblieben. In mehr als 
150 Jahren direkter Demokratie gab 
es bisher nur 20 Volksinitiativen, die 
sich gegen Minderheitenrechte richte-
ten, und nur 4 wurden angenommen. 
(Mehr Demokratie 2016: 20)

Konsultative Demokratie

Unter „deliberativer“, „partizipativer“ 
oder „konsultativer“ Demokratie ver-
steht man die aktive Teilhabe von Bür-
gern und Wählerinnen. Die Formate 
können sehr verschieden sein: Bür-
gerberatung und -beteiligung, Town-
hall Meetings, interreligiöse Dialoge, 

Bürgerversammlungen, Planungszel-
len, per Zufallslos zusammengesetzte 
Bürgerräte und mehr. Sie alle diskutie-
ren heiße politische Themen, manch-
mal verfassen sie am Ende sogenannte 
Bürgergutachten für die Politik. Oder 
sie sorgen für Frieden: Nach den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001 
gab es in den USA unzählige Anschläge 
gegen Moslems; in Chicago aber orga-
nisierten Sozialarbeiterinnen und Ak-
tivisten von „Community Organizing“ 
ein Townhall Meeting, bei dem jeweils 
Angehörige verschiedener Religionen 
zusammensaßen und sich kennenler-
nen konnten. (Penta 2007) Ergebnis: 
In der Stadt blieb es friedlich.

US-Politikprofessor James Fishkin 
organisierte mit seinem „Center for De-
liberative Democracy“ zahlreiche Bür-
gerberatungsverfahren in den USA und 
weltweit: in Argentinien, Australien, 
Brasilien, Bulgarien, China, Dänemark, 
Griechenland, Hongkong, Italien, Ja-
pan, Korea, Mongolei, Polen und Un-
garn. Ausgerechnet im Ölförderstaat 
Texas sprachen sich solche von Fishkin 
organisierten Bürgerräte für die För-
derung von erneuerbaren Energien 
aus. Die Anzahl der Menschen, die ei-
nen Beitrag zur Energiewende leisten 
wollten, stieg durch den öffentlichen 
Beratungsprozess von 52 auf 84 Pro-
zent. Heute stehen dort mehr Wind-
räder als in jedem anderen US-Bun-
desstaat – kein Trump kann sie mehr 
abbauen. (Dion/Laurent 2015)

Ein schöner Beweis, wie kollektive 
Intelligenz funktioniert, wenn man ihr 
eine Chance lässt. Eine unabdingbare 
Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 
alle Bevölkerungsgruppen repräsentativ 
vertreten sind. Dann erst werden Bür-
gerräte wirklich vielstimmig. Dann erst 
werden alle Interessen und Bedürfnisse 
berücksichtigt. Dann erst wird die Ten-
denz ausgebremst, dass sich die lautes-
ten Stimmen durchsetzen, die Stimmen 
derer, die einflussreicher oder rhetorisch 
geschickter sind als andere.

Die sogenannte „qualifizierte Zu-
fallsauswahl“ eignet sich hierfür wohl 
am besten: Sie ist ein Losverfahren, bei 

	 Direkte Demokratie ist 
immer auch eine Schule 
der Demokratie
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tig eingesetzt, entfalten sie eine enor-
me Bindungskraft zugunsten der De-
mokratie – auch und gerade in Zeiten 
ihrer Bedrohung. So wird sie erfahrbar 
und sinnlich.

Brexit – das Chaos wäre 
vermeidbar gewesen

Menschen, die direkter Demokratie 
skeptisch gegenüberstehen, verweisen 
gerne auf das Beispiel der „Brexit“-Ab-
stimmung. Das ist jedoch irreführend. 
Großbritannien kennt kein Recht auf 
Volksabstimmung, nur Plebiszite, die 
die Regierung von oben ansetzt. Das 
Plebiszit von 2016 über den EU-Aus-
tritt hatte der damalige britische Regie-
rungschef David Cameron initiiert, der 
damit seine innenpolitischen Gegner 
von der nationalistischen UKIP kalt-
stellen wollte und gar nicht mit einem 
„Ja“ gerechnet hatte. Das äußerst knap-
pe „Ja“ von 51,89 Prozent der Wahlbe-
rechtigten kam wahrscheinlich auf ma-
nipulativem Weg zustande. Die Skan-
dalfirma „Cambridge Analytica“, der 
zeitweilig Donald Trumps rechtsradika-
ler Chefstratege Steve Bannon als Vize-
chef vorstand, steht im dringenden Ver-
dacht, über „Dark Posts“ auf Facebook 
und Social Bots am Abstimmungser-
gebnis gedreht zu haben. Nun stehen 
sich zwei Lager unversöhnlich gegen-
über, und das tief gespaltene Großbri-
tannien erlebt eine seiner schwersten 
Krisen.

Die Antwort auf die Frage „in der 
EU bleiben oder gehen“ hätte völlig 
anders ausgesehen, wenn man direk-
te und konsultative Demokratie ver-
bunden hätte. Man hätte einen landes-
weit repräsentativ ausgelosten Bürger-
rat bitten können, die Sache gründlich 
zu beraten und am Ende sich auf ein 
Bürgergutachten oder einen Verfah-
rensvorschlag zu einigen. Man hät-
te auch das Parlament bitten können, 
seine Vorstellungen in einen Gesetz-
entwurf zu fassen. Der wahlberechtig-
ten Bevölkerung hätte man dann ver-

dem demografische Kriterien wie Ge-
schlecht, Alter, Herkunft, Beruf und 
Bildungsgrad berücksichtigt werden. 
Falls im ersten Stadium der Zufalls-
wahl vorwiegend alte weiße Männer 
oder vorwiegend junge schwarze Frau-
en ausgewählt werden, wird weiter ge-
lost, bis die Repräsentativität stimmt.

Bürgerräte und Bürgerversamm-
lungen haben den großen Vorteil, frei 
von Eigeninteressen und parteitakti-
schen Überlegungen agieren zu kön-
nen. Sie sind schwer korrumpierbar 
oder durch Lobbyisten beeinflussbar, 
weil nur der Zufall entscheidet, ob je-

mand einem Gremium angehört oder 
nicht. All das stärkt sie darin, eine ge-
meinsame „Stimme der Vernunft“ zu 
entwickeln, die nicht auf sachfremde 
Einflüsterungen hört. Je genauer eine 
Gruppe die Gesamtbevölkerung reprä-
sentiert, desto besser, inklusiver, soli-
darischer und durchdachter werden ih-
re Empfehlungen.

Bürgerräte finden deshalb oft sehr 
gute, überzeugende, inklusive Lösun-
gen für politische Probleme. In Kana-
da, den Niederlanden, Island und Irland 
diskutierten solche per Zufallslos be-
stimmten Räte neue Wahlgesetze und 
Verfassungsartikel. In Island entstand 
auf der Basis einer kollektiven Bürger-
beratung die erste „Bürgerverfassung“ 
der Welt; sie scheiterte letztlich aber 
an den Konservativen im Parlament.

Kombinationen von Wahl-, direkter und konsultativer Demokratie

Solche Verfahren können auf allen 
Ebenen eingesetzt und beliebig kombi-
niert werden – in Dörfern und Städten, 
auf Landes- und Bundesebene bis hin 
zur EU. Ein Bürgerrat kann beispiels-
weise ein Bürgergutachten oder einen 
Gesetzentwurf zu einem bestimmten 
Thema formulieren, der danach direkt-
demokratisch zur Abstimmung steht – 
allein oder in Kombination mit einem 
Alternativentwurf des Gemeinde- oder 
Landesparlaments.

Natürlich ist es leichter, solche Pro-
zesse in kleinen, organisatorisch über-
sichtlichen Gemeinden zu organisie-
ren, wo jeder jeden kennt. Dafür ist 
dort die soziale Kontrolle größer. Auf 
regionaler, bundes- und europaweiter 
Ebene können sich Menschen auf diese 
Weise kennenlernen und neue Erfah-
rungen machen, wie Demokratie ver-
lebendigt werden kann. Elektronische 
Demokratie kann diese Verfahren er-
gänzen, beispielsweise über Internet-
Umfragen und -Abstimmungen. Aber 
digitale Demokratie sollte mit Bedacht 
eingesetzt werden und nur in Ergän-
zung zu analogen Veranstaltungen. 
Erstens sind Abstimmungsergebnisse 

manipulierbar. Zweitens sind direk-
te menschliche Begegnungen in ihrer 
sinnlichen Qualität schlicht unersetz-
bar. Im Gegensatz zu dem einsamen 
Starren auf Computerbildschirme er-
zeugen sie Resonanz. 

Ähnliches gilt für die direkte De-
mokratie. Sie lädt potenziell alle zur 
Beteiligung ein, aber die Stimmabga-
be ist ein relativ abstrakter und wenig 
sinnlicher Vorgang; Resonanz wird hier 
vor allem durch lebendige Diskussio-
nen im Vorfeld geschaffen. Konsulta-
tive Demokratie wiederum beruht auf 

direkter persönlicher Begegnung und 
kann das lustvolle Gefühl erzeugen, die 
eigene Stimme zu erheben; sie hat aber 
den Nachteil, dass nur eine Minderheit 
an den Bürgerräten teilnehmen kann. 
Es ist also elementar wichtig, dass die 
verschiedenen Demokratieformate sich 
gegenseitig ergänzen. Die Stärken der 
einen Form gleichen die Schwächen 
der anderen aus. Werden sie gleichzei-

	 Bürgerräte agieren frei von 
Eigeninteressen und sind 
schwer korrumpierbar

	 Es ist wichtig, dass sich 
Demokratieformate 
gegenseitig ergänzen
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kurzbiographie
Dr. Ute Scheub�, Jahrgang 1955, ist pro­
movierte Politikwissenschaftlerin, taz-
Mitbegründerin, freie Journalistin und 
Autorin von 20 Büchern. Ihre letzten 
drei erschienen 2017, 2018 und 2019 
im oekom-Verlag: „Die Humusrevolu­
tion – Wie wir den Boden heilen, das 
Klima retten und die Ernährungswende 
schaffen.“; „Demokratie – die Unvoll­
endete. Plädoyer für mehr Teilhabe“; 
„Europa – die unvollendete Demokra­
tie. Eine Vision für die EU“.

schiedene Alternativen zur Abstim-
mung vorlegen können.

Um zu vermeiden, dass eine knap-
pe Mehrheit eine sehr große Minder-
heit überstimmt, hätte man zusätzlich 
im Vorfeld vereinbaren können, dass 
beim Nichterreichen einer qualifizier-
ten Mehrheit von beispielsweise 55 Pro-
zent die Angelegenheit neu verhandelt 
werden muss. Falls in dem neuerlichen 
Dialog ein Kompromiss oder mehrere 
Alternativen gefunden werden, kann 
nochmals abgestimmt werden. Zusätz-
lich wäre es möglich, eine Stufenskala 
von 0 (absolute Ablehnung) bis 10 (ab-
solute Zustimmung) zur Abstimmung zu 
stellen. Dann bestünde das Endergeb-
nis nicht aus zwei verfeindeten Lagern, 
sondern aus politischen Tendenzen, die 
miteinander leben können.

Im katholischen Frankreich hat die 
Einführung der Homo-Ehe von oben oh-
ne vorherige Bürgerkonsultationen zu 
Protestdemonstrationen von Hundert-
tausenden geführt. Im katholischen Ir-
land aber demonstrierte eine Bürgerver-
sammlung in Zusammenarbeit mit dem 
Parlament, wie man diese Frage ganz 
anders behandeln kann – und unter 
Einbeziehung von Menschen mit gro-
ßer Distanz zur Politik und ohne höhe-
re Schulbildung. Im Auftrag des irischen 
Parlaments diskutierte 2013 eine solche 
Versammlung von 100 Personen – 66 
ausgeloste Laien, 33 Politiker, ein Vor-
sitzender – unter anderem darüber, ob 
die die Homoehe erlaubt werden sollte. 
Sie tagte ein ganzes Jahr lang, immer 
ein bezahltes Wochenende pro Monat.

Finbarr O’Brien, ein älterer Herr ohne 
höhere Schulbildung, war einer davon. 

Er hatte 30 Jahre lang als Lastwagen-
fahrer gearbeitet, danach als Gapelstap-
ler und Briefträger. „Bei der Bürgerver-
sammlung mitzumachen gehört zu den 
besten Erfahrungen meines Lebens“, 
verriet er Reportern der ZEIT. Er habe 
es schade gefunden, bei der zweiten, 
2016 eingesetzten Bürgerversammlung 
nicht mehr mitmachen zu dürfen. (Berb-
ner, Stelzer, Uchatius 2017)

O’Brien war kein politischer Mensch 
gewesen, Nachrichten hatten ihn wenig 
interessiert, gegenüber Politikern hatte 
er Abscheu empfunden. Als neunjäh-
riger Junge war er von einem Mann 
mehrfach sexuell missbraucht worden, 
und in seinem Kinderhirn hatte sich die 
Vorstellung eingebrannt: Schwule sind 
Vergewaltiger. Dann landete er in der 
Bürgerversammlung am Tisch ausge-
rechnet neben einem jungen Schwu-
len mit Ohrring, Nasenring und bun-
ten Fingernägeln. „Er überwand sich, 
schüttelte dem Mann die Hand, sie re-
deten, mussten sie ja, über die Homo-
Ehe. O’Brien fand ihn nett“, berichten 
die ZEIT-Reporter. „Auf der Bühne er-
zählten an jenem Tag zwei Geschwis-
ter von ihren Eltern, zwei liebevollen 
Vätern. O’Brien fühlte mit ihnen. Er 
spürte, wie sich seine Meinung änder-
te. Seine Therapeutin hatte ihm gesagt, 
Schwule seien normale Menschen, jetzt 
füllte sich dieser Satz mit Leben … Der 
ehemalige Schwulenhasser Finbarr 
O’Brien ist mit seinem Tischnachbarn 
bis heute befreundet.“

Am Ende stimmte O’Brien für die 
Homo-Ehe, genauso wie weitere 77 von 
100 Angehörigen der Bürgerversamm-
lung. Mitte 2015 hielt die Regierung 

darüber ein Referendum ab. Sie gab 
den Iren die Empfehlung des Bürger-
gremiums an die Hand, Homosexuelle 
gleichzustellen. Ergebnis: 62 Prozent 
stimmten der Verfassungsänderung zu.

Fazit

Es gibt unzählige Möglichkeiten, Wahl-
demokratie durch partizipative und di-
rekte Demokratie zu ergänzen, Selbst- 
und Mitbestimmung lebendig und 
sinnlich zu machen. Das größte Hin-
dernis hierfür dürfte der nicht vor-
handene politische Wille bei Amtsträ-
gern sein, die um Macht und Einfluss 
fürchten. Ein sehr kurzsichtiges Den-
ken. Denn alle demokratischen Expe-
rimente zeigen, dass sich dadurch die 
Resonanz zwischen Regierungen und 
Regierten vertieft.
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Wahrscheinlich ist die dargestellte kontemplative Szene in unserer 
heutigen Zeit schon anachronistisch: Ein Mann sitzt entspannt am 
Frühstückstisch und liest seelenruhig die Tageszeitung, um sich 
auf dem neuesten Stand zu halten und sich seine eigene Meinung 
zu bilden. Die fröhliche Farbgebung, der lockere Pinselduktus 
und die friedliche Atmosphäre des Bildes deuten eher auf eine 
Urlaubssituation, denn auf ein Alltagsszenario hin. Aber wäre es 
nicht manchmal wünschenswert, wenn wir generell in den Prozess, 
in dem wir uns ein Bild von der Welt machen, wieder mehr Ruhe 
und Reflexion einkehren lassen könnten? Und trotz Globalisierung, 
Digitalisierung und ständiger Katastrophen-Nachrichten einen 
kühlen Kopf bewahren sollten? Denn das ist langfristig notwendig, 
um eine demokratische Gesellschaft aufrecht zu erhalten. Und 
dazu gehören auch die Freude und der Genuss an der ungestörten 
morgendlichen Tasse Tee – nicht nur im Urlaub!
� (Stefanie Lieb)
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Normativ-theoretische 
Dimensionen der Demokratie 
in Geschichte und Gegenwart
Das Konzept der demokratischen Antinomien

Der Demokratie wird oft nachgesagt, eine normativ kontingente, inkonsistente und 
inkohärente Idee zu sein, die deswegen ihre idealistischen Versprechungen nicht zu 
halten vermag. Ein systematisierender, synoptischer Blick in die komplexe Ideen- 
und Begriffsgeschichte der ‚Volksherrschaft‘ zeigt jedoch, dass unter diesem Kon­
zept zwar durchaus widersprüchliche Prinzipien subsumiert werden, diese jedoch 
zugleich einen intersubjektiven Diskursrahmen aufspannen, in dessen Konturen sich 
die normativen Streitfragen und politischen Auseinandersetzungen der Demokratie 
auf authentische Weise austragen lassen. Der vorliegende Beitrag will diesbezüglich 
demonstrieren, wie aus jenen demokratischen ‚Antinomien‘ keine epistemische Ori­
entierungslosigkeit, sondern eine spezifische Normativität erwächst, die der Demo­
kratie ihre eigentliche Charakteristik verleiht.

1.  Einführende Überlegungen

Die komplexe Frage nach der „epis-
temischen Dimension“ der Demokra-
tie (Habermas 2008), deren Beantwor-
tung einer normativen Bewertung der 
Volksherrschaft vorausgeht, stellt sich 
nicht erst in der digitalen Ära, dem 
Zeitalter des Internet und den zeitge-
nössischen Debatten über ‚fake news‘ 
oder ‚alternative Fakten‘. Schon zu-
vor haben postmoderne, poststruktu-
ralistische und postkoloniale Ansätze 
das Vertrauen in normative Maßstäbe 
grundsätzlich erschüttert und die oft-
mals dahinterstehenden Machtstrate-
gien und Begriffspolitiken freigelegt. 
Diese Entwicklung hat die Demokratie 
selbst zwar normativ betrachtet nicht 
vollständig entkleidet, weshalb sie in 
den politiktheoretischen Überlegungen 
bei AutorInnen wie Jacques Derrida, 
Jean-François Lyotard, Gayatri Spi-

vak oder Stuart Hall unverändert ei-
ne Schlüsselrolle einnimmt. Allerdings 
zeichnen sich die einschlägigen De-
mokratieansätze durch die sorgsame 
Vermeidung von Definitionen und den 
Respekt vor der generellen Offenheit, 
Vorläufigkeit und Unvollkommenheit 
aller demokratischen Praxen aus, egal, 
ob die Volksherrschaft in diesem Zu-
sammenhang als ‚démocratie à vénir“ 
(Derrida), Politik des Widerstreits (Lyo-
tard), als „Pharmakon“ (Spivak) oder 
als „unvollendeter Prozess“ (Hall) titu-
liert wird. Gemeinsam ist solchen Auf-
fassungen, dass sie sich sensibel dafür 
zeigen, wie stark sich die Idee der De-
mokratie gegen jede ethisch-normati-
ve Vorentscheidung sträubt, deren Zu-
standekommen demokratietheoretisch 
stets zweifelhaft bleiben muss. Die (mo-
derne) Demokratie als ein soziales und 

politisches ‚System‘, das auf der dis-
kursiven Aushandlung kollektiv ver-
bindlicher Normen auf Basis veränder-
licher Mehrheiten, Interessensvielfalt 
und Meinungspluralismus beruht, das 
von der Vorstellung eines freien poli-
tischen Gestaltungsraums konstituiert 
wird und dessen Dynamik eine konti-
nuierliche Revidierbarkeit des demo-
kratisch entstandenen Normengefüges 
verlangt, sperrt sich offensichtlich ge-
gen die Annahme, von ‚außen‘ mit-
hilfe von ethischen Regeln und Fest-
legungen steuerbar bzw. ‚qualifizier-
bar‘ zu sein.

Im Umkehrschluss bewirkt jene pro-
grammatische und prototypische Los-
lösung der Demokratie von vorgege-
benen, universalen Normen allerdings 
das (unlösbare) Problem ihrer „Autoim-
munität“ (Derrida 2006, S. 54 ff.): Weil 

Oliver Hidalgo
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demokratische Entscheidungen per 
Mehrheitsprinzip oder sogar Konsens-
findung ohne eine die Volkssouverä-
nität limitierende, garantierte norma-
tive Verankerung sich theoretisch wie 
praktisch gegen die Demokratie rich-
ten, ja letztere auf demokratischem 
Wege sogar abschaffen können,1� ist 
ein rein formalrechtliches, funktiona-
les Verständnis der Volksherrschaft per 
se nicht zufriedenstellend. Dies würde 
nämlich notgedrungen zu einem Re-
lativismus führen, dem die Option ab-
handen kommt, sich im Namen ‚hö-
herer‘ Werte wie Menschenwürde und 
Menschenrechte mit streng genommen 
‚nicht-demokratischen‘ Mitteln wie ei-
nem Parteienverbot, einer Regulierung 
der Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit etc. gegen ihre inneren Feinde zur 
Wehr zu setzen sowie auf diese Wei-
se eine ‚streitbare‘ Demokratie zu be-
gründen. Andererseits weist wiederum 
Derrida (2006, S. 56 ff.) überzeugend 
darauf hin, dass die paradoxe Justie-
rung demokratieerhaltender Maßnah-
men auf nicht-demokratischem Wege 
am Ende einer Quadratur des Kreises 
gleichkommt. Denn auch in diesem Fall 
müsste von ‚außen‘ ein archimedischer 
Punkt an die Demokratie angelegt wer-
den, den es vor dem Hintergrund ih-
rer ureigenen Prämissen und Prinzi-
pien gar nicht geben kann. Deswegen 
drohen ‚wehrhafte‘ Demokratien die 
Volksherrschaft buchstäblich „zu To-
de zu schützen“ und existiert kein ‚ob-

jektiv‘ konsistenter Ausweg aus dem 
angesprochenen Dilemma.

Eine normativ-ethische Reflexion 
der Demokratie, die das skizzierte Pro-
blem ernst nimmt, darf sich mithin von 
vornherein nicht mit dem Unterfangen 
tragen, sie von ihren Aporien dispen-
sieren und ihre Widersprüche ‚heilen‘ 

zu wollen. Stattdessen ist nach den tie-
feren Ursachen zu fragen, weshalb der 
Demokratie dieses und ähnliche unlös-
bare Probleme quasi inhärent sind und 
eine adäquate normative Erfassung der 
demokratischen Idee ihre Aporien des-
halb nicht zu negieren, sondern förm-
lich auf ihnen aufzusatteln hat. Damit 
sind Zielvorstellung und Erkenntnis-
interesse des vorliegenden Beitrags be-
reits umrissen. Die hieran anknüpfen-
den Abschnitte werden versuchen, dies 
einzulösen, indem zunächst eine kon-
zise ideengeschichtliche Rekonstruk-
tion und Vertiefung der normativen 
Herausforderung erfolgt, die die De-
mokratie bedeutet (Abschnitt 2), um 
im Anschluss das Konzept der „demo-
kratischen Antinomien“ als geeignete 
Begrifflichkeit einzuführen, um diesen 
Aspekt auf den Punkt zu bringen. Auf 
dieser Basis wird dann die spezifische 
‚Normativität‘ der Demokratie weiter 
spezifiziert (Abschnitt 3).

2. � Ideengeschichtliche Wurzeln der Demokratie als normatives 
Problem zwischen Universalität und Partikularität

Schon in ihren historischen Anfängen 
wirkte sich der Gegensatz zwischen der 
demokratischen Idee und den traditio-
nellen Theogonien und Kosmogonien, 
aus denen sich ein religiöser Normen-
katalog ableitete, konstitutiv auf die 
reale Entwicklung der antiken Volks-
herrschaft aus. Wie Christian Meier 
(1983, S. 275–325) gezeigt hat, trat mit 
der ‚Demokratie‘ (sowie mit weiteren 
sich damals sprachlich herauskristal-

lisierenden politischen Verfassungen 
wie der ‚Timokratie‘, ‚Oligarchie‘ oder 

‚Aristokratie‘) ein neuer begrifflicher 
Fokus zu Tage, der den Vorrang der 
(frei handelnden bzw. herrschenden) 
Akteure gegenüber der Vorstellung 
eines vorgegebenen göttlichen Geset-
zes (nomos bzw. Eunomie) unterstrich. 
Im Verlauf des 5. Jahrhunderts v. Chr. 
vermochte sich so insbesondere das 
‚Volk‘ als ‚Subjekt‘ anstatt als Objekt 
der Geschichte zu verstehen, dessen 
„Könnensbewusstsein“ (ebd., S. 435–
499) in den Anspruch mündete, das 
Zusammenleben autonom zu regeln. 
Keineswegs zufällig spiegelt sich je-
ne Normenkollision auch im ältesten 
historischen Beleg des Demokratiebe-
griffs – Aischylosʼ Drama Die Schutz-
flehenden (ca. 463 v. Chr.) – wider. Dort 
überlässt der König von Argos der 
Volksversammlung die Entscheidung, 
ob den fünfzig Danaer-Töchtern, die 
sich weigern, die Söhne des Aigyptos 
zu heiraten, gemäß einem überliefer-
ten göttlichen Gebot Asyl zu gewähren 
sei oder dies zu versagen, um einem 
drohenden Krieg mit den Ägyptern zu 
entgehen. Sowohl Entscheidungspro-
zedur als auch Entscheidungssituati-
on verweisen in diesem Kontext auf 
die Verfassungsrealität der attischen 
Demokratie, für die der tradierte (re-
ligiöse) Normenkodex offensichtlich 
keine unumstößliche ethische Orien-
tierung mehr bereithielt.

Kontingenz und Ambivalenz sind – 
wie es Hannah Arendt2� hypostasiert 
hat – seitdem das Grundmerkmal des 
politisch-demokratischen Handelns ge-
blieben. 

Verabsolutierte epistemische und 
normative Wahrheitsansprüche sowie 
ein für alle Mal fixierte, nicht revidier-
bare Gebote und Verbote auf der Ebe-
ne der Politik würden hingegen dem 

	 Wehrhafte Demokratien 
drohen die Volksherrschaft 
„zu Tode zu schützen“

1	Die potentielle Selbstzerstörung der Demokratie war keineswegs erst in der Weima-
rer Republik (sowie zuvor und danach beim Sieg der Faschisten in Italien und Spanien) 
zu beobachten. Schon in ihren historischen Anfängen, im antiken Athen, wurde die Wie-
dereinführung der Oligarchie 411 v. Chr. von der Mehrheit der Volksversammlung getra-
gen. Und das Ende der kurzen Phase der Zweiten Republik in Frankreich (1848–1851) war 
im Grunde genommen besiegelt, als der schon 1836 und 1840 als Putschist aufgefallene 
Louis Bonaparte per Volkswahl zum Präsidenten gekürt wurde.

2	Siehe dazu die Vita activa (Arendt 1999) sowie der Aufsatz Wahrheit und Politik 
(Arendt 1972).
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dynamischen Charakter der Demokra-
tie grundsätzlich zuwiderlaufen. Theo-
retische und praktische Ansätze, die 
das Politische gleichwohl auf einem 
unumstößlichen metaphysischen und/
oder moralphilosophischen Fundament 

platzieren wollen, können entspre-
chend – wie zahlreiche Beispiele von 
Platon bis Alain Badiou im Laufe der 
Politischen Ideengeschichte belegen – 
eine zumindest starke Tendenz zum 
Antidemokratischen schwerlich ka-
schieren. Hans Kelsen (2006, S. 236) 
hat jene unvermeidliche demokratische 
Distanz zu überpositiven Normansprü-
chen einst in folgende bis heute be-
merkenswerte Formulierung gegossen:

„Wenn die Frage nach dem, was so-
zial richtig, was das Gute, das Beste 
ist, in einer absoluten, objektiv gülti-
gen, für alle unmittelbar verbindlichen 
[…] Weise beantwortet werden könnte: 
dann wäre die Demokratie schlechthin 
unmöglich. Denn was könnte es für ei-
nen Sinn haben, über eine Maßnahme, 
deren Richtigkeit über allem Zweifel 
erhaben feststeht, abstimmen und die 
Mehrheit entscheiden zu lassen? Was 
könnte es gegenüber der Autorität des 
absolut Guten anderes geben als den 
dankbaren und bedingungslosen Ge-
horsam?“

Zur Emanzipation des Politischen von 
Religion und Moral

Angesichts solch evidenter Gegensätz-
lichkeit kann es kaum überraschen, 
dass die Wiederbelebung des demo-
kratischen Gedankens seit dem Spät-
mittelalter bzw. der Renaissance mit 
einer signifikanten Emanzipation des 
Politischen von Religion und Moral 
konvergiert, die als ‚Säkularisierung‘ 
beschreibbar ist (Böckenförde 2013, 
S. 92 ff.). Dies beginnt mit den an Aris-
toteles’ Trennung von Theologie und 
Politik, Theorie und Praxis angelehn-
ten Ausführungen bei Marsilius von 

Padua, setzt sich mit Machiavellis har-
scher Absage an jedwede moralische 
Konnotation des Politischen fort und 
verdichtet sich schließlich in der Re-
ligionskritik der Aufklärung. Wie Jo-
nathan Israel (2010) rekonstruiert hat, 
lässt sich die Denkbewegung, die etwa 
Hobbes, Spinoza, Bayle, Bolingbroke, 
Diderot oder d’Holbach sukzessive zu 
einer immer dezidierteren Ausklam-
merung religiös-normativer Ansprü-
che aus dem Bereich des Politischen 
führte, als „Revolution of the mind“ 
identifizieren, die den politischen Re-
volutionen des 18. und 19. Jahrhun-
derts flankierend vorausging. Doch 
sogar der religionsaffinere Zweig der 
europäischen Aufklärung, der von Au-
toren wie Locke, Montesquieu, Rous-
seau, Kant oder Tocqueville verkörpert 
wird und auf seine Weise die moder-
ne Demokratie begründete, sattelt auf 
der Trennung von Religion und Poli-
tik, Staat und Kirche auf und entzog 
damit  – trotzdem er an moralischen 
Autoritäten festhielt – allen politisch 
begründeten Normen zumindest das 
feststehende epistemologische Funda-
ment, das die Scholastik noch vorge-
sehen hatte. Als demokratische ‚Norm‘ 
schlechthin hat sich seitdem die To-
leranz etabliert, die unterschiedliche, 
ja antagonistische Wertvorstellungen 
nebeneinander koexistieren lässt, oh-
ne dass es den pluralistisch verfass-
ten Gesellschaftskörper zerreißt. Da die 
Toleranz ihrerseits jedoch umstritten 
bleibt (Forst 2003), kann sie zwar der 
demokratischen Praxis einen norma-
tiven Anhaltspunkt bieten, die theore-
tisch reflektierte Distanz der Demokra-
tie zu universalen Normen indes nicht 
beheben.

Die hier nur in groben Zügen zu 
skizzierende metaphysisch-ontologi-
sche Unsicherheit der Demokratie hat 
in der Gegenwart so komplexe Dis-
kussionen geprägt wie diejenige, ob 
auch noch die moderne Volksherr-
schaft durch religiös-vorpolitische 
Normen ‚ergänzt‘ werden muss (z. B. 
Bellah 1985; Putnam 2000; Habermas 
2005; Böckenförde 2013) oder ob reli-

giöse Argumente im öffentlichen Dis-
kurs der Demokratie gerade keine ar-
gumentative Rolle spielen können und 
dürfen (z. B. Ackerman 1989; Rorty 
1994; Rawls 2003). Auch die Theorie 
der „radikalen Demokratie“, die vor al-
lem von Autoren wie Jacques Rancière, 
Ernesto Laclau, Etienne Balibar, Migu-
el Abensour oder Judith Butler geprägt 
wurde (Comtesse et al. 2019), versucht 
die Idee der Volksherrschaft generell 
jenseits von normativen Wahrheitsan-
sprüchen und unter der Grundprämisse 
der Kontingenz zu diskutieren.

Die Aporie der Demokratie zwischen 
Universalismus und Partikularismus

Andererseits haben selbst die Vertreter 
jener radikalen Theorie wenigstens zum 
Teil registriert, dass eine völlige Los-
lösung der Volksherrschaft von (uni-
versalen) normativen Bezügen sowie 
das kompromisslose Insistieren auf ei-
ne unbegrenzte Volkssouveränität die 
Demokratie mitsamt ihren Institutio-
nen und Verfahren förmlich in der Luft 
hängen lassen und so zum Spielball 
für Populisten machen würde. Ernes-
to Laclau zählt es deshalb zu den un-
auflösbaren Aporien der Demokratie, 
dass sie sich auf der einen Seite ge-
gen universale Normdiktionen sperrt, 
um andererseits eine solche universale 

Dimension (etwa durch den ‚Horizont‘ 
der Menschenrechte) als ‚Fluchtpunkt‘ 
gleichwohl zu verlangen. Aus dem epi-
stemologisch „Partikularen“ und ‚Plu-
ralistischen‘ der Demokratie resultie-
re darob „ein konstitutiver Mangel, 
der das Partikulare unaufhörlich da-
zu zwingt, mehr als es selbst zu sein“ 
und „eine universale Rolle anzuneh-
men“, die allerdings ihrerseits „prekär 
und unvernäht“ bleibt. Entlang jener 
Aporie zwischen Universalität und Par-
tikularität vermag und muss sich nun 
auch „demokratische Politik“ manifes-
tieren (Laclau 2007, S. 41). Die „An-

	 Normative Wahrheits­
ansprüche laufen der 
Demokratie zuwider

	 Ohne normativen Bezug 
wird die Demokratie zum 
Spielball für Populisten
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nahme eines reinen Partikularismus“ 
sowie der Verzicht auf den „Appell an 
eine [letzteren] transzendierende Uni-
versalität“ ließe die Demokratie hin-
gegen unweigerlich in „Segregatio-
nismus“ und „Selbstapartheid“ um-
schlagen und sei mithin eine in jeder 
Hinsicht „selbstzerstörerische Unter-
nehmung“ (ebd., S. 53, 60).

Mit anderen Worten, die Demokra-
tie verlangt nach einer Art der Balance 
zwischen Universalität und Partikula-
rität, die sie streng genommen selbst 
untergräbt, was im Übrigen die tiefere 
Ursache für jene ‚Autoimmunität‘ der 
Volksherrschaft darstellt, von der ein-
gangs unter Berufung auf Derrida die 
Rede war. Denn nicht nur eine ‚un-
demokratisch‘ votierende Mehrheit 
kann die Demokratie gegebenenfalls 
unterlaufen. Abgesehen vom Majori-
tätsprinzip können sich vielmehr auch 
(alle) andere(n) Prinzipien der Demo-
kratie unter Umständen gegen sie rich-
ten. Dies wäre beispielsweise gegeben,
•	 wenn Freiheit exklusivistisch/zum 

Privileg der sozial Höhergestellten 
degeneriert oder Gleichheit umge-
kehrt für eine illiberal-autoritäre 
Form der Volksherrschaft instru-
mentalisiert wird;

•	 wenn Lobbygruppen und Machtkar-
telle das an sich legitime Prinzip 
der Repräsentation zur Aushebe-
lung der Volkssouveränität forcie-
ren oder aber im Gegenzug die Idee 
des souveränen Volkes alle reprä-
sentativen (und rechtsstaatlichen) 
Bindungen der politischen Macht 
konterkariert;

•	 wenn eine pluralistisch-multikul-
turell verfasste Gesellschaft ihren 
sozialen Zusammenhalt/eine geteil-
te kollektive Identität verliert bzw. 
letztere vice versa zur Unterdrü-
ckung der gesellschaftlichen Viel-
heit dient;

•	 wenn individuelle Rechte und Ga-
rantieren im Namen der Gemein-
schaft verletzt werden oder aber 
der (moderne) Fokus auf das (nach 
seinen rationalen Interessen han-
delnde) Individuum Solidarität und 

gemeinwohlorientierte Ziele verun-
möglicht;

•	 wenn schließlich die Universali-
tät der Demokratie zu einem mehr 
oder weniger gewaltsamen Export 
demokratischer Prinzipien einlädt 
bzw. im Gegenteil das Pochen auf 
die Partikularität und Eigenständig-
keit jeder (realen) Demokratie ei-
nen normativen Ausverkauf, eine 
‚Beliebigkeit‘ der Demokratie be-
wirkt, die einem Etikettenschwin-
del gleichkommt.

All jene Schieflagen, die von Populisten 
und Autokraten verschiedener Couleur 
seit Langem genutzt werden, um (ten-
denziell) undemokratische (oder auch 
‚nicht mehr‘ demokratische) Regime 
mit dem Legitimitätsgehalt der tradi-
tionellen Demokratieidee zu versorgen, 
resultieren auf je eigene Weise aus ei-
ner Vereinseitigung und Verabsolutie-
rung der kursiv gesetzten demokrati-
schen Prinzipien, die sich allesamt in 
einem unlösbaren Spannungsverhält-
nis zueinander befinden.

Die hiervon indizierten inneren 
Strukturdefekte,3� die jeder Demokra-
tie inhärent sind, implizieren als posi-
tive Kehrseite immerhin die vorhin mit 
Laclau lancierte Eigenschaft der Demo-
kratie zur Selbsttranszendierung: Nicht 
nur die in ihr angelegte Selbstzerstö-
rung gehört zu einer ‚authentischen‘ 
Demokratieidee, sondern ebenso das 
Potenzial, über die eigenen ‚Defizite‘ 
hinauszureichen und trotz aller Wider-
sprüche normative Legitimität zu ent-
falten. Um dieses Potenzial konturieren 
und somit klären zu können, warum die 
Demokratie ‚mehr‘ bedeutet als ein (po-
litisches) Regime unter vielen, ist es in-
des nötig, in ihren unauflösbaren Span-
nungen und Gegensätzen nicht länger 
(nur) ein Manko, sondern zuallererst 
die konstitutive Grundbedingung für 
die aus ihr fließende Normativität zu 
erkennen. Im folgenden Abschnitt wird 
zu diesem Zweck das Konzept der de-
mokratischen Antinomien erläuternd 
eingeführt.

3.  Das Konzept demokratischer Antinomien und 
ihre spezifische Normativität

Dass die Demokratie einer gängigen 
Einschätzung nach zu den „essentially 
contested concepts“ (Gallie 1956) zählt, 
für deren Definition und Applikation 
sich keine einheitlichen Standards he-
rausgebildet haben, sodass die Volks-
herrschaft schlimmstenfalls „alles und 
jedes“ bedeuten kann (Sartori 1992, 
S. 11), wird häufig als grundlegende 
Absage an eine normative Dimension 
des Demokratischen interpretiert. Tat-
sächlich hat eine (überzeugende) nor-
mative Demokratietheorie eine plausi-
ble Entgegnung darauf zu finden, wes-

halb die ‚Volksherrschaft‘ – wie einst 
schon Rousseau feststellte – im stren-
gen Sinne des Wortes niemals existiert 
hat und niemals existieren wird, weil 
sie der notwendig hierarchischen Ver-
fassung von Herrschaft zuwiderläuft. 
Eine kritische Analyse der Demokratie 
wird deswegen stets ihre Unzulänglich-
keiten und ‚gebrochenen Versprechen‘ 
aufdecken, etwa was die Aussicht auf 
einen Abbau von Ungleichheiten und 
Ungerechtigkeiten oder die umfassen-
de Realisierung von Partizipations-
möglichkeiten in Staat und Gesell-

3	Ausführlich hierzu Hidalgo 2018a, S. 36–48. Anhand der kursiv gesetzten, antino-
mischen demokratischen Prinzipien ließe sich vertiefend zeigen, warum etwa auch das 
‚Postdemokratische‘ im Sinne von Colin Crouch oder Chantal Mouffe, der Populismus (vgl. 
Priester 2012 und Müller 2016) sowie die mangelnde Affinität zur Nachhaltigkeit/einer 
nachhaltigen Wirtschaftspolitik zu den Strukturdefekten der Demokratie zählen. Vgl. Hi-
dalgo 2014, Kap. 9; Hidalgo 2018a, S. 48–52; Hidalgo 2018b, S. 172–181.
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schaft angeht (Bobbio 1988; Zolo 
1998). Das Gleiche gilt für den Um-
stand, dass die Demokratie, die – ins-
besondere im Zeitalter der globalen Mi-
gration – zum einen mit Etienne Bali-
bar oder Joseph Carens überzeugend 
als permanente, grenzenlose Inklusi-
onsbewegung zu denken ist, zum an-
deren die Möglichkeit behalten muss, 
Grenzen zu setzen (z. B. Walzer 2006, 
Kap. 2; Nida-Rümelin 2017), will sie 
ihre Handlungsfähigkeit nicht verlie-
ren. 

Darüber hinaus erhellt sich bereits 
im Werk von Alexis de Tocqueville, dass 
sogar die beiden zentralen, gemein-
hin anerkannten normativen Grund-
prinzipien der Demokratie – Freiheit 
und Gleichheit – einen fundamentalen, 
letztlich unauflösbaren „Zielkonflikt“ 
beschreiben (Schmidt 2010, S.  113), 
insofern die Akzeptanz individueller 
und sozialer Freiheit stets (neue) Hie-
rarchien verursachen wird, während 
die Gewährleistung von gesellschaft-
licher ‚Gleichheit‘ und Gleichberech-
tigung ohne sozial- und wohlfahrts-
staatliche Eingriffe (und damit Frei-
heitseinschränkungen) ins Leere laufen 
würde. Solche und ähnliche ‚Unzuläng-
lichkeiten‘ können zwar das Vertrau-
en in die Demokratie erschüttern, die 
in sie gesetzten normativen Hoffnun-
gen und Erwartungen zu erfüllen. Eine 
aufwändige genealogische Betrachtung 
gibt in diesem Zusammenhang jedoch 
Aufschluss darüber, dass sich die unter 
dem Demokratiebegriff subsumierba-
ren Gegensätze4� zumindest wechselsei-
tig die Waage zu halten vermögen. Im 
Ganzen wird die Demokratie dadurch 
als historisch gewachsene Idee sicht-
bar, deren überambitionierter, selbst-
transzendierender Anspruch politisch 
eigentlich Unvereinbares zusammen-
fügen will. Dies erklärt auch, warum 
eine Demokratie de facto niemals ein-
deutig definierbar ist, sondern in legi-

timer Manier auf gegensätzliche Wei-
se interpretier- und gestaltbar bleibt. 
Als essentially contested concept bleibt 
die Demokratie dadurch in ihren Kern-
bereichen und ‚Essenzen‘ umstritten, 
doch lassen sich an ihren Rändern den-
noch klare Konturen aufzeigen, die den 
unlösbaren Streit in der Demokratie an-
schaulich verorten, sprich: die Fragen 
und Problemkreise adressieren, um 
welche sich die politischen Auseinan-
dersetzungen in einer Demokratie per-
manent drehen.

Demokratische Antinomien: 
legitime Gegensätze

Konkret ist dazu aus der Ideen- und 
Begriffsgeschichte zu ersehen, dass 
das Demokratiekonzept im Laufe sei-
ner wechselhaften Entwicklung gerade 
diejenigen widersprüchlichen seman-
tischen Bedeutungszuschreibungen 
auf ihren Nenner gebracht hat, die in 
Abschnitt 2 für die Identifikation von 
Strukturdefekten der Volksherrschaft 
hilfreich waren:
•	 Gleichheit vs. Freiheit (1),
•	 Volkssouveränität vs. Repräsenta-

tion (2),
•	 quantitatives (Mehrheits-) vs. qua-

litatives (Rechtsstaats-)Prinzip (3),
•	 soziale Einheit vs. Pluralität (4),
•	 Gemeinschaftsverantwortung vs. 

individuelle Ansprüche (5)
•	 sowie einmal mehr Universalität vs. 

Partikularität (6).

Folgerichtig kreist die theoretische wie 
praktische Debatte über die Demokratie 
seit ihren expliziten Anfängen in der 
griechischen Antike bis in die Gegen-
wart um die genannten Gegensätze,5� 
ohne dass eine Entscheidung, welcher 
der genannten Pole die Demokratie je-
weils ‚authentischer‘, ‚adäquater‘ oder 
‚legitimer‘ abbildet als sein Pendant, 
intersubjektiv nachvollziehbar zu tref-
fen wäre. Dies leuchtet auch deswegen 
unmittelbar ein, als sich weiter oben 

schon enthüllt hatte, dass jede Aufhe-
bung eines der sechs Spannungsmo-
mente durch die Verabsolutierung ei-
nes Poles zu Lasten des anderen die 
Schattenseiten der Demokratie zu Ta-
ge fördert, die sich dadurch in eine 
illiberale (Pseudo-)Demokratie, eine 
Tyrannei der Mehrheit, eine totalitä-
re Art der Volksherrschaft, eine des-
integrierte Gesellschaft usw. verwan-
deln würde. Um derartigen Struktur-
defekten der Demokratie zu entgehen, 
kommt es also darauf an, zu vermei-
den, dass die skizzierten Gegensätze 
(einseitig) aufgelöst werden.

Hieraus ergibt sich die Plausibilität, 
letztere als ‚Gegengesetze‘ oder ‚Anti-
nomien‘ des Demokratiebegriffs zu er-
fassen. Mit der Applikation des Anti-
nomie-Begriffs zur Bezeichnung der 
normativen Widersprüche, die das De-
mokratiekonzept seit seiner Entste-
hungsgeschichte konturieren, wird dem 
Umstand Ausdruck verliehen, dass es 
sich wirklich um unauflösbare Gegen-
sätze und Paradoxien handelt – zwar 
nicht gemäß der strengen Regeln der 
philosophischen Logik, wohl aber im 
Hinblick darauf, dass die gegensätzli-
chen Pole der Demokratie eine gleich-
berechtigte Legitimität anzeigen, eben 
weil sie sich nicht im Sinne Hegels in 
eine konsistente, theoretisch modellier-
bare Synthese überführen lassen. 

Möglich und authentisches Merkmal 
jeder Demokratie ist es lediglich, den 
widersprüchlichen Normen und Prin-
zipien parallel Geltung zu verschaf-
fen, da wie gesagt nicht zu entschei-
den ist, welcher Pol jeweils ‚richtiger‘ 
oder ‚falscher‘ für die Demokratie ist 
als der andere. In der demokratischen 
Praxis führt dies bestenfalls zu einer 

	 Freiheit und Gleichheit 
beschreiben einen 
fundamentalen Zielkonflikt

	 Merkmal jeder Demokratie 
ist es, den widersprüch­
lichen Normen parallel 
Geltung zu verschaffen

4	Für eine umfassende Rekonstruktion der Geschichte des Demokratiebegriffs siehe z. B. 
Keane 2009 und Nolte 2012, die Entwicklung der Demokratie als politischer Grundbegriff 
wird nachgezeichnet bei Meier et al. 2004.

5	Ausführlich dazu Hidalgo 2014, Kap. 3.
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Art Balance zwischen den sechs Anti-
nomien, die jedoch keinesfalls mit ei-
ner simplen Schnittmenge zu verwech-
seln ist. Stattdessen lässt sich vor dem 
Hintergrund der demokratischen Anti-
nomien ein Diskursrahmen aufspan-
nen, in dessen Konturen sich Demo-
kratien in der Praxis weitgehend offen 
und flexibel sowie mit unterschiedli-
chen Schwerpunktsetzungen realisie-
ren können. ‚Demokratische‘ Entschei-
dungen pro Gleichheit oder Freiheit, 
Volksouveränität oder Repräsentation, 
Individuum oder Gemeinschaft, gemäß 
qualitativem Rechtstaats- oder quan-
titativem Mehrheitsprinzip usw. oszil-
lieren in diesem Zusammenhang um 
ein ‚leeres Zentrum‘ im Sinne Claude 
Leforts (1990). Die politische Vielheit 
der Meinungen und Positionen gelangt 
dabei zur (symbolischen) Einheit, in-
dem die jeweils (unterlegene) Gegen-
position als grundsätzlich legitim an-
erkannt wird und so für die (alternati-
ve) Zukunft eine Option bleibt.

Die genannten antinomischen de-
mokratischen Prinzipien spiegeln sich 
konsequenterweise in einer weitgehend 
variablen Ausgestaltung von empiri-
schen Demokratien wider, ohne dass 
die den Diskursrahmen der Demokratie 
aufspannenden, eng miteinander ver-
wobenen Gegensätze als solche aufge-
hoben werden dürften. Dies heißt bei-
spielsweise,
•	 dass selbst eine grundsätzlich auf 

Gleichheit ausgerichtete, sozial-
staatlich verfasste Demokratie das 
freie, marktwirtschaftliche Spiel der 
individuellen Interessen und sozia-
len Kräfte nicht eliminieren darf (1);

•	 dass trotz der evidenten Legitimität 
von Referenden, Bürgerinitiativen 
etc. die repräsentativen Verfahren, 
Organe und Institutionen der De-
mokratie nicht abgeschafft werden, 
sofern die organisierte Interessens-
vertretung nicht das klassische de-
mokratische Prinzip one (wo)man, 
one vote zerstört (2);

•	 dass jede plausible Maßnahme, die 
getroffen wird, um die ungebrems-
te Verfügungsgewalt des Volkes 

durch qualitative Normen, Werte 
und rechtsstaatliche Bindungen zu 
begrenzen, das Prinzip des Mehr-
heitsentscheids oder gar die unge-
hinderte öffentliche Diskussion als 
solche nicht konterkariert (3);

•	 dass jedes noch so entschiedene Po-
chen auf sozialen Zusammenhalt, 
kollektive Identität und Homoge-
nität des Volkes den pluralistischen 
Grundcharakter der Demokratie re-
spektiert (4);

•	 dass die Belange der Gemeinschaft 
bzw. die Anforderungen bürgerli-
cher Solidarität in den garantier-
ten Rechten und Interessen des Ein-
zelnen einen unwiderrufbaren Vor-
behalt finden, ohne dass das eine 
dem anderen prinzipiell übergeord-
net wäre (5);

•	 schließlich, dass jede Demokratie 
ein einzigartiges, unverwechselba-
res politisches Gebilde darstellt, ob-
wohl sich die diversen Demokratien 
trotzdem untereinander ähneln (6).

Das Gleiche ließe sich jeweils auch um-
gekehrt formulieren (1–6).

Jene konstitutive Koexistenz von 
antinomischen, normativ gleichbe-
rechtigten Ansprüchen an die bzw. 
in der Demokratie ist theoretisch auf 
zweierlei Weisen zu unterfüttern:

Erstens, indem die im Archiv der 
Ideengeschichte versammelten Au-
torInnen wie Tocqueville und Judith 
Butler (1), Rousseau, Schumpeter, Bar-
ber (2), Lefort, Rancière, Derrida, Luh-
mann (3), Hermann Heller und Hannah 
Arendt (4) bzw. auch Diskurse wie der 
Kommunitarismusstreit (5) oder post-
strukturalistische und postkolonia-
le Ansätze der Demokratie (6) sie im 
Grunde durch die Bank explizit oder 
implizit bestätigen.

Und zweitens, indem die ohnehin 
seltenen, einschlägigen ‚Gegenmodelle‘ 
wie z. B. die unsichtbare Hand bei Adam 
Smith (5), die ‚Gleichursprünglichkeit‘ 
von Volkssouveränität und Menschen-
rechten bei Habermas (1–3) oder auch 
die strikte Verlagerung von Pluralität 
und Heterogenität auf die außenpoliti-

sche Welt bei Carl Schmitt (4) das Di-
lemma offensichtlich nicht lösen, son-
dern performativ fortsetzen.

Ein weiteres Indiz für die Stichhal-
tigkeit der Existenz demokratischer 
Antinomien wird zudem durch die in 
der Demokratietheorie übliche Klassi-
fizierung divergierender Demokratie
typen transparent, die eine solche bi-
näre Codierung gegensätzlicher demo-
kratischer ‚Legitimitäten‘ gleichfalls 
nahelegt: Auch das (normativ unauf-
lösbare) Nebeneinander von republi-
kanischer vs. liberaler (1), direkter vs. 
repräsentativer (2), partizipatorischer 
vs. elitärer (3), konsensueller vs. plu-
ralistischer (4), antiker vs. moderner 
(5), westlicher vs. nicht-westlicher (6) 
Demokratie deutet darauf hin, dass 
innerhalb der Demokratie gleicher-
maßen legitime normative Dynami-
ken am Werk sind, die lediglich un-
terschiedliche (und vorläufig bleiben-
de) Schwerpunktsetzungen erlauben.

Außerhalb des skizzierten Rahmens 
der demokratischen Antinomien sind 
hingegen die vielgestaltigen „Entar-
tungsmöglichkeiten“ und „Selbstzer-
störungen“ des Demokratischen anzu-
siedeln, die in Abschnitt 2 zur Sprache 
kamen und die dadurch gekennzeich-
net sind, wenigstens eine der wider-
sprüchlichen Seiten der Demokratie zu 
verabsolutieren und demnach das not-
wendige Gegenprinzip der Antinomie 
zu absorbieren. Das normative Gerüst 
der Demokratie

Dass die Demokratie entlang ihrer 
Antinomien ein wenigstens vages und 
zugleich dezidiertes normatives Gerüst 
gewinnt, verdeutlicht sich darin, dass 
sie sich infolgedessen jenseits von nor-
mativer Überfrachtung und verweiger-
ter Normativität bewegt. Jene Unent-
schiedenheit, die das Sowohl als auch 
paradigmatisch an die Stelle des de-
zisionistischen Entweder-oder rückt, 
lässt sich dabei in vier ineinandergrei-
fende Aspekte (a–d) auffächern:
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a) Die Legitimität von Alternativen 
tolerieren
Zuerst ist zu betonen, dass der demo-
kratische Diskurs/die in der Demokra-
tie virulenten politischen Kämpfe und 
Auseinandersetzungen ein signifikant 
mäßigendes Moment erhalten, indem 
jedes Bemühen der Durchsetzung eige-
ner politischer Ziele im Rahmen der de-
mokratischen Antinomien die grund-
sätzliche Berechtigung, das jeweilige 
Gegenziel vertreten zu können, nicht 
in Abrede stellt. Hieraus folgt, dass in 
jeder (unvermeidlich) politisch-pole-
mischen Artikulation der Abwesenheit 
des antinomischen Gegenpols zur ei-
genen politischen Zielvorstellung die 
normative-ethische (oder auch sym-
bolische) Anwesenheit dieses Gegen-
pols unaufhörlich mitschwingt. Infol-
gedessen können politische Projekte in 
der Demokratie auf eine Weise voran-
getrieben werden, die die Existenz le-
gitimer Gegenpositionen toleriert. Die 
Demokratie steht damit gemäß des an-
tinomischen Ansatzes zwar nach wie 
vor nicht auf einem festen normativ-
ontologischen Fundament, sie richtet 
sich aber ebenso gegen die von Rorty 
und anderen formulierte Vorstellung 
radikaler Kontingenz, ohne deswegen 
hinter die von poststrukturalistischen 
AutorInnen aufgespürten Ambivalen-
zen, Pluralismen und Partikularitäten 
zurückzufallen. Anders als Judith But-
lers Frames of War (2009) argumentie-
ren, ist das Demokratiekonzept zumin-
dest dazu angetan, zwischen normativ 
Gewolltem und Nicht-Gewolltem, Ak-
zeptablem und Nicht-Akzeptablem zu 
unterscheiden. Der dafür nötige inter-
subjektive ‚Rahmen‘ ist durch die iden-
tifizierten demokratischen Antinomien 
sowie dem normativen Ziel ihrer Nicht-
Aufhebung zweifelsohne gegeben. Und 
obwohl jener Rahmen bis zu einem be-
stimmten Grad selbst inkohärent, of-
fen und dynamisch bleibt, insofern die 
Antinomien ihrerseits weder abschlie-
ßend definierbar noch vor blinden Fle-
cken gefeit sind (und nur das bis dato 
erreichte Stadium der Genealogie der 
Demokratie konfigurieren), lässt sich 

aus ihnen doch eine belastbare nor-
mative Orientierung beziehen. Diese 
ist zwar mit keiner objektiv-neutra-
len (Außen-)Perspektive auf die De-
mokratie (oder gar einem ‚Wahrheits-
anspruch‘) zu assoziieren und verlangt, 
die eigene Position im Rahmen der De-
mokratie stets mit der Legitimität al-
ternativer (Gegen-)Positionen zu kon-
frontieren. Sie entsagt ihren normati-
ven Chancen aber ebenso wenig bereits 
aus dem von Butler dirigierten ‚Grund‘, 
dass sie als Deutungsrahmen vor einer 
Instrumentalisierung nicht gefeit ist 
und Anerkennungsfähiges außerhalb 
dieses Rahmens gegebenenfalls (zeit-
weilig) ignoriert wird. Entsprechend ist 
die antinomisch gedachte Demokratie 
gegen Butler (2010, S. 42 f., 57, 102, 
118 f., 145) nicht allein radikal, son-
dern auch liberal zu denken.

b) Widerspruch und Verbundenheit. 
Die Ethik als Gegengewicht der Politik
Die demokratischen Antinomien lau-
fen auf eine Form der normativen Ethik 
hinaus, die sich durch ihre unlösbare 
Spannung zur Politik/zum Politischen 
auszeichnet. Gemäß ihrer Antinomien 
ist die Demokratie stets beides, „ein po-
litisches Projekt wie jedes andere, das 
aus sozialen Kämpfen hervorgeht [und] 
gegen Widerstände durchgesetzt wird“, 
und gleichzeitig eine Form der norma-
tiven Legitimität, mit der sie „sich ge-
wissermaßen selbst aus den Angeln“ 
hebt (Marchart 2010, S. 332). So fällt 
die Demokratie einerseits mit den in ihr 
stattfindenden politischen Auseinan-
dersetzungen zusammen und ist an-
dererseits doch auch etwas außerhalb 
davon, etwas Nicht-Politisches bzw. 
Ethisch-Normatives, das eben darum 
die politischen Kämpfe zu regulieren 
vermag. Ethik und Politik bzw. politi-
sche und ethische Normativität stehen 
sich in der Demokratie sowohl kont-
rär gegenüber wie sie über ihre anti-
nomische Charakteristik miteinander 
verbunden sind. Dies folgt daraus, da 
sich politisch, das heißt anhand der 
demokratischen Institutionen, Verfah-
ren und Zählweisen, weder der Wille 

‚des‘ Volkes repräsentieren noch die in-
dividuellen und partikularen Interes-
sen von Einzelnen und Gruppen zu-
friedenstellend abbilden lassen, sie 
ethisch-symbolisch aber  – wie unter 
a) erwähnt – gleichwohl als ‚anwesend‘ 
gelten können. Letzteres hat damit zu 
tun, dass in der politischen Norma-
tivität der Demokratie all das seinen 
Ausdruck findet, was im Konzept der 
Antinomien tendenziell der Seite des 
Partikularen zuzuordnen ist: (frei ent-
stehende) Hierarchien; (souveräne) De-
zisionen im Namen des Volkes, die per-
formativ allerdings nur die Unmöglich-
keit demonstrieren, einen echten und 
unmissverständlichen ‚Volkswillen‘ zu 
generieren; das Prinzip der quantita-
tiven Entscheidung; die Unlösbarkeit 
politischer Konflikte; sowie schließ-
lich die Besonderheiten jeder konkre-
ten politischen Gemeinschaft bzw. – in 
der Diktion Marcharts (2010, S. 342) – 
„Organisation“, „Parteilichkeit“, „Ma-
joritär-Werden“, „Konfliktualität“ und 
„Kollektivität“. Das ethische Gegenge-
wicht verweist demgegenüber auf den 
universalen Horizont der Demokratie, 
der zuvorderst aus Gleichheit/Gleich-
berechtigung, der (unmöglichen) Re-
präsentation der Vielheit, dem qualita-
tiven Rechtsstaatsprinzip, sozialer Ein-
heit/einer allgemein geteilten Identität 
sowie schließlich individueller Auto-
nomie besteht, den jedoch auch alle 
anderen antinomischen Pole berühren 
können, insofern letztere allesamt so-
wohl politisierbar wie (regulativ) ethi-
sierbar sind. Eine derartige demokra-
tische Ethik, die die (dem Grund nach 
partikular bleibenden und dennoch 
kollektiv verbindlichen) politischen 
Entscheidungen in der Demokratie 
abfedert, wird dabei erkennbar nicht 
von außen an die Volksherrschaft he-
rangetragen, sondern entspricht ihren 
inneren Widersprüchen. Deutlich wird 
überdies, dass es ebenso Politiken/po-
litische Partikularitäten gibt, die der 
symbolischen Anwesenheit einer uni-
versalen demokratischen Ethik entbeh-
ren und die eben dadurch als ‚nicht-
demokratisch‘ klassifizierbar werden.
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c) Die Balance widerstreitender 
Prinzipien wahren
Die Nicht-Entscheidbarkeit zwischen 
den normativ gleichrangigen Prinzi-

pien, die jeweils die Gegenpole der skiz-
zierten demokratischen Antinomien 
bilden, leiten wie oben angedeutet ein 
Grundverständnis der Demokratie als 

politisches, soziales und lebensweltli-
ches System an, das primär für eine 
ausgewogene Balance zwischen Frei-
heit und Gleichheit, Volkssouveränität 
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und Repräsentation usw. Sorge trägt. 
Über den normativ-ontologischen Sta-
tus der Prinzipien, die solchen Anti-
nomien zugrunde liegen, ist damit frei-
lich noch nichts ausgesagt, wurden sie 
doch weder aus naturrechtlichen oder 
anthropologischen Vorgaben noch aus 
rationalen oder sonstigen Maßstäben 
her abgeleitet, sondern innerhalb der 
einschlägigen Ideen- und Begriffsge-
schichte schlicht vorgefunden. Gemäß 
den gängigen Konzepten der Moral-
philosophie, die Michael Walzer (1987) 
unterschieden hat – Entdeckung, Er-
findung und (perspektivistische) Inter-
pretation – bleibt für die demokrati-
schen Antinomien streng genommen 
nur der dritte Weg gangbar. Als histo-
risch-normative Hermeneutik aber ge-
hen die Antinomien der Demokratie 
nichtsdestoweniger über eine bloße In-
terpretation des Vorgefunden hinaus, 
indem zum einen neben der histo-
rischen Genese zugleich die Selbst-
reproduktion des Demokratiediskur-
ses evident wird und zum anderen die 
mögliche Diagnose von ‚Schieflagen‘ 
innerhalb des demokratischen Rah-
mens gegebenenfalls mit einem (nor-
mativen) Auftrag verbunden ist: ge-
genzusteuern, um die demokratischen 
Balancen wenn möglich wiederherzu-
stellen. Insbesondere aber werden ent-
lang jener Hermeneutik Aufhebungs-
versuche, die wie etwa der Totalitaris-
mus die Einheit, der Kommunismus die 
Gleichheit bzw. die Gemeinschaft, der 
Faschismus die Partikularität, der Im-
perialismus die Universalität, der Pa-
ternalismus die Qualität oder der Po-
pulismus Volkssouveränität, Quantität 
und Homogenität verabsolutieren, als 
‚anti-demokratisch‘ einsichtig und so-
mit normativ bewertbar. Dies bewahrt 
die Demokratie vor Beliebigkeit, ohne 
die Vielgestalt und Vorläufigkeit ihrer 
Perspektiven zu negieren.

d) Opposition als Indiz der Einheit 
demokratischer Gesellschaften
Empirische Signifikanz erfährt die Nor-
mativität der demokratischen Anti-
nomien zuletzt anhand der Figur der 

politischen Opposition. In dieser Hin-
sicht können das Handeln und Behan-
deln der Opposition als empirisch re-
lativ belastbarer Maßstab gelten, ob 
das (systemkonforme) Austarieren der 
demokratischen Widersprüche in einer 
konkreten Gesellschaft/einem konkre-
ten politischen Verband als gelungen 
anzunehmen ist oder nicht. Die un-
gehinderte Artikulation gegenläufi-
ger Ansprüche zum politischen Main-
stream bzw. zur Regierungsmeinung 
ist diesbezüglich als wichtiges Indiz zu 
bewerten, dass die mit den Antinomien 
korrespondierenden politischen (Ge-
gen-)Prinzipien unverändert in der 
demokratischen Gesellschaft zirkulie-
ren. Das Vorhandensein einer system-
loyalen Opposition gibt darüber hinaus 
Aufschluss, ob inmitten der unaufhör-
lichen politischen Auseinandersetzun-
gen die notwendige Einheit und Kohä-
renz der Gesellschaft gewahrt ist. Op-
position im Sinne der Antinomien ist 
freilich nicht allein als parlamentari-
scher Streit zu denken. Das (symboli-
sche) ‚Anwesendmachen‘ von macht-
politisch abwesenden Polen der Demo-
kratie ist stattdessen ebenso von einer 
kritischen Öffentlichkeit, Kunst, Lite-

ratur, den Medien oder zivilem Unge-
horsams zu leisten. Eine ‚eindeutige‘ 
normative Gewissheit lässt sich indes 
auch über den Maßstab der Opposition 
nicht erzielen. Schließlich sind nicht 
marginalisierte systemfeindliche (z. B. 
terroristische und revolutionäre) Fun-
damentaloppositionen bisweilen auch 
in Demokratien zu beobachten, die die 
Balance der Antinomien wahren. Und 
wie die Debatte über die Postdemokra-
tie suggeriert, kann eine formal intak-
te Opposition womöglich zur Fassade 
verkommen. Gleichwohl ist es für ein 
vertieftes Verständnis der spezifischen 
Normativität der (antinomischen) De-
mokratie hilfreich, die „Gegen-Demo-
kratie“ (Rosanvallon 2017) wahrzuneh-
men, die zu jeder authentischen ‚Volks-
herrschaft‘ dazugehört und die sich in 
einer permanenten Kritik und Infrage-
stellung der Regierungspolitik sowie 
einem (gesunden) Misstrauen gegen-
über allen demokratischen Institutio-
nen äußert. Dass es immer und über-
all, wo ‚eine‘ Demokratie existiert, eine 
‚zweite‘, oppositionelle geben muss, ist 
im Zweifelsfall das normative Merk-
mal der demokratischen Antinomien 
schlechthin.

4. � Ein Ausblick auf zeitgenössische normative 
Demokratietheorien

Die vorliegende Argumentation legt 
nahe, dass sich die normative Dimen-
sion der Demokratie weniger als über-
greifender, praktikabler Minimalkon-
sens im Sinne von Robert A. Dahl 
(1998) denn als Form des regelgelei-
teten, institutionalisierten wie nicht-
institutionalisierten Streites darstellt. 
Gleichwohl bildet die agonale Demo-
kratietheorie im Anschluss an Bon-
nie Honig (1993) und Chantal Mouffe 
(2014) die antinomische Demokratie 
nur zur Hälfte ab. Denn zur Demo
kratie gehört sehr wohl auch ein ‚Kon-
sens‘, der den politischen Wettkampf 
einhegt, den sozialen Zusammenhalt 
stärkt und einer Desintegration der 
Gesellschaft vorbeugt. Einen solchen 

‚Konsens‘ fordert implizit zwar auch 
die agonale Theorie, kann diese Per-
spektive jedoch auf Basis ihrer Prä-
missen nicht konsistent in das eige-
ne Gedankengebäude integrieren. Die 
große Gegenspielerin der agonalen De-
mokratie – die deliberative Theorie im 
Anschluss an Habermas, Dryzek und 
andere – ist insofern das kontrastie-
rende ‚Pendant‘, das die Demokratie 
unter antinomischen Gesichtspunkten 
erst ‚komplett‘ werden lässt.

Generell ist das breite Spek-
trum an zeitgenössischen normativen 
Demokratietheorien (vgl. Lembcke 
et al. 2012) über den derzeit dominie-
renden Gegensatz zwischen delibera-
tiver und agonaler Demokratie plau-
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sibel in das Grundgerüst der demo-
kratischen Antinomien einzuordnen. 
Feministische Ansätze, die wie bei Iris 
Marion Young oder Anne Philipps die 
Demokratie als ständig fortschreitende 
Inklusionsbewegung auffassen, spie-
geln hier – wie Judith Butler bereits 
in Gender Trouble (1990) ausführt  – 
die Paradoxien der ersten Antinomie 
wider, indem das Ziel der ‚Gleichheit‘ 
hier auf einer zuvor getätigten Diffe-
renzierung der Geschlechter aufbaut. 
Postmoderne Annäherungen zur Volks-
herrschaft, für die etwa Jacques Derri-
da oder Zygmunt Bauman stehen, krei-
sen hingegen ebenso wie die liberalen 
und kommunitaristischen Varianten 
des Multikulturalimus (Will Kymlicka, 
Charles Taylor) um die Grundproble-
matik Universalismus vs. Relativismus, 
Einheit und Vielheit. Der bereits klas-
sische Gegensatz zwischen liberalem 
Pluralismus (Ernst Fraenkel, Norberto 
Bobbio, Robert A. Dahl) und republi-
kanischem Inklusions- und Gemein-
schaftsdenken (Philipp Pettit, Cass R. 
Sunstein) richtet sein Augenmerk hin-
gegen primär auf Antinomien zwischen 
Freiheit und Gleichheit, Individuum 
und Gemeinschaft, eine Widersprüch-
lichkeit, die sich in den kommunita-
ristischen Spielarten der Demokratie 
(Michael Sandel, Michael Walzer) ver-

dichtet. Auch der Pragmatismus (John 
Dewey, Richard Rorty) greift diese As-
pekte auf und adressiert zusätzlich die 
sechste Antinomie zwischen Universa-
lität und Partikularität, um sie im An-
schluss daran mehr oder weniger ele-
gant zu umschiffen. Die Konkurrenz 
zwischen partizipatorischer vs. olig-
archischer/elitärer Demokratie (Ben-
jamin Barber vs. Joseph Schumpeter) 
ist demgegenüber als Neuauflage des 
langen ideengeschichtlichen Ringens 
um das Verhältnis von Volkssouveräni-
tät und Repräsentation, Quantität und 
Qualität, also zweiter und dritter An-
tinomie der Demokratie zu lesen. Die 
Thematik einer globalen bzw. kosmo-
politischen Ausdehnung der Demokra-
tie (David Held, Otfried Höffe), die von 
einer räumlich zu begrenzenden, zi-
vilgesellschaftlichen Form der Demo-
kratie (Hannah Arendt, Mary Kaldor) 
in Frage gestellt wird, ist schließlich 
genauso wie die zeitgenössische kriti-
sche Theorie der Demokratie (Caus Of-
fe, Axel Honneth, Nancy Fraser) durch 
eine synoptische Sichtweise aller sechs 
demokratischen Antinomien zu rekon-
struieren.

Dies kurze und selbstredend un-
vollständige Portfolio an aktuell dis-
kutierten, wirkungsmächtigen nor-
mativen Demokratietheorien erhärtet 

insgesamt die These, dass die Perfor-
manz der demokratischen Antinomien 
in Geschichte und Gegenwart eine er-
staunliche Kontinuität aufweist. Für die 
Überzeugungskraft des Ansatzes, die 
normative(n) Dimension(en) der Demo-
kratie adäquat zu erfassen, sollte dies 
ein gutes Zeichen sein.
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Kommentar

„Vertrauen in die Demokratie 
stärken“
Notizen zum Gemeinsamen Wort der Kirchen

Unter dem Titel „Vertrauen in die 
Demokratie stärken“ haben die 

Deutsche Bischofskonferenz und die 
Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD) am 11. April 2019 ein Gemein-
sames Wort veröffentlicht. Dieses steht 
auf der Grundlage und in der Nachfolge 
des Gemeinsamen Wortes „Demokratie 
braucht Tugenden“ aus dem Jahr 2006.

In den letzten Jahren ist in Deutsch-
land und in anderen europäischen Län-
dern zunehmend eine Entwicklung 
durch politische Stimmungen, Strö-
mungen und das Handeln von Akteu-
ren zu beobachten, durch die die De-
mokratie und ihre Institutionen unter 
Druck gerät. Etablierte Strukturen wer-
den in Frage gestellt und gegen de-
mokratische Prozesse und pluralistisch 
orientierte Konfliktlösungswege wird 

in einer oftmals aggressiven Rhetorik 
ein vermeintlich homogener Volkswil-
len beschworen. Um diesen für die De-
mokratie bedrohlichen Tendenzen ent-
gegenzuwirken zeigt das Gemeinsame 
Wort aktuelle gesellschaftliche Heraus-
forderungen auf, denen sich demokra-
tische Politik zu stellen hat, nicht zu-
letzt um Ursachen für populistische und 
anti-demokratische Entwicklungen an-
zugehen und zu bearbeiten. Globalisie-
rung, Ungleichheit, Migration und In-
tegration sowie Digitalisierung sind die 
zentralen Stichworte, mit denen gesell-
schaftliche Veränderungsprozesse be-
nannt werden und denen sich Politik 
im Rahmen eines demokratischen, frei-
heitlichen und sozialen Rechtsstaates 
zu stellen hat.

Zum Aufbau und zu den Aussagen des Gemeinsamen Wortes

Dem einleitenden Teil, der zeitdiagnos-
tisch die politische und gesellschaft-
liche Situation der Gegenwart be-
schreibt, das Bekenntnis der Kirchen 
zu Demokratie, Grundgesetz, Recht und 
Europa enthält und ihre Mitverantwor-
tung für das gesellschaftliche Zusam-
menleben hervorhebt, folgt ein zwei-
ter Abschnitt, der sich ausführlich mit 
den bereits genannten vier „Leitbegrif-
fen“ auseinandersetzt – mit der Inten-
tion, zum einen bei den Anfragen und 
Verunsicherungen der Menschen anzu-

setzen und unter der Maßgabe, „dass 
die Demokratie die besten Vorausset-
zungen dafür bietet, sachlich angemes-
sene Antworten auf die Herausforde-
rungen der Gegenwart zu geben, auch 
Fehlurteile korrigieren zu können und 
Lösungen zu finden, die für alle trag-
fähig sind“ (S. 14).

Ein dritter Abschnitt skizziert die 
Aufgabe der Kirchen im Kontext der 
Demokratie und begründet die Mitver-
antwortung für „Bewahrung, Gestal-
tung und Förderung demokratischen 

Lebens“ (S. 28). Weitere Schlüsselbe-
griffe dieses Abschnitts sind Vielfalt, 
Partizipation, soziale Gerechtigkeit 
und demokratische Sittlichkeit, zu der 
„Fairness, Respekt gegenüber dem poli-
tischen Gegner, Mut zur Kontroverse, 
Gemeinsinn und Gemeinwohlorientie-
rung“ gehören (S. 26).

Die Abschnitte vier und fünf richten 
ihren Blick auf die Konsequenzen, die 
sich aus dem Anspruch, die Demokratie 
zu stärken, für das konkrete politische 
Handeln ergeben. Diese Handlungsori-
entierung postuliert eine globale Ord-
nungspolitik, die Begrenzung von Un-
gleichheit und die Ermöglichung von 
gerechter Teilhabe, die Gestaltung von 
Integration mit dem Plädoyer für ein 
Einwanderungsgesetz, die Chancenori-
entierung des digitalen Wandels und 
die für diesen erforderliche Regelset-
zung. Mit dem rhetorischen Schema 
„Demokratie stärken heißt“ werden 
nochmals Grundgedanken und Schlüs-
selbegriffe zum Thema gemacht. Leider 
wurde hier die Chance vertan, deutlich 
konkreter und greifbar praxisorientier-
ter Handlungsanregungen oder sogar 
-imperative für Bürgerinnen und Bür-
ger, für Entscheidungsträger sowie für 
Akteure des zivilgesellschaftlichen Be-
reiches zu formulieren. Das Gemeinsa-
me Wort schließt mit einem sechsten 
Abschnitt mit knappen Ausführungen 
zum demokratischen Engagement aus 
christlicher Überzeugung.
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Ein wichtiges Signal

Mit dem Gemeinsamen Wort wird – in 
Verbundenheit von Evangelischer und 
Katholischer Kirche in Deutschland – 
zur richtigen Zeit ein wichtiges Signal 
gesetzt. Dennoch bleibt zu fragen, wie 
es gelingen soll, dass die im Text for-
mulierte normative Agenda nicht nur 
ein publizistisches ephemeres Ereignis 
bleibt und ein Dokument zur Archivie-
rung wird, sondern insbesondere bei 
jenen Akteuren ankommt, die sich als 

politische Mandatsträger den Kirchen 
verbunden sehen  – und auf welcher 
Ebene auch immer engagiert sind. Auch 
für die Gemeinde-, Verbände- und Ju-
gendarbeit wäre das an vielen Stellen 
aktivisch und somit handlungsorien-
tiert formulierte Gemeinsame Wort ein 
essentieller Demokratiekompass. In Ge-
stalt von „Arbeitshilfen“ könnte es ein 
grundlegender Baustein für kirchliche 
Bildungsformate sein, soll es wirklich 

gelingen, das Vertrauen in die Demo-
kratie zu stärken und demokratisches 
Engagement aus christlicher Überzeu-
gung zu orientieren und zu motivieren.

(Das Gemeinsame Wort ist kostenlos 
online abrufbar unter: https://www.
dbk-shop.de/media/files_public/mits​
em​wmvfm/DBK_626.pdf)

Johannes Frühbauer, Heidelberg

Klaus Schubert / Johannes Keil
Demokratie in 
Deutschland

208 Seiten, 
mit Fotos, Grafiken und Diagrammen, 
kart. 14,90 EUR
ISBN 978-3-402-13237-1

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ – 
Artikel 1 I Grundgesetz

Auf diesem Grundsatz basiert die Demokratie in Deutschland, die sich nach 1949 zu einer westdeutschen 
und ab 1990 zu einer gesamtdeutschen Erfolgsgeschichte entwickelt und Frieden, Freiheit und wachsen-
den Wohlstand ermöglicht hat. Es liegt an uns, an unserem Vertrauen und unserem Engagement, diese 
Erfolgsgeschichte zum Wohl aller fortzuschreiben. Dieses Buch bietet eine übersichtliche und fundier-
te Darstellung über die politischen und rechtlichen Grundlagen der Demokratie in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Autoren stellen anschaulich dar, welche Aufgaben die staatlichen Institutionen, die 
Parteien, die Interessengruppen und zivilgesellscha� lichen Organisationen in der Demokratie haben. Sie 
zeigen auf, wie die Demokratie funktioniert, und fragen danach, wie die Akteure in der Politik tatsächlich 
zusammenarbeiten.
So entsteht ein umfassendes Bild der Demokratie in Deutschland und ein notwendiges Verständnis für 
Abläufe und Zusammenhänge, um aktuelle politische Vorgänge besser verstehen und einordnen zu kön-
nen.
Mit zahlreichen Bildern und Grafiken erwartet die Leserinnen und Leser ein Überblick über die wichtigs-
ten Institutionen und Themenfelder der Demokratie in Deutschland.
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Abschied

Chefredakteur DDr. Richard Geisen 
im Ruhestand

Nach über 40  Jahren im Kirchli-
chen Dienst ist der Chefredakteur 

der Zeitschrift mosinternational, Dr. 
theol. Dr. phil. Richard Geisen, im Mai 
2019 in den Ruhestand gewechselt. 
Die Herausgeber von mosinternatio-
nal bedauerten bei seiner Verabschie-
dung sein Ausscheiden aus der Redak-
tion sehr. Geisen habe mit einem hohen 
Engagement und einer effizienten, pro-
fessionellen Arbeit das Profil der Zeit-
schrift geprägt. Unter seiner Chefredak-
tion hat sich mosinternational zu ei-
nem Aushängeschild der Kommende 
Dortmund und der Arbeitsgemeinschaft 
der deutschsprachigen Sozialethikerin-
nen und Sozialethiker entwickelt.

Richard Geisen hat seit der Erstaus-
gabe als Chefredakteur von mosinter-
national im Dezember 2006 die Redak-
tion geleitet. Der promovierte Theologe 
und Sozialphilosoph hat in Mainz Theo-
logie und Publizistik studiert und sich 
in dieser Zeit in der Studentengemein-
de und der Telefonseelsorge engagiert. 
Nach zwei Jahren als Pastoralassistent 
in Bremen wechselte er im Juli 1980 als 
Dozent an das Sozialinstitut Kommen-
de Dortmund, zunächst für die damals 
umfangreiche Primaner und Studente-
narbeit zuständig, dann ab 1987 für die 
Seminare für junge Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Dahinter verbargen 
sich bis zu jährlich 33 gesellschaftspoli-
tische Werkwochen mit Auszubilden-
den aus großen Industriebetrieben und 
Krankenpflegeschulen. Ab 1990 hat er 
den neuen Fachbereich „Seminare für 
Mitarbeitervertretungen“ im Kirchlichen 
Dienst konzipiert und aufgebaut, den 

er von 1992 bis 2012 geleitet hat. Von 
2012 an war er neben der Chefredak-
tion mosinternational für den Kom-
mende-Fachbereich Arbeitswelt und 
Sozialpolitik verantwortlich. In dieser 
Zeit hat er die vielbeachtete Reihe der 
„Querdenkerabende“ entwickelt und bis 
zu seinem altersbedingten Ausscheiden 
moderiert.

Neben den beruflichen Tätigkeiten 
hat Richard Geisen zahlreiche Publi-
kationen veröffentlicht. Dazu gehört 
die Herausgabe der zehnbändigen Rei-
he „Grundwissen“ im Klett Verlag, da-
runter die Bände „Ethik“ und „Reli-
gion“, die er selbst geschrieben hat. 
Mit Prof. Dr. Bernd Mühlbauer hat er 
von 2000 bis 2005 für die Kommende 
Dortmund die Buchreihe „Management 
und Humanität im Gesundheitswesen“ 
herausgegeben. Aus seinem Engage-
ment für die Mitarbeitervertretungen 
im Kirchlichen Dienst ist sein „Lexi-
kon der MAV für katholische Kirche 
und Caritas von A–Z“ entstanden. Das 
1.100seitige Standardwerk erschien 

2018 in der zweiten, wesentlich er-
weiterten Auflage.

Richard Geisen hat sich in seinem 
beruflichen Handeln von einer zeitkri-
tischen Analyse der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und einem sensiblen Ge-
rechtigkeitsempfinden leiten lassen. 
In der Bildungsarbeit der Kommen-
de Dortmund engagierte er sich für ei-
nen emanzipatorischen Bildungsbegriff. 
Dieser umfasst für ihn die Unterstützung 
persönlicher Identitätsbildung und die 
Förderung von Partizipation und Mitbe-
stimmung einerseits, eng verbunden mit 
der Kritik politischer und ökonomischer 
Verhältnisse andererseits. Sozialethik ist 
für ihn vor allem die Kritik ungerech-
ter Strukturen, also Strukturethik. Diese 
Überzeugungen lebte er im alltäglichen 
Handeln, bereit sie auch in Widerspruch 
und Streit zu vertreten. Ein Vorbild ist 
dabei für ihn der alttestamentliche Pro-
phet Amos, der Namensgeber der Zeit-
schrift mosinternational.

Detlef Herbers, Kommende Dortmund

Dr. theol. Dr. phil. Richard Geisen (rechts) während seines letzten Querdenker-Abends im 
Gespräch mit Niko Paech.
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Europa verkauft und verführt?

Felix Geyer, Jonas Hagedorn, Anna Maria 
Riedl, Werner Veith (Hgg.): Europa – ver-
kauft und verführt? Sozialethische Re-
flexionen zu Herausforderungen der eu-
ropäischen Integration, Forum Sozial-
ethik 19, Aschendorff Verlag: Münster 
2017, 286 S., ISBN 978-3-402-10648‑8.

Die Beiträge des vorliegenden Bands sind 
in drei thematische Einheiten gegliedert. 
Einer sozialethischen Standortbestim­
mung folgen Zugänge zum Verständnis 
populistischer Bewegungen. Danach wer­
den Orientierungen praktischen Engage­
ments vorgestellt.

Der Beitrag von Felix Geyer über „Eu­
ropas Werte“ orientiert sich an Vertre­
tern des philosophischen Pragmatismus. 
Deren Wertkonzeptionen unterscheiden 
betont zwischen faktisch Gewünschtem 
und Wünschenswertem, wurzeln in situa­
tiven Erfahrungen, sind kreative Leistun­
gen des Subjekts, das auch von ihnen er­
griffen wird, stiften eine selbstzentrier­
te Identität und Intersubjektivität, die 
zum Handeln motiviert. Die pragmati­
sche Wertfolie ist aufschlussreich, aber 
die begrifflich variablen „Familienähn­
lichkeiten“ eröffnen ein Labyrinth kon­
trastreicher Wortfelder, dass Werte sub­
jektiv und quasi-objektiv geartet, grup­
penspezifisch artikuliert, reziprok mit 
Normen verknüpft und universell ange­
nommen sind. Beliebige Wertäußerungen 
werden durch ein Eurobarometer erfragt, 
in den Verträgen rechtlich artikuliert, his­
torisch erhoben und methodisch durch 
die Fähigkeit ausgewiesen, fremde Wer­
tungen gelten zu lassen.

Michael Wolff klärt zuerst, um nicht 
aneinander vorbeizureden, den Begriff: 
„Solidarität“. Dann referiert er die Ideen­
geschichte der römischen Rechtsfigur, die 
in Frankreich im Code Civil als „gesamt­

schuldnerische Haftung für kollektiv ein­
gegangene Verpflichtungen“ steht. Der 
Philosoph Lerroux ersetzt die christlich-
patriarchale Barmherzigkeit durch eine 
symmetrisch-reziprok angelegte Rechts­
verpflichtung. In der nachrevolutionären 
Zeit entdeckt Auguste Comte im biologi­
schen Organismus und Émile Durkheim 
in anorganischen Körpern eine Analo­
gie zur sozialen Solidarität, die sie als 
wechselseitige Abhängigkeit auf Grund 
vertiefter Arbeitsteilung beschreiben. 
Zu Beginn des 20.  Jahrhunderts formt 
Léon Bourgeois die philosophisch-so­
ziologischen Ideen zu einer kohärenten 
Theorie des „Solidarismus“, die faktische 
Abhängigkeit und moralische Verpflich­
tung unterscheidet und aufeinander 
bezieht. Dies Konzept hat sich Heinrich 
Pesch angeeignet. Wolff vermeidet ge­
schickt den naturalistischen Fehlschluss, 
der von faktischer Verstrickung auf mo­
ralische Pflichten schließt. Solidaritäts­
pflichten und korrespondierende Rechte 

gründen in Verträgen auf Gegenseitig­
keit, wie sie in den EU-Verträgen bestä­
tigt, in der Dublin III-Verordnung jedoch 
aufgekündigt wurden.

Jonas Hagedorn verfasst ein program­
matisches Manifest, nennt den Streitgeg­
ner: den Ordoliberalismus und den Streit­
gegenstand: die monetäre und fiskali­
sche Okkupation der Eurozone durch die 
„Nordländer“ beim Namen. Sie haben das 
Regelwerk der Verträge und das Solidari­
tätsmandat der EU im eigenen Interesse 
zu Lasten der Südländer unterlaufen. Die 
Konfliktlinien und Aporien einer fehlkon­
struierten Währungsunion hat der Autor 
klar gekennzeichnet. Indem er kritische 
Texte von Habermas, Offe und Streeck 
auswertet, weist er nach, wie der Zusam­
menhalt der Eurozone auch daran zer­
bricht, dass nationalstaatliche Souverä­
nität auf Expertengremien verlagert wird. 
Das scharfe Urteil gegen den „Ordolibe­
ralismus“ ist nicht überzogen, weil die 
von Röpke, Briefs und später Hayek an­
gestimmte marktradikale „Begleitmusik“ 
(Nell-Breuning) die real existierende „be­
wusst sozial gestaltete Marktwirtschaft“ 
(Müller-Armack) ideologisch ausgehöhlt 
hat. Den deutschen Finanzminister – ein­
gerahmt von „Hanseaten“ der Eurogrup­
pe und deutschen Monetaristen – als eine 
Schlüsselfigur des Austeritätsregimes in 
der Eurozone und aggressiver deutscher 
Politik gegen Griechenland zu betrach­
ten, ist zutreffend, mag dieser auch zu­
weilen als Verteidiger der EU als „Dop­
peldemokratie“ auftreten, einer „freien 
Republik souveräner Staaten“.

Marius Menke führt die mittlere Ein­
heit an; er bezieht sich auf die dezisio­
nistische Demokratietheorie von Chan­
tal Mouffe, die behauptet, dass meist „im 
normativen Blindflug“ entschieden wird, 
ohne dass gute Gründe für diese oder je­
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ne Entscheidung vorliegen. Die von To­
ny Blair und Gerhard Schröder vertrete­
ne These, dass ein Konsens in der poli­
tischen Mitte der Rechts-Links-Polarität 
vorzuziehen sei, hat die Wahlmüdigkeit 
und das Erstarken populistischer Bewe­
gungen befördert. Doch für demokrati­
sche Prozesse ist der Konflikt konstitutiv. 
Nur sollte er auf einer symbolisch geteil­
ten Grundlage „agonisch“ bewältigt, we­
der mit moralischen Absolutheitsansprü­
chen aufgeladen noch von dem Willen 
beherrscht sein, den „Feind“ zu unter­
werfen. Eine „Ethik der politischen Geg­
nerschaft“ könnte in der EU dazu beitra­
gen, fremde Argumente anzuhören und 
zu erwägen.

Jan Hendrik Herbst und Judith Wüll­
horst benennen im Rückgriff auf Adornos 
kritische Theorie Merkmale des Rechts­
populismus: ein moralisch reines Volk ge­
gen korrupte parasitäre Eliten und ein 
„Wir allein“ gegen ein fremdes „Ihr“. Die 
Autoren warnen vor einer dreifachen Fal­
le der Analyse: eine moralisierende Di­
chotomie liberal-aufgeklärter Christen 
und irrationaler Populisten zu konstru­
ieren und den Rechtspopulismus auf so­
ziale Ungleichheit und erodierende Ar­
beitsverhältnisse oder auf symbolische 
Zuschreibungen von Kultur, Religion und 
ethnischem Profil zu reduzieren. Adorno 
denkt Strukturen und Subjekte zusam­
men, indem er vier Mechanismen bün­
delt  – „autoritärer Charakter“, „pathi­
sche Projektion“, „Kälte und Gleichgül­
tigkeit“, „Halbbildung“. Folglich finden 
sich im Rechtspopulismus ökonomische 
und kulturelle Strukturen sowie subjek­
tive Ausdrucksformen der Ab- und Auf­
wertung miteinander verzahnt, die sich 
in Verteilungs- und in Kulturkonflikten 
entladen. Christlich-sozialethische Refle­
xionen sollten offensiv und selbstkritisch 
sein, „Strukturen der Sünde“ und persön­
liche Verantwortung dialektisch deuten, 
die Schrittfolge: „Sehen, Urteilen, Han­
deln“ als zirkuläre Bewegung begreifen.

Ivo Frankenberger erforscht konkur­
rierende Identitätsressourcen des Rechts­
populismus und liberaler Demokratie. Er 
bezieht sich auf das Modell der „Resili­
enz“ von Clemens Sedmak. Die populis­

tische Bewegung betrachtet den demo­
kratischen „Liberalismus“ als inneren und 
den „Islam“ als äußeren Feind. Mit der Pa­
role: „reines Volk, korrupte Elite, einheit­
licher Wille des Volkes“ beansprucht sie, 
die gesellschaftliche Wirklichkeit klar ab­
zubilden. Selbstherrliche Persönlichkei­
ten definieren den einheitlichen Willen 
ohne innere und äußere Pluralität. Das 
Angebot einer moralisch intakten Welt­
deutung bedient eine Nachfrage von In­
dividuen und Gruppen, die in den all­
täglichen Irritationen eine eindeutige 
Identität ersehnen. Als Alternativange­
bot bietet sich das Modell der „episte­
mischen Resilienz“ an, die Fähigkeit ei­
nes Menschen, mit widrigen Umständen 
und Situationen umzugehen und so die 
eigene Identität wiederzugewinnen. „Ge­
sellschaftliche Resilienz“ wird durch eine 
Kultur der Innerlichkeit und durch Selbst­
reflexion gewonnen. Eine „tiefe Politik“ 
kann die populistische Bewegung em­
pathisch verstehen und fair mit ihr um­
gehen.

Das Trio Wüllhorst, Herbst und Hol­
bein eröffnet die dritte Einheit mit der 
Mahnung, jede Kritik rechtspopulisti­
scher Positionen reflexiv auszuweiten, 
da frau/man immer in die Verhältnisse 
verstrickt sind, wenn sie über „die da“ re­
den. Ein praktischer Weg ist die „Themen­
zentrierte Interaktion“ (TZI); sie reflektiert 
subjektive Reaktionen auf gesellschaft­
liche Spannungen und entwickelt kon­
struktive Formen sie zu bewältigen. Par­
allelen zwischen Adornos kritischer Theo­
rie und Ruth Cohn, der Erfinderin der 
TZI, verdeutlichen die bedeutende Rolle 
der Mikroebene. Beide Personen verbin­
det die Suche nach dem, was eine Ge­
sellschaft und Menschen brauchen, um 
nicht in Leid und Terror zu versinken. Die 
TZI schließt von drei Axiomen auf zwei 
existentielle Postulate: die eigene Chair­
person zu sein und Störungen ernst zu 
nehmen. In einem Vier-Faktoren-Modell 
wird versucht, Sache, Person, Interaktion 
und Rahmenbedingungen zu balancieren. 
So existiert ein dualer Wegweiser sozial­
ethischer Reflexion, der im Umgang mit 
Rechtspopulisten das Subjekt und die Mi­
kroebene anzeigt.

Andreas Fisch konzentriert sich auf 
das Türkeiabkommen der EU. Beach­
tenswert ist der Hinweis, dass eine so­
zialethische Inspiration politischer Ent­
scheidungen, weil auf lückenhafte, sel­
ten interessenfrei verfügbare Unterlagen 
angewiesen, begrenzt sei. Sie sollte früh­
zeitig erfolgen und jenseits ideal-ultima­
tiver Positionen im Nachhinein praxisnah, 
politisch sensibel und mit erreichbaren 
Kompromissen zufrieden sein. Das Tür­
keiabkommen bezweckt, eine der fünf 
Hauptfluchtrouten nach Europa zu be­
hindern. Als ein ethisch nicht-ideales Ab­
kommen kann es in einer filigranen Ab­
wägung zweit- oder drittbester Lösun­
gen gerechtfertigt sein, weil es ethisch 
erstrebenswerte Güter realisiert: die Auf­
nahme syrischer Flüchtlinge sowie finan­
zielle und personelle Entlastungen Grie­
chenlands und der Türkei. Dass frag­
würdige Folgen und Nebenwirkungen 
in Griechenland und in der Türkei sowie 
im größeren EU-Raum nicht ausgeräumt 
sind, macht eine solche Bewertung wei­
terhin riskant.

Andrea Keller und Robert Kläsener 
berichten von der Praxisreflexion ei­
ner europäischen „Summer School“ im 
Dortmunder Sozialinstitut Kommen­
de. Die Teilnehmenden haben mit Blick 
auf die Prinzipienethik der herkömmli­
chen Soziallehre, unter Bezug auf Jürgen 
Habermas und die Charta der Europäi­
schen Grundrechte versucht, sich einer 
europäischen Identität und Wertege­
meinschaft zu vergewissern. Beeindru­
ckend ist die Initiative der Kommende, die 
wachsende Entfremdung zwischen west- 
und mittelosteuropäischen Ländern der 
EU kontinuierlich zu durchbrechen und 
zukünftige Entscheidungsträger der ka­
tholischen Kirche aus Mittelosteuropa 
für solche sozialethischen Reflexionen 
im Westen zu gewinnen.

Dem Sammelband mit dem kantigen 
Titel ist ein Fragezeichen angehängt. Es 
soll wohl den dauernden Krisenmodus der 
Europäischen Union dämpfen, der sich 
während der Brexit-Verhandlungen und 
der Risse innerhalb der EU aufgestaut hat. 
Die harten Fakten sind jedoch von gro­
ßen Erzählungen übertüncht: 70  Jahre 
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Frieden, gemeinsame Werte, viele Spra­
chen, Kulturen und Religionen. Zwei die­
ser Erzählungen klingen im Titel als „ver­
kauft“ und „verführt“ an. Im letzten Bei­
trag taucht endlich die Frage auf, was mit 
„Europa“ gemeint sei – der Kontinent, das 
Abendland oder die EU.

Ein markantes Profil der Beiträge hat 
mich als einem in die Jahre gekomme­
nen Vertreter der christlichen Sozialethik 
beeindruckt: Jüngere Nachwuchswissen­
schaftler dieser Disziplin haben sich fast 
ausnahmslos auf renommierte Autoren 
bezogen, deren Position skizziert und mit 

dem eigenen sozialethischen Konzept 
konfrontiert und Handlungsperspekti­
ven für spezifische Krisen- und Bedro­
hungsphänomene in der EU formuliert. 
Diese Vorgehensweise zu erleben, war 
für mich sehr lehrreich und inspirierend.

Friedhelm Hengsbach, Ludwigshafen

Deutschland ist gerechter, als wir meinen

Georg Cremer: Deutschland ist gerechter 
als wir meinen. Eine Bestandsaufnahme, 
München: C. H. Beck 2018, 272 S., ISBN 
978-3-406-72784-9

Schon lange nicht mehr war ein Koali­
tionsvertrag so stark durch den Willen 
zu Leistungsverbesserungen des Sozial­
staats geprägt wie der aktuelle. Die De­
batten der letzten Jahre etwa über dro­
hende Altersarmut oder des reformbe­
dürftigen Pflegesystems haben darin 
ihren Niederschlag gefunden. Dennoch 
erfuhr der Vertrag teils harsche Kri­
tik daran, dass vieles davon nicht weit 
genug gehe. „Deutschland ist gerech­
ter als wir meinen“, hält Georg Cremer, 
bis 2017 Generalsekretär des Deutschen 
Caritasverbands, mit seinem gleichnami­
gen Buch dagegen. Mehr noch beklagt er 
einen Niedergangsdiskurs, der die deut­
schen Sozialsysteme schlechtrede. Dass 
er für eine Abkehr von dieser einseitig 
negativen Betrachtungsweise plädiert, 
macht er im ersten Kapitel bereits als 
seine Grundintention deutlich. Mit die­
ser nach seiner Auffassung „empiriefreien 
Empörung“ (S. 230) setzt er sich in den 
darauffolgenden sechs Kapiteln ausein­
ander. Es folgen danach acht Kapitel, in 
denen je einzelne Teilbereiche des Sozial­
staats analysiert werden. Die fünf letz­
ten Kapitel bieten sodann Antworten aus 
Cremers persönlicher Sicht auf die Frage 
nach dem „Wie weiter?“.

Es sind drei Kernannahmen der Un­
tergangspropheten, die Cremer zu wi­
derlegen sucht. Erstens entgegnet er 
der Behauptung eines „neoliberalen“ 
kontinuierlichen Sozialabbaus seit den 
Achtzigerjahren und damit nach der häu­

fig als „Goldene Zeiten“ verklärten ex­
tensiven Aufbauphase des Sozialstaates 
in der Nachkriegszeit mit differenzierten 
Hinweisen auf die faktischen Verbesse­
rungen etwa auf den Feldern der Jugend­
hilfe (Kap. 12), der Teilhabe von Men­
schen mit Behinderung (Kap. 13) oder 
der Etablierung der Pflegeversicherung 
(Kap. 11). Daraus schließt er durchaus mit 
Recht: „der viel beschworene Sozialabbau 
fand nicht statt“ (S. 237).

Zweitens negiert Cremer die These ei­
ner „Amerikanisierung des Arbeitsmark­
tes“ seit der Agenda 2010, da etwa die 
sozialversicherungspflichtige Beschäfti­
gung „der wesentliche Treiber der Trend­
wende auf dem Arbeitsmarkt“ gewesen 
sei (S.  59) und atypische nicht per se 
mit prekärer Arbeit gleichgesetzt wer­
den dürfe (S.  60–64), obschon Cremer 
auch die Existenz von Schattenseiten des 

jüngsten „Jobwunders“ konzediert, die­
se teilweise aber rechtfertigt (S. 67 ff.). 
Auch insgesamt fällt in dem Buch rela­
tiv häufig das Lob nicht nur auf die Po­
litik der letzten Jahre, sondern insbeson­
dere auf die besagte Agenda und ihrer 
arbeitsmarktpolitischen Wirkungen auf.

Drittens problematisiert Cremer die 
Behauptung, eine „Regierungspolitik der 
sozialen Kälte“ habe zum Erstarken des 
Rechtspopulismus und der AfD geführt 
(S.  16). Die Statistiken nämlich zeig­
ten, dass ein großer Teil der AfD-Wähler 
nicht zu den sozial Abgehängten gehör­
ten, sondern aus der – von Abstiegsängs­
ten geplagten – Mittelschicht kämen. Au­
ßerdem habe die Große Koalition bis zur 
Wahl 2017 „sozialpolitisches Bemerkens­
wertes geleistet“, worunter Cremer et­
wa die Einführung des Mindestlohns und 
die Ausweitung der Mütterrente subsu­
miert (S. 17).

Zunächst ist es Georg Cremer hoch 
anzusehen, dass er sich für mehr Sach­
lichkeit und Lösungsorientierung im So­
zialstaatsdiskurs einsetzt. Es drängt sich 
tatsächlich der Eindruck auf, dass der 
„Negative Bias“ besonders der Medien 
dazu führt, dass das Vertrauen der Men­
schen in den Sozialstaat sowie in die Po­
litik leidet und zu wenig gewürdigt wird, 
wo der Sozialstaat bis heute weiter aus­
gebaut und verbessert wurde. Daher ist 
es richtig: „Der Sozialstaat braucht Un­
terstützer“ (S. 13), denn er leistet Heraus­
ragendes, christlich gesprochen kann er 
insgesamt durchaus als Institutionalisie­
rung des barmherzigen Samariters (Peter 
Schallenberg) bezeichnet werden. Auch 
Cremers Würdigung der schwierigen Ar­
beit der Sozialpolitiker an Reformen in­
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nerhalb des finanziell Möglichen liest 
sich geradezu erfrischend angesichts der 
Beliebtheit pauschaler Politikerschelten. 
Dennoch ist in Deutschland noch lan­
ge nicht alles gerecht, wie auch Cremer 
mehrfach betont. „Zähe Reformarbeit“ 
ist weiterhin etwa zur Vermeidung von 
Altersarmut, zur Arbeitsmarktintegration 
Langzeitarbeitsloser oder hinsichtlich des 
zu engen Zusammenhangs von sozialer 
Herkunft und Bildungserfolg nötig, wie er 
zu Recht feststellt (S. 13). Mitunter wird 
Cremer aber seinem Kernziel, die Debat­
te versachlichen und ausgewogener füh­
ren zu wollen, nicht gerecht. Bezüglich 
der Agenda 2010 beispielsweise lässt er 
die meisten ihrer negativen Folgen au­
ßen vor und setzt sich nicht mit den For­
schungen auseinander, die die Wirkun­

gen der Agenda kritischer beurteilen. Au­
ßerdem ist etwa seine Problematisierung 
des Konzepts der relativen Armut (Kap. 2) 
zwar erhellend, das gänzliche Ausblen­
den der absoluten Armut, die es auch 
in Deutschland gibt, lässt jedoch auch 
hier eine leichte Schieflage erkennen, die 
auch bei anderen Themen teilweise aus­
zumachen ist. Der Stil Cremers ist bei alle­
dem meist nüchtern, mitunter aber auch 
humorvoll bis süffisant.

Aus sozialethischer Sicht ist besonders 
seinem Plädoyer für eine sorgfältige Ver­
wendung des Gerechtigkeitsbegriffs zu­
zustimmen, da in unterschiedlichen Kon­
texten auch unterschiedliche Gerechtig­
keitskonzepte einschlägig sind (S.  26). 
Durchgängig stark macht er den Ansatz 
der Befähigungsgerechtigkeit nach Mar­

tha Nussbaum und Armatya Sen, wonach 
dem Menschen Fähigkeiten zur Realisie­
rung von Handlungsoptionen in Freiheit 
und Würde zu vermitteln sind. Eine solche 
Befähigungsgerechtigkeit sieht Cremer 
richtigerweise als notwendige Ergänzung 
zu der auf Umverteilung abzielenden Ver­
teilungsgerechtigkeit an. Wenngleich po­
pulärwissenschaftlichen Stils bietet Cre­
mers Buch letztlich abgesehen von den 
benannten Schwächen auch für die sozi­
alethisch-fachliche Reflexion einen hilf­
reichen Überblick über die zahlreichen 
großen und kleinen Erfolge des Sozial­
staats, ohne dass (zu viele) bestehende 
Gerechtigkeitsprobleme dabei ignoriert 
werden.

Lars Schäfers, Mönchengladbach

Ethik der Menschenrechte

Konrad Hilpert: Ethik der Menschen-
rechte. Zwischen Rhetorik und Verwirk-
lichung, Paderborn: Ferdinand Schöningh 
2019, 348 S., ISBN 978-3-506-78214-4.

Das umfassend angelegte Thema wird in 
drei Teilen erörtert, wobei die Allgemei-
ne Erklärung der Menschenrechte der 
UNO (1948) als zentraler Bezugspunkt 
fungiert. Der erste Teil („Grundlagen“) 
erklärt zunächst Menschenrechte gene­
rell als „Antworten auf historische Un­
rechtserfahrungen“ (19), bietet dann ei­
nen Überblick über deren Inhalt, Arten, 
Generationen und Systematik, behandelt 
ihren Status zwischen Moral und Recht 
und skizziert die Genese sowie die aktuel­
len Möglichkeiten ihrer Sicherung durch 
nationales Recht und Völkerrecht, Poli­
tik und Bewusstseinsarbeit. In der Dar­
stellung ihrer Entstehungsgeschichte 
beginnt Hilpert mit der neuzeitlichen 
Aufklärung und den Menschenrechts­
erklärungen in Amerika und Frankreich, 
geht dann zurück auf relevante Aspekte 
der Kolonialethik des 16. und 17. Jahr­
hunderts in Spanien sowie auf vorbild­
hafte Motive in Mittelalter und Antike, 

etwa Menschenwürde und Gottebenbild­
lichkeit. Besonders eindrucksvoll ist das 
Referat der Disputation von Valladolid 
von 1550/51 (70–78). Im letzten Kapitel 
geht es um das Verhältnis der katholi­
schen Kirche zu den Menschenrechten, 
das im 19. und frühen 20. Jahrhundert 
zeitweise extrem gespannt war, was aus­

führlich belegt wird, sich aber seit Johan­
nes XXIII. und dem II. Vaticanum weit­
gehend konvergent gestaltet.

Im Hauptteil („Inhalte“) unterscheidet 
Hilpert sieben Sachbereiche, in denen er 
die zentralen Menschenrechte, vor allem 
die in der Allgemeinen Erklärung genann­
ten, verortet und ethisch sowie rechtlich 
präzisiert. In allen geht er auch auf die 
historische Genese bzw. auf die Kontexte 
der speziellen Unrechtserfahrungen ein, 
auf welche diese Rechtsansprüche ant­
worten, und verweist auf aktuelle Kon­
fliktfelder. Der erste Sachbereich ist die 
Religions- und Gewissensfreiheit, deren 
Voraussetzung die teilsystemische Tren­
nung von Politik und Religion war. Der 
zweite betrifft das Recht auf selbstbe­
stimmte Lebensführung, etwa Ehefrei­
heit, Freizügigkeit und Eigentum. Im drit­
ten geht es um den Schutz von Leben und 
körperlicher Unversehrtheit, dabei auch 
um Völkermord und Folter. Dem folgt 
viertens eine Diskussion der Todesstrafe 
und ihrer Menschenrechtsrelevanz. Der 
fünfte erörtert das Recht auf soziale Be­
ziehungen im privaten und öffentlichen 
Bereich, wobei sich der Autor besonders 
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auf Axel Honneths Verständnis von An­
erkennung und Freiheit bezieht. Privat 
geht es dabei etwa um Freundschaft, Ehe 
und Familie, öffentlich um Marktwirt­
schaft, Demokratie, Versammlungs-, Ver­
einigungs-, Koalitionsfreiheit etc. Thema 
des sechsten Sachbereichs ist die per­
sönliche Selbstachtung und das gesell­
schaftliche Ansehen, wobei auch die Fair­
ness im Gerichtsverfahren, das Verbot der 
Willkür, die Unschuldsvermutung sowie 
das Verbot von Diskriminierung erörtert 
werden. Der siebente schließlich hat die 
Freiheit von Not zum Thema und befasst 
sich mit den Rechten auf Asyl, soziale 
Absicherung, Arbeit, Erholung, Gesund­
heit, Nahrung, Kleidung sowie mit dem 
Recht auf Bildung.

Der dritte Teil („Probleme“) behandelt 
fünf aktuelle Überlegungen zum Thema. 
Die erste setzt sich mit dem Vorwurf 
auseinander, der Geltungsanspruch der 
Menschenrechte sei wegen ihrer euro­
päisch-westlichen Genese nur partikulär 
und nicht universell. Die zweite verweist 
auf die Bedeutung von Nichtregierungs­
organisationen für die globale Akzep­
tanz und Durchsetzung der Menschen­
rechte. Die dritte diskutiert am Beispiel 
der NATO-Intervention in Jugoslawien 
1999 die Berechtigung von Krieg zum 
Schutz der Menschenrechte. Die vierte 
sucht Leitlinien für die Weiterentwick­
lung der Menschenrechte. Die abschlie­
ßende fünfte beleuchtet das menschen­
rechtliche Ideal zwischen unbedingtem 
Geltungsanspruch und Ohnmacht. – Im 

Anschluss an den Text finden sich in An­
hängen zentrale Dokumente zum The­
ma, darunter in Auszügen die Enzyklika 
Pacem in terris, sowie Verzeichnisse der 
wichtigsten internationalen, europäi­
schen und kirchlichen Organe zum Schutz 
der Menschenrechte.

Das Buch bietet eine ausgezeichnete 
und umfassende Einführung in das The­
ma. Der sparsame Einsatz von Anmer­
kungen fördert die gute Lesbarkeit des 
Textes. Angesichts der immensen Fülle 
einschlägiger Literatur wird auf eine Li­
teraturliste verzichtet. Die Lektüre ver­
mittelt thematisch Interessierten, etwa 
Studenten, grundlegende und differen­
zierte Informationen und Einblicke in ak­
tuelle Fragestellungen.

Arno Anzenbacher, Mainz

Gut wirtschaften

Fisch, Andreas (Hrsg.): Gut wirtschaften. 
Erzbischof Hans-Josef Becker zur Verant-
wortung von Unternehmern, Paderborn: 
Bonifatius GmbH 2018, 111 S., ISBN 978-
3-89710-769-4.

„… und mit der Kraft des Heiligen Geistes 
werden wir die Erde verändern.“ Mit die­
ser Zeile endet das Oratorium ADAM – Die 
Suche nach dem Menschen von Gregor 
Linßen. Auf die Suche nach dem Men­
schen begibt sich auch der Paderborner 
Erzbischof Hans-Josef Becker – nach dem 
Menschen und dem Menschlichen in der 
Wirtschaft. Ort der Suche sind seine Re­
den auf den Unternehmertagen „erfolg­
reich nachhaltig“ der Kommende Dort­
mund, dem Sozialinstitut seiner Diözese. 
Und auch er findet den Menschen, ge­
nauer Führungskräfte, die „aus christli­
chem Geist heraus“ (64) ihre Aufgabe in 
der Wirtschaft gestalten. Sie leben Werte, 
„die oft auch ihren Glauben an den ge­
rechten und menschenfreundlichen Gott 
wiederspiegeln.“ (46)

Dr. Andreas Fischm Referent für Wirt­
schaftsethik sowie Kirchliche Dienstge­
ber/innen an der Kommende, hat acht 

dieser Reden aus den Jahren 2011 bis 
2018 zusammengestellt und mit einem 
Geleitwort versehen. Diese Hinführung 
weckt Neugierde: Sie stellt den Erzbischof 
als Hörenden vor und seine Reden ent­
sprechend als Impulse für Gespräche. Sie 
sind nicht ortlos, sondern sprechen in ak­
tuelle Fragen hinein und reflektieren, was 

Unternehmerinnen und Unternehmer 
konkret bewegt. Klassisch ordnungspoli­
tisch verortet steht bei Erzbischof Becker 
der Mensch im Mittelpunkt: als unter­
nehmerischer „Pionier“ (33), als Gestal­
ter der Rahmenordnung und nicht zu­
letzt als in vielfältiger Weise Betroffener. 
Parallel ziehen sich inhaltlich zwei The­
menstränge durch die Reden hindurch: 
Ökologie und Nachhaltigkeit sowie Ar­
mut und Benachteiligung.

Die den ersten Teil bildende, pro­
grammatische Rede „Ethos in der Wirt­
schaft“ wirft historische Schlaglichter 
auf die Mehrdimensionalität des Men­
schen in der Wirtschaft. Sie eröffnet die 
grundsätzliche, bisweilen etwas holz­
schnittartige Spannung des Unterneh­
mers wie des Konsumenten zwischen Ge­
meinwohl- und Gewinnorientierung. Be­
cker reflektiert kirchliche Positionen zum 
Umgang mit Sklaven – von der Mahnung 
zur guten Behandlung bis hin zum Kampf 
für die grundsätzliche Abschaffung der 
Sklaverei, was auch für die Kirche ein 
selbstkritischer Lernprozess war. Davon 
ausgehend blickt er auf gegenwärtige 
Herausforderungen. Dabei betont er die 
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Bedeutung institutionalisierter Rahmen­
bedingungen für das Gemeinwohl, bei­
spielhaft der Sozialen Marktwirtschaft. 
Im gleichen Atemzug benennt er die Not­
wendigkeit von unternehmerischen Pi­
onieren, die neue Wege bahnen und der 
Wirtschaft wie der Rahmenordnung po­
sitive Impulse geben.

Die Wertschätzung und Ermutigung 
Beckers für den Menschen als wirtschaft­
lichen Akteur und Pionier kommt vor al­
lem im zweiten Teil, „Zur wertorientierten 
Unternehmensführung“ zum Ausdruck. 
Er stellt die Gemeinwohlorientierung als 
Sinnhorizont für Unternehmer vor und 
überlegt, was das im Hinblick auf be­
nachteiligte Menschen und die Ökolo­
gie heißen kann. Er betont ferner das 
Sehen als Grundlage des Urteilens und 
Handelns, etwa wenn er den Blick auf 
komplexe Verantwortlichkeiten in Pro­
duktionsprozessen richtet, an deren En­
de „Menschen tatsächlich sterben.“ (41). 
Auch andere gesellschaftliche Heraus­
forderungen wie die Integration Älte­
rer und Geflüchteter gelingen aus sei­
ner Sicht nur mit, nicht gegen oder oh­
ne die Unternehmen. Schließlich stellt 
er das christliche Motiv des Guten Hir­
ten vor und fragt, was es für ihn als Bi­
schof und vor allem für Führungskräfte 
in der Wirtschaft heißen kann.

Die Rahmenordnung steht im dritten 
und letzten Teil „Konkretionen: Globale 
Verantwortung, Finanzpolitik, Energie­
politik“ stärker im Fokus. Bei aller Wert­
schätzung für Unternehmer sieht er zu­
gleich auch den Staat in der Pflicht, ge­
rade angesichts der „Schattenseiten“ (73) 
der Wirtschaft in Nah und Fern. Er zeigt 
die positiven Möglichkeiten einer red­
lichen Finanzpolitik auf, die „im Dienst 
der Gesellschaft und ihrer Realwirtschaft“ 
(77) steht. Die ökologisch verpflichtete 
soziale Marktwirtschaft bildet für Be­
cker das Zielbild in aktuellen Debatten 
der Energiepolitik, in denen es auch um 
Gerechtigkeitsfragen geht. Den – wohl 
nur vorläufigen – Abschluss der Gedan­
ken bildet eine nochmalige Betrachtung 
der Spannung zwischen lokaler und glo­
baler Wirklichkeit. Becker ermutigt hier 
zur Übernahme von Verantwortung, zur 
– auch weltpolitischen – Voranstellung 
des Gemeinsamen und zum Einnehmen 
einer langfristigen Perspektive.

„… werden wir die Erde verändern.“ 
Erzbischof Becker findet diese Menschen, 
nicht zuletzt in seinen Zuhörern. Der Na­
tur der Reden, aber auch der Gewinn des 
Büchleins ist, dass Unternehmerinnen 
und Unternehmer direkt angesprochen 
werden. Becker gelingt dabei ein mehr­
facher Spagat zwischen persönlichen, 

betriebswirtschaftlichen und strukturel­
len Fragen, christlichen und säkular-an­
schlussfähigen Ansichten sowie abstrak­
ten Gedanken und konkreter Darstellung. 
Die Reden dokumentieren einen kirchli­
chen Gesprächsimpuls zu aktuellen Fra­
gen der Unternehmensführung und Wirt­
schaftsgestaltung.

Sympathisch sind persönliche Ein­
färbungen des Erzbischofs in den Re­
den. Umso bedauerlicher ist, dass er sei­
ne Rolle als Dienstgeber von letztlich 
über 50.000 Menschen nicht expliziter 
reflektiert. Er belässt es bei Andeutun­
gen wie dem Vorbild des guten Hirten 
(56–64) und Hinweisen, wie er sei „mit 
Ihnen [den Unternehmern; MN] auf dem 
Weg“ (33). Gerade aufgrund der direk­
ten Ansprache der Teilnehmer ist das ein 
großes Desiderat. Weitere Desiderate bil­
den die kreative Aufnahme gegenwär­
tiger Entwicklungen wie die der Digita­
lisierung. Es bleibt abzuwarten, ob ei­
ner der nächsten Unternehmertage dem 
nachgeht. Die bisherigen Reden verspre­
chen jedenfalls, dass auch diese Themen 
klug, reflektiert und nicht zuletzt anre­
gend aufbereitet werden.

Max Niehoff, Hamburg

Grenzen – der Rechtsstaat und die Herausforderung Migration

Marco Bonacker, Gunter Geiger (Hg.): 
Grenzen  – der demokratische Rechts-
staat und die Herausforderung der Mi-
gration, Leiden/Boston/Paderborn: Fer-
dinand Schöningh 2018, 291 S., ISBN: 
978-3-506-78852-8.

Der vorliegende Sammelband ging aus 
einer interdisziplinären Tagung unter 
gleichnamigem Titel im Bonifatiushaus, 
der Katholischen Akademie im Bistum 
Fulda, hervor. Interdisziplinär versteht 
sich hier im umfassenden Sinne: Rechts-, 
Politik- und Gesellschaftswissenschaften, 
Theologie, Ökonomie, Philosophie sowie 
politische und gesellschaftliche Praxis. 

Der Band erscheint zu einer Zeit, in der 
sich der öffentliche Handlungsdruck auf 
die Politik geringfügig abgemildert hat, 
was mit den rückgängigen Zahlen mig­
rierender Personen zusammenhängt. Die 
Lektüre der Beiträge ist als gewissenhafte 
Aufarbeitung und Verortung der breiten 
und zum Teil sachentfremdeten Debatten 
der vergangenen Jahre sehr zu empfeh­
len, denn: „Die Probleme haben sich ja 
auch längst nicht erledigt, nur weil sich 
im Augenblick die Flüchtlingszahlen im 
Verhältnis zu den Vorjahren verringert 
haben“ (Papier 22).

Der Band gliedert sich in vier Haupt­
teile, die inhaltlich aufeinander abge­

stimmt sind: beginnend mit der Analyse 
von Fluchtursachen, bilden Überlegun­
gen zu den Rechten und Pflichten der 
Zielgesellschaften in Zusammenhang 
mit der Innen- und Migrationspolitik 
den Korpus, bevor eine Kontextualisie­
rung der Bedeutung von Religion und 
Integration den Band argumentativ ab­
rundet. Besonders wertvoll ist der ins­
gesamt im Band erkennbare Austausch 
zwischen Vertreterinnen aus Theorie und 
Praxis. Diese Herangehensweise des Ban­
des ist bestens geeignet, um sich der sen­
siblen Frage nach der Notwendigkeit und 
Berechtigung von Grenzen innerhalb der 
Migration anzunähern.
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Die Autorinnen des Bandes argu­
mentieren zugunsten einer vernunftge­
tragenen Position zwischen einer gänzli­
chen Öffnung aller (inneren wie äußeren) 
Grenzen und der Abschottungspolitik 
einer „Festung Europa“. Die vielfältigen 
Fluchtursachen werden differenziert dar­
gestellt und reichen u. a. vom Wunsch 
nach einem höheren Lebensstandard bis 
zur Flucht vor Tod und Folter; von Men­
schen, die endgültig ihre Heimat verlas­
sen möchten und Menschen, die gezwun­
gen sind, ihre Heimat ohne Hoffnung auf 
Rückkehr aufzugeben.

Den Aufschlag in Form einer einlei­
tenden Vorbemerkung macht der ehema­
lige Präsident des Bundesverfassungsge­
richts Hans-Jürgen Papier, der wortge­
wandt und fachlich sicher den geltenden 
Rechtsstatus migrierender oder schutz- 
und asylsuchender Personen referiert 
und sodann in den politischen und ge­
sellschaftlichen Gestaltungsprozess ein­
ordnet. Angesichts der emotional ein­
gefärbten Debatten der Vergangenheit 
warnt Papier vor einer „Deformation des 
Rechts“ und unterstreicht die Aufgabe 
des Asylrechts, „nämlich aktuell politisch 
Verfolgten Schutz zu gewähren, in der 
Regel durch ein vorübergehendes Auf­
enthaltsrecht“ (21).

Divergenzen im Umgang mit Flucht­
ursachen lassen sich dort erkennen, wo 
eine an ökonomischen Kriterien ausge­
richtete Wirtschaftspolitik auf den Ansatz 
der staatlichen Regulierung mithilfe ent­
wicklungspolitischer Maßnahmen stößt: 
einerseits die subsidiäre Förderung einer 
„selbsttragenden Wirtschaftsentwick­
lung“ in den Herkunftsländern (Günter 
Nooke, 25), andererseits das Plädoyer für 
eine eigenständige Entwicklungspolitik, 
„die mittel- und langfristige Wohlstands­
effekte entwickeln kann, die zu sozioöko­
nomischer Stabilität in den Herkunftslän­
dern führen“ (Markus Demele, 53). Beiden 
Lösungsvorschlägen zur Armutsbekämp­
fung in den Herkunftsländern kann man 
schwerlich ihre je eigene Berechtigung 
absprechen, jedoch kommt es darauf an, 
den nationalen Entwicklungsbedarf fest­
zustellen und die bestehenden Interes­
sen in ein multilaterales Gleichgewicht 

zu bringen. Dasselbe Muster findet sich 
in den Beiträgen über die Integrationsvo­
raussetzungen sowohl der Aufnahmelän­
der als auch der Schutz- und Asylsuchen­
den, denen ein Bleiberecht in Deutschland 
zugesprochen worden ist. Thomas Apolte 
diskutiert kritisch die Rolle des Mindest­
lohns bei der Integration Geflüchteter in 
den deutschen Arbeitsmarkt und resü­
miert, dass „aus rein ökonomischer Per­
spektive heraus keinerlei Argumente für 
eine Begrenzung von Zuwanderung be­
gründbar ist“ (103). Obwohl Apolte markt­
wirtschaftlich eher zur subsidiären Förde­
rung tendiert, stimmt er mit der Anerken­
nungsexpertin Martina Müller-Wacker 
darin überein, dass gelingende Integra­
tion an stabile strukturelle Rahmenbedin­
gungen gebunden ist, wie z. B. einer „dau­
erhaften Qualitätsentwicklung der Aner­
kennungspraxis“ (222). Erhellend zeigt 
sich in Bezug auf ihre Ausführungen ein­
mal mehr die blickpunktspezifische Her­
angehensweise und Schwerpunktsetzung 
aus theoretischer oder praktischer Sicht. 
Aus der Spannung, die sich aus einer Pri­
orisierung des Subsidiaritäts- oder Solida­
ritätsprinzips ergibt, folgt jeweils ein Plä­
doyer für eine engere, beziehungsweise 
weitere Interpretation der Genfer Flücht­
lingskonvention.

Ebenso bedenkenswert wie verbesse­
rungswürdig sind die Bedingungen einer 

friedlichen Koexistenz der Religionen in 
den Herkunftsländern. Frank van der Vel­
den diskutiert die Paradigmen des Zu­
sammenlebens religiöser Gruppierungen, 
während Harald Suermann die Bedeu­
tung von religiösen Minderheiten – hier 
speziell der christlichen – für die politi­
sche Stabilität oder Instabilität der Her­
kunftsländer hervorhebt.

Aus einem ursprünglich positiv kon­
notierten Begriff „Migration“, der eng mit 
dem Pursuit of Happiness verbunden war 
und als Indikator für eine prosperierende 
Gesellschaft galt, ist innerhalb kürzester 
Zeit ein weitgehend negativ konnotierter 
Begriff geworden, der in Teilen der Bevöl­
kerung Angst vor sozialen Unsicherhei­
ten auslöst. Arnd Küppers behandelt die 
undifferenzierte Vermischung von „Mi­
gration und Sozialstaat“, vor allem sei­
tens der Kritikerinnen einer ungesteu­
erten Zuwanderung. Obwohl anzuer­
kennen ist, dass das „Problem globaler 
Ungerechtigkeit nicht (allein) im Wege 
der Migration gelöst“ werden kann, ge­
be es „unter dem Gesichtspunkt der Ge­
rechtigkeit keine moralische Rechtferti­
gung dafür, dass die Wohlstandsnatio­
nen jene Menschen fernhalten, die das 
Schicksal an einen anderen, weniger mit 
den zeitlichen Gütern gesegneten Ort ge­
setzt hat“ (184). Marco Bonacker disku­
tiert in seinem Beitrag über die Ethik der 
Migration die Bedeutung des vertrags­
theoretischen Begründungsmodells seit 
John Rawls und wägt die Vor- und Nach­
teile offener oder geschlossener Grenzen 
ab. „Die Aufgaben der Hilfe und Verbes­
serung der global Benachteiligten löst 
man nicht, indem alle Benachteiligten in 
wohlhabendere Länder einwandern, son­
dern läuft durch offene Grenzen sogar 
noch Gefahr, Hilfestrukturen zu zerstö­
ren und effiziente soziale Institutionen 
ganz aufzulösen“ (127).

Holger Zaborowski sieht in seinem 
Vorschlag für eine Ethik der „Flüchtlings­
krise“ die Menschenwürde als Prinzip der 
Gerechtigkeit. Als moralisch angemessen 
beschreibt er „eine Position zwischen Par­
tikularismus und Universalismus, die an­
erkennt, dass aufgrund universaler Rech­
te von Menschen sich Pflichten gegen­
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über allen Menschen ergeben, dass auf 
der Ebene politischen Handelns aber die 
Pflichten gegenüber anderen Menschen 
abzustufen sind“ (144). Die Darstellungen 
rundet Lars Schäfers mit einem Blick auf 
„Europa und das Fremde“ ab.

Abschließend werden die Integrati­
onsmöglichkeiten unter besonderer Be­
rücksichtigung der Religion erwägt. Da 
die Integrationsfaktoren nicht umfassend 
behandelt werden konnten, leuchtet die 
Wahl der Religion angesichts der mehr­
heitlich aus muslimisch geprägten Staa­
ten einwandernden Menschen ein. Die 
demoskopische Darstellung von Thomas 
Petersen bietet den Leserinnen die not­
wendige empirische Grundlage, um die 
folgenden Darstellungen von Hoda Sa­
lah und Nina Käsehage objektiv einord­
nen zu können. Hoda Salah befasst sich 
mit der potentiellen Attraktivität des Is­
lamismus für Frauen und greift damit ein 
Thema auf, das im öffentlichen Diskurs 
bislang nicht ausreichend bedacht wurde. 

Sie weist darauf hin, dass die säkularen 
Frauenbewegungen innerhalb des Islam 
ebenso für ihre individuellen Rechte ein­
treten wie für eine Neubestimmung der 
tradierten Geschlechterrollen. Schließ­
lich behandelt Nina Käsehage die sala­
fistische Radikalisierung im Kontext der 
(Flucht-)Migration.

Die Autorinnen weisen unisono darauf 
hin, dass die Darstellung und Behandlung 
der äußerst komplexen Situation nicht auf 
wenige Faktoren reduziert werden darf. 
Eine politisch kalkulierende Auswahl ver­
biete sich ebenso wie eine populistische 
Vereinfachung, insbesondere, wenn die 
Tragfähigkeit ethischer und juristischer 
Normen Gegenstand der Untersuchung 
ist. Eine aufrichtige und sachbezogene 
Problemanalyse ist auch hier geboten, ge­
rade, wenn die Realität alarmierend er­
scheint und auch dann, wenn eigene Feh­
ler eingestanden werden müssen.

Kritisch anzumerken ist: Die zum Teil 
mangelnde Belastbarkeit der bestehen­

den rechtlichen Regelungen hätte stel­
lenweise deutlicher benannt werden und 
die jeweiligen institutionellen Kompeten­
zen innerhalb des föderalen Systems auf 
ihre Funktionsfähigkeit hin kritischer be­
wertet werden können. Vor allem eine 
Einordnung in den größeren Rahmen 
europäischer Zusammenarbeit und die 
perspektivische Rolle Deutschlands ist 
nicht ausreichend zur Sprache gekom­
men; ebenso die konträren Agenden der 
europäischen Staaten zwischen Multila­
teralismus, nationalstaatlichen Bestre­
bungen und Forderungen nach den Ver­
einigten Staaten von Europa.

Insgesamt liegt mit der Veröffentli­
chung ein profund komponierter Sam­
melband vor, der ein hohes Maß an pra­
xisbezogener Reflexion leistet und als 
wertvoller Beitrag innerhalb der Migra­
tionsdebatte mit Nachdruck empfohlen 
werden kann.

Marius Menke, Osnabrück

Medizin als Heilsversprechen

Herbert Meyer: Medizin als Heilsverspre-
chen. Die überforderte Gesundheit als 
theologisch-ethisches Problem (Erfurter 
Theologische Schriften, Band 50), Würz-
burg: Echter-Verlag 2018, 195 S., ISBN 
978-3-429-04498-5

Seit Jahren schon wird sowohl in der wis­
senschaftlichen Fachwelt als auch in den 
Medien über das sich verändernde Ver­
ständnis von Krankheit und Gesundheit 
diskutiert. Die Debatte ist nicht trivial. Sie 
hat vielmehr eine immense Strahlkraft, 
ihre Folgen sind weitreichend: Es geht um 
das Selbstverständnis der heilenden Beru­
fe, um die Reichweite traditioneller Deu­
tungsmuster (wie dem der medizinischen 
Indikation) und am Ende auch um die Fi­
nanzierung unseres Gesundheitssystems 
(angesichts des demographischen Wan­
dels und dementsprechend knapper wer­
dender finanzieller Ressourcen). Die Rede 
vom „Gesundheitskult“ (Karl Gabriel) oder 
der „Medikalisierung des Lebens“ (Ivan Il­

lich) können als Wegmarken dieses Klä­
rungsprozesses verstanden werden.

Einen weiteren Beitrag zu diesem 
Prozess möchte Herbert Meyer mit der 

vorliegenden Arbeit leisten. Ausgehend 
von der praktischen Erfahrung des kli­
nisch-ambulanten Alltags einerseits und 
der Pastoral andererseits geht der Au­
tor mit im Kern empirischen Mitteln der 
Vermutung nach, dass die Medizin mit 
den ihr entgegengebrachten Erwartun­
gen und Hoffnungen überfordert zu wer­
den droht.

Nach einer kurzen Hinführung wer­
den drei Zugänge zum Gesundheitsbe­
griff beschrieben: Neben dem Zugang 
über Hans-Georg Gadamers Diktum von 
der „Verborgenheit der Gesundheit“ (und 
exemplarischen christlich-theologischen 
Interpretationen) gelangt der Autor über 
den Heilsbegriff zu religionssoziologi­
schen Interpretationen durch Thomas 
Luckmann und Karl Gabriel. Die verfass­
te Kirche, so ein wichtiges Zwischenfa­
zit, hat schon lange kein Monopol mehr 
auf die religiöse Deutung der Welt und 
des Lebens der Menschen. Auch wenn 
Menschen Gefahr laufen, sich voreilig 
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„mit der kleinen oder mittleren Trans­
zendenz ihres körperlichen Wohlbefin­
dens und der mehr oder weniger ego­
istischen Bedürfnisbefriedigung darin“ 
(S. 53) zufrieden zu geben, entscheiden 
sie doch selbst über ihre Ziele im Leben, 
ihre Werte und letztlich auch den Stel­
lenwert der eigenen Gesundheit.

Die neutestamentlichen Zeugnisse im 
nächsten Kapitel weisen darauf hin, dass 
Heilung und Heil seit jeher eng mitein­
ander verwoben waren. Schon im Alten 
Testament wurde von Gott als dem Arzt 
gesprochen (Ex 15,25b-26). „Die ganz 
konkrete, ja geradezu medizinische Hil­
fe, die Gott, der Arzt, zur Verfügung stellt, 
steht zugleich für das tiefe erlösende und 
befreiende Tun, das er im Geheimnis sei­
ner Transzendenz mit seinem Heil den 
Menschen schenkt“ (S. 87). Wie schlägt 
sich der beim Menschen zumindest im­
plizite Zusammenhang von Heil und Hei­
lung praktisch nieder?

Die im klinischen Kontext (Poliklinik 
für Endokrinologie und Stoffwechsel­
erkrankungen der Universitätsklinik Je­
na) sowie im ambulanten Bereich (Haus­

arztpraxis) vorgenommenen Patientenbe­
fragungen zeigen, dass die Erwartungen 
an Medizin (und sogar an Naturheilver­
fahren) deutlich höher sind als die Erwar­
tungen an die Kirche. Dies betrifft die ab­
gefragten Parameter Heilung, Linderung, 
Hoffnung, Führung, Orientierung, Unter­
stützung, Trost, inneren Frieden und Rat. 
Allein gegenüber den Naturheilverfahren 
erhoffen sich die Befragten von „den Kir­
chen, den Seelsorgern, Pfarrern, und an­
deren Vertretern der Religionsgemein­
schaften für mich und mein Leben“ ge­
ringfügig mehr Trost und inneren Frieden. 
Auch Rat und Hilfe zu gesundheitlichen 
und ungeklärten Fragen sowie zu Nie­
dergeschlagenheit und Traurigkeit (su­
chen und) erwarten religiöse wie nicht­
religiöse Menschen eher bei einem Arzt als 
bei einem Seelsorger oder Vertreter einer 
Religionsgemeinschaft. Allein Familie und 
Freunde kommen bei der Suche nach Hilfe 
im Leben an den Stellenwert heran, den 
Ärzte und Medizin einnehmen. Der Zu­
sammenhang von Heils- und Heilungser­
wartung verschiebt sich eindeutig in Rich­
tung der Medizin. Mit Blick auf die Kirche 

scheint man konstatieren zu müssen, dass 
sich deren Heilsangebot und Heilsverkün­
digung zu sehr abstrahiert hat von den 
konkreten Bedürfnissen und Sorgen der 
Menschen. Der Autor folgert daraus, dass 
die Patienten der Kirche ihren Platz dort 
zuweisen, wo Medizin und Naturheilver­
fahren an ihre Grenzen kommen.

Wie kann die Zusammenarbeit von 
Medizin und Theologie konkret aussehen? 
Der empirischen Zugangsweise eigen ist 
der Fokus darauf, was Patienten von der 
Kirche erwarten. Dem müsste jedoch ge­
genüber gestellt werden, was die Kirche 
den Patienten zu bieten hat. Denn das 
Angebot der Kirche sowie die von ihr ver­
kündete Botschaft sind nicht allein ab­
hängig von ihrem Publikum, oder markt­
wirtschaftlich ausgedrückt von der Nach­
frage danach. Eine etwas weniger auf 
Kompaktheit angelegte philosophisch-
theologische Einführung unter Berück­
sichtigung einer größeren Bandbreite von 
(aktuellen) Arbeiten hätte dem Leser viel­
leicht Ansätze zu möglichen Antworten 
geliefert. Es bleiben einige Fragen offen.

Klaus Kother, Dortmund

Umweltpolitik: global und gerecht

Martin Dabrowski, Judith Wolf, Karlies 
Abmeier (Hg.): Umweltpolitik: global und 
gerecht, Leiden/Boston/Paderborn: Ferdi-
nand Schöningh 2019, 195 S., ISBN 978-
3-506-70576-1.

„Globale und gerechte Umweltpolitik ist 
leichter gesagt als getan“, schreibt Kars­
ten Mause am Ende seines Beitrags in 
dem Tagungsband „Umweltpolitik: glo­
bal und gerecht“. (43) Die Publikation 
eines interdisziplinären Gesprächs zwi­
schen Sozialethikern, Ökonomen, Poli­
tikwissenschaftlern und Klimaforschern 
ist Ausdruck der Komplexität der um­
weltpolitischen Herausforderungen. Die 
Beiträge einer Tagung vom 24.–25. Sep­
tember 2018 im Franz-Hitze-Haus sind 
eine spannende und spannungsreiche 
Einführung in eine zukunftsfähige Um­
weltpolitik.

Durch die Beiträge ziehen sich zwei 
rote Fäden: Zum einen die Frage nach ei­
nem gemeinsam getragenen Leitbild der 
Umweltpolitik. Jochen Ostheimer kriti­
siert die unverbindliche allgemeine Ver­
wendungsweise des Begriffs Nachhaltig­
keit. Als normatives Leitbild der Umwelt­
politik muss ein Nachhaltigkeitskonzept 
den Dimensionen des Pragmatisch-Klu­
gen (Effizienz), des gelingenden Lebens 
(nachhaltiger Lebensstil bzw. ökologische 
Lebenskunst) und sowie der Gerechtigkeit 
(wechselseitige Verpflichtungen) beach­
ten. Sonja Thielges, Rainer Quitzow und 
Ortwin Renn problematisieren die „Leit­
bildkonkurrenz“ (81) am Beispiel der di­
vergierenden Leitbilder der deutschen, 
amerikanischen und chinesischen Um­
weltpolitik. Diese Konkurrenz führt da­
zu, „dass globale Märkte und Finanz­
ströme nicht konsequent auf erneuer­
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bare Energietechnologien ausgerichtet 
werden können“. (84) Sabine Schlacke 
verweist auf das neue EU-Leitbild einer 
integrativen Energie- und Klimapolitik: 
Um erfolgreich zu sein, muss die deut­
sche Energiewende zu einer solchen inte­
grativen Klima- und Energiepolitik weiter 
entwickelt werden (97). Johannes Walla­
cher plädiert im Anschluss an die Päps­
te Paul VI. und Franziskus für die Leit­
vorstellung eines „ganzheitlich-inklusi­
ven Gemeinwohls“, dass das Wohl aller 
Menschen sowohl global als auch gene­
rationenübergreifend in den Blick nimmt. 
Voraussetzungen eines solchen Leitbilds 
sind die Befriedigung der Grundbedürf­
nisse, gerechte verteilte Handlungs- und 
Beteiligungschancen und eine angemes­
sene Beteiligung an fairen Entschei­
dungsprozessen.

Ein zweiter roter Faden ist die not­
wendige Bepreisung der Emissionen 
(etwa durch eine CO2-Steuer, Zertifika­
tehandel), um sie (und andere Treibhaus­
gase: Eric Meyer 59) schnell zu mindern. 
Da die Treibhausgase global wirken, brau­
chen solche Instrumente, um effizient zu 
sein, bislang fehlende verbindliche glo­
bale Abkommen. Daher bleiben zunächst 
für die Bekämpfung des Klimawandels 
nur „Second-Best-Lösungen“ (Eric Meyer 
59) wie nationale Regelungen, Selbst­
verpflichtungen oder „Vorreiterallianzen“ 
(etwa innerhalb der EU: Sabine Schlacke 
98). In solchen Bündnissen könnte die 
deutsche Politik wichtige Impulse für 
die globale Energietransformation setz­
ten, wozu sie aber „deutlich ambitionier­
ter“ werden muss (Sonja Thielges, Rainer 
Quitzow, Ortwin Renn 86).

Das Buch gliedert sich in vier Teile: 
den umweltpolitischen Herausforderun­
gen, einer zukunftsfähigen Energiepoli­
tik, dem wichtigen Thema des Boden­
schutzes und der Rolle des wirtschaft­
lichen Wachstums. Jochen Ostheimer 
beschreibt nach der Skizze eines nor­
mativen Nachhaltigkeitskonzepts das 
Zeitalter des Anthropozäns als kogniti­
ven Rahmen für die Gestaltung der Um­
weltpolitik. Verstanden als tiefgreifende 
Gestaltung des Planeten durch den Men­
schen, werden die gängigen Unterschei­

dungen zwischen natürlich, sozial oder 
kulturell komplex. Für die Umweltpoli­
tik bedeutet dies, dass sie als Weltinnen­
politik und Gesellschaftspolitik (21) sowie 
als Kulturaufgabe (23) begriffen werden 
muss. Um der Gefährdung des Erdsys­
tems zu begegnen, müssen die planeta­
rischen Grenzen eingehalten werden. Ge­
fordert ist eine Umweltpolitik, die ange­
sichts der vielfältigen Wechselwirkungen 
komplex und „mehrfach vernetzt“ (24) 
vorgeht und die moralische Verantwor­
tung der unterschiedliche Akteure (Staa­
ten, Unternehmen, Einzelne) einbezieht.

Karsten Mause ergänzt in seinem Bei­
trag „Homo oeconomicus im Treibhaus 
Erde“ die Ausführungen von Ostheimer 
um drei Herausforderungen: Umwelt­
politik in Zeiten von „Fake News“, „An­
haltende Knowing-Doing Gaps“ und die 
„Schwierigkeiten einer globalen und ge­
rechten Umweltpolitik“. Gegen die Leug­
nung gesicherten Wissens um die He­
rausforderungen einer nachhaltigen Um­
weltpolitik durch Bevölkerungsteile und 
politische Akteure helfe nur die „Sisy­
phusarbeit“, in die öffentliche Debatte 
„immer und immer wieder“ das gesicherte 
Wissen einzuspeisen (39). Eine Sisyphus­
arbeit ist es zugleich, die Diskrepanz zwi­
schen Wissen und Handeln („Knowing-
Doing Gap) zu schließen. Moralische Ap­
pelle sind dabei für Umweltökonomen 
kein wirkungsvolles Mittel. Sie setzen 
eher auf Anreizstrukturen, die umwelt­
schädigendes Verhalten bestrafen bzw. 
umweltfreundliches belohnen. Auf inter­
nationaler Ebene können solche Instru­
mente nicht greifen, wenn gerade große 
Staaten wie die USA sich globaler Um­
weltpolitik verweigern.

Eric Meyer diskutiert umweltökono­
mische Instrumente, um den umweltpoli­
tischen Herausforderungen zu begegnen. 
Aus einer ökonomischen Betrachtung be­
steht das Umweltproblem in einer Kon­
kurrenz unterschiedlicher Interessen an 
der Nutzung der Umwelt. Solche Nut­
zungsrechte lassen sich ökonomisch als 
Eigentumsrechte fassen, für deren Nut­
zung Kosten entstehen. Unter der Voraus­
setzung, dass sich Folgen der Umweltnut­
zung und der Aufwand ihrer Bestimmung 

bekannt sind und messen lassen, stellt 
Meyer unterschiedlich ökonomische In­
strumente (Ordnungsrecht, Steuerlösun­
gen, Zertifikatehandel) im Blick auf ih­
re Umweltwirkungen vor. Anschließend 
diskutiert er kritisch Faktoren, die von 
den umweltökonomischen Instrumen­
ten nicht erfasst werden, etwa fehlen­
des Wissen um Kosten, technologische 
Innovationen, Substitutionstechnologien 
(wie ein effektives Bahnsystem anstelle 
des Autoverkehr) oder Zielkonflikte (wie 
z. B. Gebäudeisolierung versus günstigen 
Wohnraum).

Für Sonja Thielges, Rainer Quitzow 
und Ortwin Renn ist das zentrale Ziel 
einer zukunftsfähigen Energiepolitik die 
weitgehende Dekarbonisierung des Ener­
giesystems. Mit seiner Energiewende hat 
Deutschland eine Vorreiterrolle auf inter­
nationaler Ebene eingenommen. Um eine 
Energiezukunft ohne fossile Energie zu 
erreichen, muss die deutsche internatio­
nale Energiewendepolitik das Leitbild der 
nachhaltigen Energietransformation in­
ternational verbreiten und stärken. (62) 
Diese internationale Transformation birgt 
aber auch geostrategische, wirtschaftli­
che und soziale Risiken, die im Beitrag 
skizziert werden. Ein großes Hindernis 
der Energietransformation sind die un­
terschiedlichen Ideen und Leitbilder zur 
Energiezukunft auf internationaler Ebe­
ne. In einem eigenen Kapitel wird das 
deutsche dem amerikanischen und chi­
nesischen energiepolitischen Leitbild mit 
den Auswirkungen auf die internationale 
Energiepolitik gegenüber gestellt.

Sabine Schlacke hält die Hoffnung 
auf eine globale Energietransformation 
für zu optimistisch. Der Erfolg der deut­
schen Energiewende hängt für sie maß­
geblich von der Energie- und Klimapolitik 
der EU ab (94), die sie skizziert. Eine er­
folgreiche Energiewende hat drei Voraus­
setzungen: die Zusammenarbeit oder Zu­
sammenlegung der getrennten Ressorts 
für Klimaschutz und Energiepolitik, die 
Umsetzung der Klima- und Energiepolitik 
durch ein Klimaschutzgesetz (einschließ­
lich des Netzausbaus und dem Ausstieg 
aus der Kohle) sowie die frühzeitige öf­
fentliche Beteiligung.
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Jochen Wiemeyer widerspricht einer 
optimistischen Einschätzung der deut­
schen Energiewende und kritisiert deren 
Unzugänglichkeiten und Widersprüche. 
Er spricht sich ebenfalls für ein gemein­
sames europäisches Leitbild aus. Dieses 
Leitbild muss durch positive Anreize und 
Sanktionen unterstützt werden. Auf in­
ternationaler Ebene muss Umweltpolitik 
auch Maßnahmen zur Begrenzung des 
Bevölkerungswachstums in den Blick 
nehmen.

In einem langen, überaus informati­
ven Beitrag betonen Bernd Hansjürgens, 
Stefan Möckel und Bartosz Bartkowski 
den Bodenschutz als zentrales Feld der 
Umweltpolitik. Der Boden ist eine ent­
scheidende Komponente in den Ökosys­
temleistungen. Der Beitrag stellt die viel­
fältigen Funktionen des Bodens vor, sei­
ne (dramatischen) Gefährdungen durch 
Versiegelung und intensive landwirt­
schaftliche Nutzung sowie seine welt­
weite ungerechte Übernutzung durch die 
Industrienationen (z. B. land grabbing, 
Fleischkonsum). Die Multifunktionalität 
des Bodens, insbesondere die Eigenschaf­
ten eines öffentlichen Gutes, macht es 
schwierig, Nutzungsrechte zu definieren, 
so dass häufig zu Fehlanreizen kommt 
(128). Der Bodenschutz verlangt sowohl 
eine Umorientierung der Landwirtschaft 
(was der Politik schwer fällt) als auch eine 
umfassende Transformation der Agrar- 
und Ernährungssysteme.

Mattias Kiefer fasst die Positionen der 
christlichen Sozialethik zum Schutz des 
Bodens zusammen. Am Beispiel des Erz­
bistums München-Freising beschreibt er 

anschließend die vielfältigen Ziel- und 
Interessenskonflikte, in die Kirchen „als 
Träger öffentlicher Belange“ (150) bei 
der Verwendung oder Verpachtung ih­
res Grundbesitzes geraten.

Den letzten Teil des Tagungsbandes 
zur Rolle des „Wachstums“ in der Um­
weltpolitik eröffnet Johannes Wallacher 
mit dem Thema „Wachstum im Dienst 
nachhaltiger Entwicklung“. Er plädiert für 
einen erweiterten Gemeinwohlbegriff als 
Grundlage der Nachhaltigkeit mit einer 
„verschärften Sozialpflichtigkeit“ gegen­
über den Gemeingütern (158). Sein Bei­
trag bietet eine knappe wie informier­
te Zusammenfassung der gegenwärtigen 
Debatte um das (Post-)Wachstum und 
konkretisiert sie auf den „grundlegen­
den Wandel“ durch eine sozial-ökologi­
sche Modernisierung (165).

Tobias Gumbert und Doris Fuchs tei­
len in ihrem Beitrag „Nachhaltige Ent­
wicklung ist Wohlstand ohne Wachs­
tum“ den Optimismus einer marktori­
entierten ökologischen Modernisierung 
nicht. Sie verweisen auf ein „gigantisches 
Marktversagen“ (177). Wirtschaftlicher 
Wohlstand und Naturverbrauch lassen 
sich nicht entkoppeln. Sie argumentie­
ren eindringlich Nachhaltigkeit und Ge­
meinwohl als demokratische Herausfor­
derungen in den Blick zu nehmen (was 
in den anderen Beiträgen nur am Rande 
erwähnt wird), insbesondere in der Fra­
ge: „Was heißt für uns ‚gut zu leben‘ im 
Rahmen biophysischer Grenzen.“ (180)

Christian Müller bezweifelt die The­
se, dass Wachstum und Nachhaltigkeit 
ein Widerspruch sind. „Ein Verzicht auf 

wirtschaftliches Wachstum wäre keine 
Lösung der angesprochenen Herausfor­
derungen, sondern ein zusätzliches Pro­
blem.“ (191) Müller verweist anhand 
von empirischen Studien auf die en­
gen Zusammenhänge von wirtschaft­
lichen Wachstum mit Verteilung, Be­
schäftigung, Lebenszufriedenheit sowie 
Rechtsstaat und Demokratie. Er kritisiert 
die „grundlegende Ablehnung marktwirt­
schaftlicher Systeme“ (191).

Die Einsicht in die dramatischen 
umweltpolitischen Herausforderungen 
ist der gemeinsame Ausgangspunkt der 
Autorinnen und Autoren. Sie hält ih­
re unterschiedlichen Positionen trotz 
zum Teil gegenseitiger Kritik zusam­
men. Dieses Ringen um erfolgreiche 
Ansätze und Instrumente der Umwelt­
politik unterscheidet das Buch von der 
lähmenden Blockade der Rede und Ge­
genrede im gegenwärtigen öffentlichen 
politischen Diskurs. Zwar gibt es gegen­
wärtig ein überraschendes und erstaun­
liches öffentliches Interesse an den öko­
logischen Themen, aktuell getragen von 
den Sorgen um das Insektensterben und 
der fridays for future-Bewegung. Gleich­
zeitig gewinnen die rechtspopulistischen 
Parteien an Zulauf, die die umweltpoliti­
schen Herausforderungen generell in Ab­
rede stellen. Schon von der Notwendig­
keit einer zukunftsfähigen Umweltpolitik 
zu überzeugen, braucht es ein beharrli­
ches, ausdauerndes Engagement. Das le­
senswerte Buch „Umweltpolitik: global 
und gerecht“ bietet dazu reichlich Ar­
gumentationsfutter.

Detlef Herbers, Dortmund
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Wolfgang Thierse: Integrity, Decency, 
Respect … It is not what you say, but 
how you say it? On the Style of Politi-
cal Communication in Times of Globali-
zation and Digitalization

The trust in democracy and the so­
cial constitutional state recedes alarm­
ingly. Considering globalization, digital­
ization and immigration, customs and 
things you take for granted are dissolv­
ing. The complexity of the future seems 
uncertain and daunting and the wish for 
easier authoritarian reliabilities is grow­
ing. This dangerous crisis requires the ac­
tive defense of the democracy. Therefore, 
there will be stated ten central aspects 
to strengthen it.

The following text documents the 
speech given by Wolfgang Thierse during 
the Kommendefest in November 2018.

Oliviero Angeli: Migration as Problem 
of Modern Democracies

In controversies about the “refugee 
crisis” migration is seen as a new chal­
lenge. But behind the current phenom­
enon of migration is a long evolution 
of democratic national states defined by 
territory, and their welfare policy, which 
has let migration become a “problem”. Re­
cently, the strong political polarization 
between traditional and liberal ideas of 
society, the dispute about who belongs to 
the “nation” and who not, has emerged. 
However, the obvious tension between 
migration and democracy can not be 
solved one-sided. Modern democracies 
have to just not live with the pluralism 
and rivalry of political views about con­
troversial themes as migration but they 
should have the argument about truth 
and justness in the open.

Rolf Ahlrichs: Against the Hazards of 
Democracy. Chances of Participatory 
Democracy Building in Associations

A differentiated view on the caus­
es of the current division of the society 
and the connected crisis of the democ­
racy shows subjacent fears of a social, 
economic and political loss of control. 
Against it, there are increasing demands 
for different types of Democracy Build­
ing. However, they lack a democratic-
theoretical as well as an institutional and 
educational basis.

This article suggests a lifeworld un­
derstanding of democracy that over­
comes the dominant ideas of competi­
tive democracy and integrates the pre­
viously excluded groups in democratic 
decisions in terms of a deliberative or 
radical democracy. This raises the ques­
tion where people can make such expe­
riences with democratic negotiation pro­
cesses. And thus leads to local authorities 
and, especially, to municipal associations 
as a place for a discursive public sphere

Ute Scheub: Empowerment and Future 
of the Democracy

Democratic self-determination and 
participation is practically a physical and 
emotional basic need. It has to do with 
the human voice and wish for response 
and connection. The usual fixation on 
electoral democracy over here does not 
satisfy those wishes. In order to save the 
endangered democracy, it should be add­
ed participatory and direct types. Such 
types are suitable for all levels, from small 
villages to the EU.

Oliver Hidalgo: Normative-Theoretical 
Dimensions of the Democracy in His-
tory and Present

From the democracy it is often said 
that it is a normative contingent, in­
consistent and incoherent idea, which 
does not keep its idealistic promises be­
cause of that. A systematizing and syn­
optic view in the complex intellectual 
and conceptual history shows however, 
that although contradictory principles 
are subsumed under this concept, they 
offer an intersubjective discursive frame 
at the same time. In this frame, the nor­
mative issues and political conflicts can 
be carried out in an authentic way. The 
article at hand would like to demonstrate 
how from such democratic “antinomies” 
a specific normativity arises, which gives 
the democracy its actual characteristic, 
and no epistemic disorientation.

Summaries
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Wolfgang Thierse : Sérieux, bienséance, 
respect … Est-ce le ton qui fait la chan-
son ? Sur le style de la communication 
politique à l’ère de la mondialisation et 
du numérique

La confiance dans la démocratie et 
l’Etat de droit social s’affaiblit de fa­
çon alarmante. Face à la mondialisa­
tion, la numérisation et l’immigration, 
les habitudes et les évidences se dissol­
vent. La complexité de l’avenir crée des 
sentiments d’insécurité et de peur. Il y a 
une nostalgie croissante pour des certi­
tudes simples et autoritaires. Cette cri­
se menaçante exige une défense active 
de la démocratie. A cette fin, le texte 
présente dix aspects majeurs suscepti­
bles de la renforcer. Il est identique au 
discours, prononcé par Wolfgang Thierse 
lors de la fête de la » Kommende « en no­
vembre 2018.

Oliviero Angeli : La migration en tant 
que problème des démocraties mod-
ernes

Dans les controverses autour de la 
» crise des réfugiés «, la migration est per­
çue comme un nouveau défi. Derrière le 
phénomène migratoire actuel se cache 
une longue histoire de développement 
d’États-nations démocratiques définis 
territorialement et de leurs politiques 
de providence, qui ont fait de la migra­
tion un » problème «. A l’heure actuelle, 
en revanche, il existe une forte polarisa­
tion politique entre les idées tradition­
nelles et les conceptions libérales de la 
société. Elle s’est manifestée dans le con­
flit sur l’appartenance (ou non) au » pe­
uple «. Dans ce contexte, la tension en­

tre migration et démocratie, qui va en 
s’accentuant, ne peut être résolue uni­
latéralement. Les démocraties modernes 
ne doivent pas seulement vivre avec la 
pluralité et la concurrence d’ opinions 
politiques sur des sujets controversés tels 
que la migration – elles devraient gérer 
ouvertement les comflits au sujet de la 
vérité et la pertinence.

Rolf Ahlrichs : Contre les dangers de la 
démocratie. Les chances d’une éduca-
tion à la démocratie participative dans 
l’association

Un examen différencié des causes de 
la scission actuelle de la société et de la 
crise de la démocratie qui s’y rattache, 
révèle des angoisses profondes vis-à-vis 
d’une perte de contrôle aux niveaux so­
cial, économique et politique. Pour y faire 
face, on revendique de plus en plus de dif­
férentes formes de formation démocrat­
rique qui, cependant, manquent de bas­
es théoriques au niveau de la démocratie 
aussi bien qu’à celui des institutions et de 
la pédagogie. L’article propose une con­
ception de la démocratie basée sur la vie 
quotidienne, qui surmonte l’idée domi­
nante de la démocratie de concurrence 
et intègre dans les décisons démocra­
tiques – dans la lignée d’une démocra­
tie délibérative ou radicale – des groupes 
jusqu’ici exclus. Là se pose la question 
de savoir où les gens peuvent acquérir 
des expériences concernant les processus 
de négociation démocratique. Cela ren­
voie à la commune et particulièrement 
à l’association communale comme lieu 
de vie publique et de débat..

Ute Scheub : Renforcemant et avenir 
de la démocratie

L’autodétermination et la codécision 
démocratiques sont des besoins fonda­
mentaux voire physiques et affectifs. Ils 
renvoient à la voix humaine et au désir de 
résonnance et de relation. La fixation sur 
la démocratie électorale, qui est habitu­
elle dans nos pays, n’y répond pas. Si l’on 
veut sauver la démocratie menacée, il fa­
udrait la compléter par des formes par­
ticipatives et directes. Des exemples mon­
trent que de tels formats conviennent à 
tous les niveaux, du petit village à l’UE.

Olivier Hidalgo  : Dimensions norma-
tives et théoriques de la démocratie 
dans l’histoire et le présent

On dit souvent que, du point de vue 
normatif, la démocratie est une idée con­
tingente, inconsistante et incohérente, 
et que, de ce fait, elle ne peut tenir ses 
promesses idéalistes. Un regard qui tente 
de systématiser et de faire une synopse 
des idées qui marquent l’histoire com­
plexe du concept de » pouvoir du peu­
ple «, révèle en effet les principes con­
tradictoires que ce concept comporte. 
Pourtant, ceux-ci déploient un cadre 
de débat intersubjectif dans lequel les 
querelles normatives et les différends 
politiques de la démocratie peuvent 
s’exprimer d’une façon authentique. Cet 
article veut démontrer comment de ces 
» antinomies « démocratiques ne résulte 
aucune désorientation épistémologique 
mais plutôt une normativité spécifique 
qui donne à la démocratie sa véritable 
caractéristique.
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